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Auf Grund des § 3 Abs. 5, des § 5 Abs. 1, des § 6 
Abs. 4 und 8, des § 12 Abs. 3, des § 23 Abs. 4, des 
§ 24 Abs. 1 und 2, des § 25 Abs. 2, des § 34 Abs. 3, 
des § GO Abs. 2 und 3, des § 66 Abs. 2, des § 72 
Abs. 1 und 2, des § 73 Abs. 3, des § 78 Abs. 1 und 
des § 79 Abs. 1 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 
(Bundesgeselzbl. I S. 737) und des § 14 der Reichs- 
abgabenordnung vom 22. Mai 1931 (Reidisgesetzbl. I 
S. 161) in der zur Zeit geltenden Fassung wird ver¬ 
ordnet: 


Zu § 1 Abs. 2 des Gesetzes 

§ 1 

Verbringen von Waren 

(1) Waren werden noch nicht in das Zollgebiet 
gebracht, solange ein Luftföhrzeug auf dem Fluge 
zwischen Flugplätzen, die außerhalb des Zollgebiets 
liegen, das Zollgebiet ohne Zwischenlandung über¬ 
fliegt und dabei Waren weder an Bord noch von 
Bord gebracht werden. 

(2) Waren werden noch nicht aus dem Zollgebiet 
gebracht, solange 

1. ein Luftfahrzeug im unmittelbaren Verkehr 
zwischen Flugplätzen des Zollgebiets das 
Zollausland oder ein Zollfreigcbiet ohne 
Zwischenlandung überfliegt und dabei 
Waren weder an Bord noch von Bord ge¬ 
bracht werden, 

2. ein Schiff im unmittelbaren Verkehr zwi¬ 
schen Hiifen des Zollgebiets auf den in der 
Anlage 1 bezeichneten Strecken ein Zoll¬ 
freigebiet ohne Halt durchfährt und dabei 
Waren weder an Bord noch von Bord ge¬ 
bracht werden; das Abweichen von dieser 
Strecke oder auch das Halten bleibt außer 
Betracht, soweit es nach den Umständen 
unvermeidlich ist. 

(3) Im Warenverkehr zwischen Deutschland und 
Luxemburg über das gemeinsame Hoheitsgebiet 
Deutschlands und Luxemburgs (Flußläufe der Mosel, 
der Our und der Sauer) sind Waren 

1. aus Luxemburg erst in das Zollgebiet ge¬ 
bracht, wenn sie auf das deutsche Ufer 
gelangt sind, 

2. aus dein Zollgebiet erst nach Luxemburg 
gebracht, wenn sie auf das luxemburgische 
Ufer gelangt sind. 

(4) Im Warenverkehr über den Bodensee (ein¬ 
schließlich des Untersoos) sind Waren aus der 
Schweiz oder aus Österreich erst in das Zollgebiet 
gebracht, wenn sie in einen deutschen Hafen, an das 
deutsche Ufer odei an damit verbundene Anlagen 
gelangt sind. 

(5) Im Warenverkehr über den Bodensee östlich 
des Kons tanze r Trichters sind Waren erst aus dem 
Zollgebiet, gebracht, wenn sie in einen schweizeri¬ 
schen oder österreichischen Hafen, an das schweize¬ 
rische oder österreichische Ufer oder an damit ver¬ 
bundene Anlagen gelangt sind. 


Zu § 3 Abs. 1 und 2 des Gesetzes 
§ 2 

Zollstraßen 

(1) Die Zolistraßen werden im Bundesanzekjer 
bekanntgegeben. Für Zollstraßen, die an der See¬ 
zollgrenze beginnen, kann bestimmt werden, daß sie 
ganz oder streckenweise nur für Schiffe über 
50 Bruttoregistertonnen Zollstraßen sind. 

(2) Eisenbahnverkehr ist nur der Schienenverkehr. 

(3) Kann die Zollstraße wegen höherer Gewalt 
oder dringender Gefahr nicht eingehaltcn werden, 
so darf in dem dadurch gebotenen Umfang von ihr 
abgewichen werden. 

(4) Der Gestellungspflichtige hat es der nächsten 
Zollstelle oder dem ersten angetroffenen Zollbedien¬ 
steten unverzüglich anzuzeigen, wenn von der Zoll¬ 
straße abgewichen oder die Beförderung auf der 
Zollstraße unterbrochen wird. 

(5) Waren, die bei der Einfuhr von der Gestellung 
befreit sind, sind auch vom Zollstraßenzwang befreit. 
Darüber hinaus kann für einzelne Fälle zur Erleich¬ 
terung des Verkehrs Befreiung vom Zollstraßen¬ 
zwang im Verwaltungsweg gewährt werden, soweit 
dadurch die Zollbelange nicht gefährdet werden. 

Zu § 3 Abs. 3 des Gesetzes 

§ 3 

Zollandungsplätze; Verkehrsverbote 

(1) Die Zollandungsplätze werden im Bundesan¬ 
zeiger bekanntgegeben. Für einzelne Landungs¬ 
plätze kann bestimmt werden, daß sie nur zu be¬ 
stimmten Zeiten oder auch nur für bestimmte 
Schiffe Zollandungsplätze sind. 

(2) Die Verkehrsverbote des § 3 Abs. 3 des Ge¬ 
setzes gelten 

1. für einfahrende Schiffe bis zu dem Zeit¬ 
punkt, in dem das Schiff als solches, der 
Schiffsbedarf und die Habe der Besatzung 
und der Fahrgäste zollamtlich abgefertigt 
sind, 

2. für ausfahrende Schiffe von dem Zeitpunkt 
an, in dem die zollamtliche Behandlung be¬ 
endet ist. 

(3) Einfahrende und ausfahrende Schiffe dürfen 
auf der Zollstraße mit anderen Fahrzeugen in Ver¬ 
bindung treten, außerhalb eines Zoliandungspiatzes 
anlegen oder sonst mit dem Land in Verbindung 
treten, 

1. soweit es nötig ist, um Verpflichtungen 
gegenüber Behörden zu erfüllen oder Lotsen 
an Bord zu nehmen oder abzusetzen, 

2. soweit es nötig ist, um anderen Fahrzeugen 
oder Personen die nach den Umständen 
gebotene Hilfe zu leisten, 

3. soweit es wegen höherer Gewalt oder drin¬ 
gender Gefahr nötig ist, 

4. soweit es nötig ist, um Ladung in unvorher¬ 
gesehenen Fällen zu leichtern oder zu 
löschen oder andere dringende Angelegen¬ 
heiten des Schiffsbetriebs wahrzunehmen. 
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In den Fällen der Nummern 3 und 4 hat: der Schiffs- 
lührer den Sachverhalt der nächsten Zollstelle oder 
dem ersten angetrotienen Zoll Bediensteten unver¬ 
züglich anzuzeigen. 

(4) Darüber hinaus kann für einzelne Fälle zur 
Erleichterung des Verkehrs Befreiung von den Ver¬ 
kehrsverboten des § 3 Abs. 3 des Gesetzes im Ver¬ 
waltungsweg gewährt werden, soweil. dadurch die 
Zollbelange nicht gefährdet werden. 

(5) Die Verkehrsverbote des § 3 Abs. 3 des Ge¬ 
setzes gelten nicht 

1. für einfahrende Schiffe, die nach § 6 Abs. 1 
nicht Zollgut werden, 

2. für ausfahrende Schiffe, wenn eine zollamt¬ 
liche Behandlung nicht erforderlich ist. 


Zu § 3 Abs. 4 des Gesetzes 

§ 4 

Zollflugplätze 

(1) Die Zollflugplätze werden im Bundesanzeiger 
bekanntgegeben. 

(2) Bei höherer Gewalt, bei dringender Gefahr 
oder auf behördliche Weisung darf ein einfliegendes 
Luftfahrzeug außerhalb eines Zollflugplatzes landen. 
Der Führer des Luftfahrzeugs hat die Landung der 
nächsten Zollstelle unverzüglich anzuzeigen, wenn 
er den Flug zu einem Zollflugplatz nicht alsbald 
ohne Änderung der Ladung, der Besatzung und der 
Fluggäste tortsetzt.. 

(3) Ist ein von einem Zollflugplatz ausfliegendes 
Luftfahrzeug wegen höherer Gewalt, wegen drin¬ 
gender Gefahr oder auf behördliche Weisung außer¬ 
halb eines Zollflugplatzes gelandet, so darf es den 
Flug in das Zollausland oder ein Zollfreigebiet von 
diesem Landeplatz aus ohne Änderung der Ladung, 
der Besatzung und der Fluggäste fortsetzen. 

(4) Darüber hinaus kann für einzelne Fälle zur 
Erleichterung des Verkehrs Befreiung vom Zollflug¬ 
platzzwang im Verwaltungsweg gewährt werden, 
soweit dadurch die Zollbelange nicht gefährdet 
werden. 

(5) Der Zollflugplat.zzwang nach § 3 Abs. 4 des 
Gesetzes gilt nicht 

1. für cinfliegende Lufliahrzeugc!, die nach § 6 
Abs. 1 nicht Zollgut werden, 

2. für ausfliegende Luftfahrzeuge, wenn eine 
zollamtliche Behandlung nicht erforderlich 
ist. 


Zu § 4 des Gesetzes 

§ 5 

Zollstunden; Reiseverkehr 

(1) Die Zollstunden werden für jede Zollstraße 
durch Aushang bei den Zollslellen bekanntgegeben, 
die an der Zollstraße liegen. 


(2) Reiseverkehr ist die Einfuhr und Ausfuhr von 
Waren, die von Personen im Rahmen des auf einer 
Reise üblichen mitgeführt werden, einschließlich der 
dabei verwendeten Beförderungsmittel. Mitgeführt 
sind auch Waren, die auf dem gleichen Beförde¬ 
rungsweg als Reisegepäck befördert werden. 


Zu § 5 Abs. 1 des Gesetzes 

§ 6 

Einfuhr als Freigut 
(1) Zollgut werden nicht 

1. Beförderungsmittel, die üblicherweise 
durch menschliche Kraft bewegt werden, 
wenn sie entweder als Rückwaren (§ 57) 
zollfrei sind oder von im Zollausland woh¬ 
nenden Personen eingeführt werden und 
als Reisegerät (§ 46) zollfrei sind, 

2. Waren (ausgenommen Beförderungsmit¬ 
tel), die als Reisegerät (§ 46) oder als 
Reiseverzehr (§ 47) zollfrei sind, wenn sie 
von Personen ohne Beförderungsmittel 
oder mit solchen Beförderungsmitteln ein¬ 
geführt werden, die nach Nummern 1, 6 
bis 8 und 10 Buchstabe a nicht Zollgut 
werden, 

3. Geräte, Tiere, Fahrzeuge und andere 
Waren grenzdurchschnittener land- und 
forstwirtschaftlicher, vom Zollgebiet aus 
bewirtschafteter Betriebe, wenn sie zur 
Bewirtschaftung ihrer außerhalb des Zoll¬ 
gebiets liegenden Grundstücke ausgeführt 
worden sind und als Rückwaren (§ 57) 
zollfrei sind und wenn die weiteren Vor¬ 
aussetzungen des Absatzes 3 vorliegen, 

4. zollfreie land- und forstwirtschaftliche Er¬ 
zeugnisse grenzdurchschnittener, vom Zoll¬ 
gebiet aus bewirtschafteter Betriebe (§ 59), 
wenn die weiteren Voraussetzungen des 
Absatzes 3 vorliegen, 

5. Saatgut, Pflanzgut, Düngemittel und Schäd¬ 
lingsbekämpfungsmittel land- und forst¬ 
wirtschaftlicher, vom Zollausland aus be¬ 
wirtschafteter Betriebe, wenn sie auf deren 
Grundstücken im Zollgebiet verwendet 
werden sollen und nach zwischenstaat¬ 
lichen Verträgen zollfrei sind und wenn 
die weiteren Voraussetzungen des Ab¬ 
satzes 3 Satz 2 vorliegen, 

6. Wasserfahrzeuge im Zollgebiet wohnender 
Fischer, Steinfischer und dergleichen mit 
ihrem Schiffsbedarf, wenn Fahrzeug und 
Schiffsbedarf als Rückwaren (§ 57) zollfrei 
sind, und mit ihren frischen Fängen, wenn 
diese nach §§ 61 und 63 zollfrei sind, oder 
mit ihren zollfreien Sammelergebnissen an 
Steinen, Sand, Schlick, Muschelschalen, 
Meerwasser, Seetang, Seegras und der¬ 
gleichen, 

7. Wasserfahrzeuge der Behörden, der Bun¬ 
deswehr, der Lotsen und des Seenotdien- 
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sl.es mit ihrem Schiffsbedarf, wenn Fahr¬ 
zeug und HchiHsbechm als Rückwaren 
(§ 57) zollfrei sind, 

8. Schlepper und nur dem Personenverkehr 
dienende Wassorl'ohc, ouge mit ihrem 
Schiffsbedarl, wenn Fahrzeug und Schiffs¬ 
bedarf als Rückwaren (§ 57) zolffrei sind 
und die Fahrt innerhalb des in der An¬ 
lage 2 bezeichneton Gebiets vor der deut¬ 
schen Krisle (Küstengebiet) oder in Frei¬ 
häfen durchgolührf worden ist, 

9. die in Nummer (I bezeidineten Sammel¬ 
ergebnisse, wenn sie vom Strand aus ge¬ 
wonnen werden, 

10. a) Land- und Luftlahrzeuge der Behörden 

und der Bundeswehr, 

b) Sduenenfahrzouge im öffentlichen 
Eisenbahnverkehr, 

wenn sie als Rückwaren (§ 57) zollfrei 
sind, mit ihren zollfreien Betriebsstoffen, 

11. als Rückwaren (§ 57) zollfreie Umschlie¬ 
ßungen, Behälter und Lademittel, 

12. einfliegende Brieftauben, die als Rück¬ 
waren (§ 57) zollfrei sind. 

Im Poslverkehr werden nicht Zollgut 

1. Briefe und Wertbriefe, die nur Mitteilun¬ 
gen, gültige Zahlungsmittel, Wertpapiere, 
Akten, Urkunden, Manuskripte oder 
andere Schriftstücke, Korrekturbogen oder 
Waren des Buchhandels (nicht jedoch 
Antiquitäten) enthalten, 

2. Päckchen, die nur Akten, Urkunden, Manu¬ 
skripte oder andere Schriftstücke, Korrek¬ 
turbogen oder Waren des Buchhandels 
(nicht jedoch Antiquitäten) enthalten, 

3. Werlkästchen, die nur gültige Münzen ent¬ 
halten, 

4. Postkarten, 

5. Geschäftspapioro, auch als Mischsendung 
mit Drucksachen, 

6. Drucksachen (ausgenommen Drucksachen 
mit Antiquitäten und Drucksachenpakete), 
auch als Misdisendung mit Geschäfls- 
papieren, 

7. Zeitungen und Zeitschriften, deren Bezug 
die Deutsche Bundespost nach dem Post- 
zeitungsahkommen zum Weltpostvertrag 
oder auf Grund besonderer Vereinbarun¬ 
gen oder Verträge vermittelt, 

8. Sendungen mit Akten, Dionstpapiorcn und 
dergleichen, die unter amtlichem Siegel 
oder Stempel einer staatlichen Behörde, 
einer ausländischen diplomatischen Vertre¬ 
tung oder Konsularverlretung oder einer 
amtlichen internationalen Organisation für 
eine entsprechende Steile oder ihren Be¬ 
auftragten eingehen, 

9. Blindensdirif I sendungen, 


10. Phonopostsendungen mit Tonträgern, die 
nur Mitteilungen enthalten, 

11. andere Sendungen, die nach § 54 zollfrei 

12. Sendungen, die aus dem freien Verkehr 
des Zollgebiets ohne Erlaß, Erstattung oder 
Vergütung von Zoll ausgeführt wurden 
und entweder unverändert durch das Zoll¬ 
ausland oder ein Zollfreigebiet befördert 
worden sind oder als unzustellbar an den 
Absender zurückgehen. 

(3) Ein Betrieb wird vom Zollgebiet aus bewirt¬ 
schaftet (Absatz 1 Nrn. 3 und 4), wenn seine Wohn- 
und Wirtschaftsgebäude im wesentlichen im Zoll¬ 
gebiet liegen und alles zur Bewirtschaftung Erfor¬ 
derliche vom Zollgebiet aus auf die außerhalb gele¬ 
genen Grundstücke gebracht wird. In den Fällen des 
Absatzes 1 Nrn. 3 bis 5 ist weitere Voraussetzung, 
daß der Inhaber des land- oder forstwirtschaftlichen 
Betriebes vor der Einfuhr Anmeldepflichten erfüllt, 
wenn ihm das Hauptzollamt solche auferlegt hat. 

(4) Waren, die Verboten und Beschränkungen für 
den Warenverkehr über die Grenze unterliegen, 
werden stets Zollgut. 


§ 7 

Gestellung bei der Einfuhr 
(1) Zuständige Zollstelle für die Gestellung ist 

1. im Landstraßen- und Binnensditffahrts ver¬ 
kehr die erste an der Zollstraße gelegene 
Zollstelle, 

2. im Seeverkehr die erste an der Zollstraße 

gelegene Zollstelle: für Schiffe, die ein 
Zollzeichen nach Anlage 3 ununterbrochen 
zulässigerweise führen (§ 8), und für 

Schiffe der Bundeswehr jede an der Zoll¬ 
straße gelegene Zollstelle, 

3. im Luftverkehr die Zollstelle bei dem 
ersten angeflogenen Zollflugplatz, mit deren 
Zustimmung auch jede andere Zollstelle bei 
einem Zollflugplatz, 

4. im öffentlichen Eisenbahnverkehr eine zur 
ZoUbebandlung von Waren im Eisenbahn¬ 
verkehr befugte Zollstelle (Eisenbahnzoll¬ 
stelle), und zwar 

a) im Reiseverkehr (ausschließlich des auf¬ 
gegebenen Reisegepäcks) die Eisenbahn¬ 
zollstelle, bei der planmäßig nach der 
Einfuhr zum ersten Male gehalten wird, 

b) sonst jede Eisenbahnzollstelle, 

5. im Verkehr durch Rohrleitungen oder über 
andere Beförderungswege die Zollstelle, in 
deren Bezirk das Zollgut die Zollstraße ver¬ 
läßt, 

6. im Postverkehr abweichend von Nummern 
1 bis 5 jede zur Zollbehandlung im Post¬ 
verkehr befugte Zollstelle (Postzollstelle), 

7. bei der Einfuhr im Sinne des § 1 Abs. 2 
Satz 3 des Gesetzes die nächstgelegene 
Zollstelle. 


Zu § 6 Abs. 1 des Gesetzes 
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(2) Kann bei zulässigem Abweicheu von der Zoll¬ 
straße oder bei zulässigem Landen außerhalb eines 
Zollflugplatzos die nach Absatz 1 zuständige Zoll- 
slclle nicht erreicht worden, so ist die nächste Zoll¬ 
stelle zuständig. 

(3) Beschränkungen der Zuständigkeit auf Grund 
von Verboten und Beschränkungen für den Waren¬ 
verkehr über die Grenze und auf Grund von Wei¬ 
sungen eines Zollansageposlens (§ 6 Abs. 2 des Ge¬ 
setzes) bleiben unberührt. 

(4) Die Befugnisse! einzelner Zoilslellen zur Vor¬ 
nahme bestimmter Amtshandlungen richten sich 
nach den Anordnungen, die der Bundesminister der 
Finanzen auf Grund des § 3 3 Satz 2 des Gesetzes 
über die Fmanzverwaltung ge! rollen hat. 

§ ß 

Führen der Zollzeichen 2 und 3; Seezolihäfen 

(1) Das Zollzeichen 2 nach der Anlage 3 dürfen 
Schiffe führen, die 

1. ein als Zollhilfsperson zugelassener Lotse 
begleitet oder 

2. das Hauptzol'lamt dafür besonders zugelas¬ 
sen hat. Die Zulassung wird nur widerruf¬ 
lich und nur für Schilfe über 50 Bruttoregi¬ 
stertonnen erteilt; sie setzt voraus, daß 
Schiffseigner und Schiffsführer nach dem 
Ermessen der Zollverwaltung vertrauens¬ 
würdig sind. Zuständig für die Zulassung 
ist. das Hauptzollamt, in dessen Bezirk der 
Heimathafen des Schiffes liegt; liegt der 
Heimathafen nidit im Geltungsbereich des 
Gesetzes, so ist jedes Hauptzollamt zustän¬ 
dig, in dessen Bezirk sich Seezollhäfen 
befinden. 

(2) Das Zollzeichen 3 nach der Anlage 3 dürfen 
alle anderen Schiffe führen. 

(3) Hat ein Schiff das Zollzeichen 2 zulässiger¬ 
weise nur geführt, weil es von einem als Zollhilfs¬ 
person zugelassenen Lotsen begleitet war, so hat es 
das Zollzeichen 3 zu führen, sobald sich kein solcher 
Lotse mehr an Bord befindet. 

(4) Seezollhafen ist jeder Hafen, der an einer an 
der Seczollgrenze oder Freihafengrcnze beginnen¬ 
den Zollslraße liegt und in dem sich eine nach § 7 
Abs. 1 Nr. 2 zuständige Zollstelle für die Gestellung 
befindet. 

§ 9 

Gestellungspflichtiger 

(1) Zollgut hat in das Zollgebiet gebracht, 

1. wer es selbst befördert oder in seiner An¬ 
wesenheit durch andere befördern läßt, 

2. sonst der Empfänger oder mangels eines 
Empfängers jeder andere, der bewirkt hat, 
daß es in das Zollgebiet gelangt ist oder 
darin bleibt. 

(2) Im öffentlichen Eisenbahnverkehr ist Zollgut 
durch diejenige deutsche Eisenbahn Verwaltung in 
das Zollgebiet gebracht, mit deren Einvernehmen es 
befördert wird. 


(3) Bei Leichterungen braucht der Führer des ge¬ 
leichterten Sdiiffes die geleichterten Waren nicht 
selbst zu gestehen, soweit der Führer des Leichter¬ 
schiffes die Gestellungspflicht durdi sdiriftlidie 
Erklärung gegenüber einer Zollstelle, einem Zoll¬ 
ansageposten oder dem Führer eines Wasserzoll¬ 
fahrzeugs übernommen hat. 

Zu § 6 Abs. 3 des Gesetzes 

§ 10 

Gestellung bei der Ausfuhr 

Zuständige Zollstelle für die Gesteilung ist, soweit 
in den Vorschriften über die jeweils vorgesebrie- 
bene oder zugelassene Gestellung nichts anderes 
vorgesehen ist, 

1. im Landstraßen- und Binnenschiffahrtsverkehr 
die letzte an der Zollstraße gelegene Zollstelle, 

2. im Seeverkehr jede Zollstelle an der für das 
Schiff zugelassenen Zollstraße, 

3. im Luftverkehr die Zolls!ehe bei dem Zollilug- 
platz, von dem das Luftfahrzeug ausfliegt, und 
jede andere Zollstelle bei einem Zollflugplatz, 
wenn diese die Gestellung zuläßt, 

4. im öffentlichen Eisenbahnverkehr die letzte vor 
der Ausfuhr berührte Eisenbahnzollslelle, 

5. im Verkehr durch Rohrleitungen oder über 
andere Beförderungswege jede Zollstelle, in 
deren Bezirk sich ein Zugang zu der Zollstraße 
befindet, 

6. im Postverkehr abweichend von Nummern 1 
bis 5 jede Postzollstelle, außerdem jede andere 
Zollstelle, die die Gestellung zuläßt. 

§ H 

Überwachung der Ausfuhr gestellter Waren 

(1) Kann eine Zollstelle die seewärtige Ausfuhr 
gestellter Waren bis zur Zollgrenze nicht selbst 
überwachen, so hat das Schiff nach Beendigung der 
zollamtlichen Behandlung das nach § 8 jeweils zu¬ 
lässige Zollzeichen bis zur Zollgrenze zu führen. 
Die Zollstelle kann auch andere oder zusätzliche 
Dberwachungsanordnungen treffen. 

(2) Wenn die Ausfuhr gestellter Waren zollamt¬ 
lich überwacht und die Beförderung zur Zollgrenze 
unterbrochen wird, hat derjenige, der die Beförde¬ 
rung durchführt, dies sofort der nächsten Zollstelle 
oder dem nächsten Zoliansageposten zu melden. Ist 
ein ausfliegendes Luftfahrzeug wegen höherer Ge¬ 
walt, wegen dringender Gefahr oder auf behördliche 
Weisung außerhalb eines Zollflugplatzes gelandet 
und setzt es alsbald den Flug zu einem Zollflugplatz 
fort, so genügt es, wenn die Unterbrechung der 
Zollstelle bei diesem Zollflugplatz gemeldet wird. 
Die Unterbrechung braucht nicht gemeldet zu wer¬ 
den, wenn ein Luftfahrzeug im Falle des § 4 Abs. 3 
den Flug in das Zollausland oder ein Zollfreigebiet 
alsbald fortselzt. 

Zu § 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes 

§ 12 

Amtsplatz; Gestellung 

(1) Amtsplatz sind diejenigen durch Aushang bei 
der Zollstelle bekanntgegebenen Räume und Flä- 
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euer d Mt d< in J < i > hl, t*m unende zollamtliche 

(2) Waren sind der ZolJsl.ellu zur Verfügung ge¬ 
stellt, sobald der Geslelicnde üir mitgeteill. hat, daß 
Sie an den Amlsplalz der Zollstolle oder den von 
ihr bestimmten Ort gebfädit worden sind. 

(3) Führt jemand im Reiseverkehr Waren mit 

sich, die weder VAfborgon (§ BO Abs. 2 Nr. 1. des 
<3.t> • ^ noch •/um Hände! oder zur gewerblichen 

Verwendring bestimmt sind, so genügt es für die 
Gestellung, daß er mit den Waren am Amtsplatz 
■ alcr .in dein von Her Zollslol Io bestimmten ttd 
erscheint. 

(4) R<-i d; ! Cif.ieliuiuj hat cs der Cos tollende: an- 
zuzeigeM, wenn die Warm nach d>-i Einfuhr voi- 
ändert woidon sind. 

(5) Gcstoliic! W.iioi (i'iilen nur mi Hinverständnis 
mit dei /1 >’ Hi ei ie vom Flak; der Gestellung entfern! 
werden. 

§ 13 

Gestellungsverzeichnis 

(1) Wenn gestelltes Zollgut nicht sofort nach § 9 
des Gesetzes behandelt wird, ist ein vom bestellen¬ 
dem unler/eiclinetes Gesleiliiiigsverzcidinis nach 
vorgescbriebenein Muster abzugoben, aus dem sich 
Art, Menge und Verpackung der gestellten Waren 
ergeben Sollen. Im Festverkehr ist stets ein Gestel- 
iungsverzcichnis abzuooben. Bei Sammelladungen 
kann die Zoltslelle aucii in anderen Fallen ein ver- 
einfachtes Gesielluniisveizeidmis verlangen. 

(2) Legt ein Lull.luhi tunlemelimen, eine Eisen- 
bahnverwallung oder die Deufsdie Bundespost als 
(lesiollungsvcrzcichnis eine Erklärung des Absen¬ 
ders nach vorgosdiriebenom Muster mit den in Ab¬ 
satz 1 vorgesehene« Angaben vor, so braucht der 
Gestellende die Absendererklärung nicht zu unter¬ 
zeichnen. 

(3) Für das Geslellungsverzeichnis ist die deutsche 
Sprache zu verwenden. Daneben sind zugelassen 

1. im Binnenschiffahrtsverkehr auf dem Rhein 
die französische und niederländische 
Sprache, 

2. bei Verwendung einer Absendererklärung 
im Luftverkehr die französische und eng¬ 
lische Sprache, 

3. bei Verwendung einer Absendererklärung 
im Eisenbahnverkehr die französische und 
italienische Sprache, 

4. bei Verwendung einer Absendererklärung 
im Postverkehr die französische, italienische 
und englische Sprache. 

Zu § 6 Abs. 5 und 6 des Gesetzes 

§ 14 

Gestellungsbefreiung 

(1) Zollgut, kann nach § 6 Abs. 5 des Gesetzes 
auch von der Gestellung nach einem Zollgut Versand 
(§ 41 Abs. 2 des Gesetzes) befreit werden, ln diesem 
Falle treffen die Pflichten nach § 6 Abs. 5 Sätze 3 
und 4 des Gesetzes denjenigen, der das Zollgut 
sonst nach § 41 des Gesetzes zu gostellen hätte. 


(2) Für die Entscheidung nach § 6 Abs. 5 des Ge¬ 
setzes ist das Hauptzollamt zuständig, in dessen Be¬ 
zirk sich der Betrieb des Zollbeteiligten befindet. 
Dieses Hauptzollamt bestimmt, welche Zollstelle die 
Anschreibung (§ 39 des Gesetzes) überwacht (über¬ 
wachende Zollstelle). 

(3) Für die Entscheidung nach § 6 Abs. 6 des Ge¬ 
setzes ist das Hauptzoliamt zuständig, in dessen Be¬ 
zirk sich die Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(4) Zollgut, das von der Gestellung befreit ist, 
wird nicht schon dadurch gestellt., daß das Beförde¬ 
rungsmittel, auf dem es verladen ist, gestellt wird, 
Soll von der Gestellung befreites Zollgut nach § 6 
Abs. 5 Sätze 3 und 4 des Gesetzes gestellt werden, 
so ist die überwachende Zollstelle die zuständige 
Zollstelle für die Gestellung. 

Zu § 6 Abs. 8 des Gesetzes 

§ 15 

Gestellungsbefreiung bei der Durchfuhr 

(1) Zollgut ist von der Gestellung befreit, wenn 
es im öffentlichen Eisenbahnverkehr ohne .Ausstel¬ 
lung neuer Frachtpapiere durchgeführt wird. 

(2) Zollgut ist von der Gestellung befreit, -wenn 
es im Postverkehr durchgeführt wird. 

(3) Zollgut ist von der Gestellung befreit, wenn 
es im Luftverkehr ohne Umladung durchgeführt 
wird. 

(4) Schiffe mit dem an Bord befindlichen Zollgut 
sind bei der Durchfuhr auf Zollstraßen im Seever¬ 
kehr oder Seehafenverkehr von der Gestellung be¬ 
freit, wenn sie ein in § 8 vorgesehenes Zollzeichen 
ununterbrochen zulässigerweise führen oder andere 
von der Oberfinanzdirektion erlassene Über¬ 
wachungsbestimmungen beachten. 

(5) Die vorstehenden Absätze gelten nicht, soweit 
Verbote und Beschränkungen für den Warenverkehr 
über die Grenze entgegenstehen. 

Zu § 6 Abs. 2 und 8 des Gesetzes 

§ 16 

Zollansageposten 

(1) Die Zollansagcposten werden im Bundesan¬ 
zeiger bekanntgegeben. 

(2) Der Zollansageposten kann den Gestellungs¬ 
pflichtigen anweisen, ihm die zur Sicherung der Ge¬ 
stellung erforderlichen Anmeldungen abzugeben. 

§ 17 

Zollansageposten im Seeverkehr 

(1) Schiffe brauchen beim Zollansageposten nicht 
zu halten, wenn sie ein in § 8 vorgesehenes Zoll¬ 
zeichen zulässigerweise mindestens bis zum ersten 
Seezollhafen führen, und der Zollansageposten das 
Halten nicht verlangt. Führen sie das Zollzeichen 3 
nach der Anlage 3, so gilt die Erleichterung nur, 
wenn sie dem Zollansageposten Namen, Nationalität 
und Bestimmungshafen melden. 
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(2) Der Zollansageposlen verlangt das Halten von 
Schilfen, die das Zolizeichen 2 oder 3 nach der An¬ 
lage 3 führen, durch die Zeichen nach Anlage 4 ohne 
Rücksicht darauf, ob sich rler Zollunsageposten auf 
einem Zollboot oder an Land befindet. 

(3) Schilfe der Bundeswehr brauchen beim Zoll- 
ansagcpo.stcn nicht zu halten. 

(4) Ist ein Zollansageposten au der Wahrnehmung 
seiner Dienstaufgaben. verhindert, so entfallen die 
Pflichten nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes. 

Zu §§ 11 bis 13 des Gesetzes 

§ 18 

Form des ZolJanlrags und der Zollanmeldung 

(1) Verzichtet die Zoilslelle nach § 12 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes auf die Zollanmeldung, so ist 
der Zollarrtrag mündlich zu stellen. 

(2) ZoUiintrag und Zollanmeldung sind mündlich 
abzugeben 

1. bei der Abfertigung zum freien Verkehr 
und bei der zollamtlichen Überwachung der 
Ausfuhr, Vernichtung oder Umwandlung, 
wenn im Reiseverkehr eine Zollanmeldung 
nach § 13 des Gesetzes verlangt wird, 

2. in anderen Fällen der Abfertigung zum 
freien Verkehr, wenn der gesamte Waren¬ 
wert 200 Deutsche Mark nicht übersteigt; 
wenn die Einfuhr auf einem Handelsge¬ 
schäft beruht und es die Ermittlung der Ab- 
fertigungsgrundlagen erfordert, kann die 
Zollstelle verlangen, daß Zollantrag und 
Zollanmeldung scfirif tlidi abgegeben werden. 

(3) Sollen im Postverkehr eingegangene Sendun¬ 
gen mit zollfreien Waren zum freien Verkehr abge¬ 
fertigt werden, deren gesamter Warenwert 200 Deut¬ 
sche Mark übersteigt, so ist der Zollantrag münd 
lieh zu stellen; als Zollanmeldung dient das vom 
Zollbeteiligten durch Unterschrift anerkannte Ge¬ 
stellungsverzeichnis (§ 13). 

(4) In allen anderen Fällen sind Zollantrag und 
Zollanmeldung zusammen schriftlich abzugeben. 

(5) Zollantrag und Zollanmeldung dürfen sich auch 
auf einen Teil des gestellten Zollguts beziehen. Die 
Zoilslelle kann zulassen, daß Zollantrag und Zoll¬ 
anmeldung Zollgut mehrerer Gestellungen umfas- 

(6) Für schriftliche Zollanträge und Zollanmeldun¬ 
gen ist die deutsche Sprache zu verwenden. Satz 2 
des § 13 A bs. 3 ist anzuwenden. Die Schrift muß 
leserlich und haltbar sein und darf sich nicht leicht 
entfernen lassen. 

§ 19 

Rücknahme und Änderung des Zollanlrags 

Ein schriftlich gestellter Zollanlrag kann nur 
schriftlich zurückgenommen oder geändert werden. 
Eine Rü-'.rmbuie des Zollanlrags liegt auch vor, 
wenn clor Zc The teil itjUj eine andere Art der Zollbe¬ 
handlung beantragt. In diesem Sinne sind die in § 9 
Abs. 1 NY. 2 des Gesetzes aulgeführten besonderen 
Zollverkehre verschiedene Arten der Zollbehand- 
luny. 


§ 20 

Zollanmeldung 

(1) Anzumelden sind vor allem 

1. Name und Anschrift des Absenders und 
des Empfängers der Ware, 

2. Zahl, Art, Zeichen und Nummern der Pack¬ 
stücke oder der Behältnisse, bei lose ver¬ 
ladenen Waren der Beförderungsmittel, 

3. Art und Beschaffenheit der Ware nach den 
Benennungen des Zolltarifs, des Sprachge¬ 
brauchs oder der Handelsübung, 

4. die Warenmenge nach Gewicht oder ande¬ 
rem verkehrsüblichem Maßstab, auf Ver¬ 
langen der Zollstelle nach dem von ihr be¬ 
stimmten Maßstab, 

5. das Ursprungsland, 

6. gegebenenfalls die Umstände, von denen 
die Zollfreiheit oder die Anwendung er¬ 
mäßigter Zollsätze im Rahmen von Zoll¬ 
unionen, Freihandelszonen, Präferenzgebie¬ 
ten oder ähnlichen wirtschaftlichen Zusam¬ 
menschlüssen abhängt, 

7. Merkmale und Umstände, die für die Fest¬ 
stellung des Zollwerts von Bedeutung sind, 
oder, soweit es für die beantragte Art der 
Zollbehandlung genügt, der geschätzte Zoll¬ 
wert. 

(2) Die Zollstelle kann im Rahmen des § 12 Abs. 1 
Satz 2 des Geselzes auch auf einzelne in Absatz 1 
aufgeführte Angaben verzichten. 

(3) Schriftliche Zollanmeldungen sind nach vor- 
gesdhriebenem Muster in zwei Stücken abzugeben. 
Liegt jedoch in den Fällen des § 10 Abs. 2 des Ge¬ 
setzes ein Gestellungsverzeichnis vor (§ 13), so dient 
es als Zollanmeldung, wenn es vom Zollbeteiligten 
abgegeben war oder durch Unterschrift anerkannt 
wird. 

§ 21 

Angaben über den Zollwert 

(1) Ist bei einem Zollantrag, der zur Zollerhebung 
führt, der Zollbeteiligte nicht der Käufer oder — 
wenn zwischen Lieferer und Empfänger kein Kauf¬ 
vertrag abgeschlossen worden ist — der Empfänger 
der Ware, so hat derjenige Käufer oder Empfänger, 
in dessen Auftrag die Abfertigung beantragt wird, 
in der Zollanmeldung die Angaben über den Zoll¬ 
wert (§ 20 Abs. 1 Nr. 7) zu machen. 

(2) Die Anmeldungspflicht nach § 20 Abs. 1 Nr. 7 
kann ein anderer im Zollgebiet oder in einem Frei¬ 
hafen ansässiger Käufer der Ware dadurch über¬ 
nehmen, daß er die Angaben über den Zollwert 
macht. 

(3) Wer die Angaben über den Zollwert macht, 
ist Zollwertanmelder. 

(4) Der Zollwertanmelder hat. Preise und Kosten 
in der geschuldeten Währung (§ 25 der Werl.zollord- 
ordnung) anzumelden. Soweit Preise und Kosten 
nach §§ 18, 35 und 36 der Wertzollordnung aufzu¬ 
teilen sind, hat er diese Aufteilung in der Zollan¬ 
meldung vorzunehmen. 
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(5) Bei SiMiinielseiidiingeri gleichartiger Waren 
kann die Zolisi-.'llr. zu lass« n, doll die Angaben über 
den Zollwerl in einer Anlage zur Zollanmeldung zu- 
sfiimnenge.steiH werden. Sind die einzelnen Sen¬ 
dungen an verschiedene Kinder gerichtet, so gilt 
dies nur, wenn ein gemeinsamer Bevollmächtigter 
aller Käufer als ZollbeloiJigler auilriU. 

(6) Sind die einzelnen Posten einer Sendung nach 
Warenart, Güte oder Preisklasse in der Rechnung 
(§ 22 Abs. 3) übersichtlich dargestellt, so darf inso¬ 
weit auf die Rechnung Bezug genommen werden. 

§ 22 

Unterlagen für die ZollbehandJung 

(1) Wenn für eine günstigere Zollbehandlung 
nicht die Vorlage eines bestimmten Ursprungszeug¬ 
nisses vorgeschrieben ist, kann der Ursprung einer 
Ware nachgewiesen werden 

1. durch ein Ursprungszeugnis einer amtlichen 
oder amtlich dafür anerkannten Stelle des 
als Ursprungsland angcmelde.ten Landes, 
aus dem sich die Tatsachen ergeben, die 
nach § 28 des Gesetzes für den Ursprung 
von Bedeutung sind, 

2. durch andere schriftliche Unterlagen (z. B. 
Rechnungen, Beförderungsurkunden, Schrift¬ 
wechsel) oder durch Warenmerkmale, aus 
denen sich der Ursprung der Ware ergibt. 

(2) Die Umstände, von denen die Zollfreiheit oder 
die Anwendung ermäßigter Zollsätze im Rahmen 
von Zollunionen, Freihandelszonen, Präferenzgebic- 
ten oder ähnlichen wirtschaftlichen Zusammenschlüs¬ 
sen abhängt, können nur auf die vorgesehene, im 
Bundesgesetzblatt oder Bundesanzeiger veröffent¬ 
lichte Weise nachgewiesen werden, fm Reiseverkehr 
kann der Nachweis für Waren, die weder zum Han¬ 
del noch zur gewerblichen Verwendung bestimmt 
sind, auch anders geführt, worden. 

(3) Der schriftlichen Zollanmeldung ist die Rech¬ 
nung mit einer Durchschrift oder anderen Verviel¬ 
fältigung beizufügen, wenn der Zollantrag zur Zoll¬ 
erhebung führt und die Ware gegen Entgelt ge¬ 
liefert wird. In diesem Falle sind auch die Belege 
über die Verlriebskosten (§ 8 der Wertzollordnung) 
vorzulegen. Die Zollstclle kann verlangen, daß ihr 
auch der Kaufvertrag und andere Unterlagen zur 
Einsicht vorgelegt werden, die für die Feststellung 
des Zollwerts von Bedeutung sein können. 

(4) Der Zollwertanmelder erhält die Rechnung 
und die Belege über die Vertriebskosten abgestem¬ 
pelt zurück und hat sie innerhalb der Aufbewah¬ 
rungsfrist jederzeit auf Verlangen vorzulegen. 

(5) Die Zollstelle kann unter den Voraussetzun¬ 
gen des Absatzes 3 Satz 1 bei mündlicher Zollan¬ 
meldung verlangen, daß der Käufer der Ware die 
Rechnung zur Einsicht vorlegt. 

(6) Sind vorzulegende Unterlagen nicht in deut¬ 
scher Sprache abgefaßt, so ist ihnen auf Verlangen 
der Zollstelle eine Übersetzung beizufügen. 


Zu § 14 des Gesetzes 

§ 23 

Vorläufige Entnahme von Zollgut 

(t) Wird Zollgut nach § 14 des Gesetzes vorläufig 
entnommen, so muß die Zollanmeldung über das 
besichtigte Zollgut die entnommenen Mengen um¬ 
fassen, wenn anschließend seine Abfertigung zum 
freien Verkehr beantragt wird. 

(2) Sind die zu entnehmenden Mengen mit Ein¬ 
gangsabgaben von schätzungsweise mindestens 
einer Deutschen Mark belastet, so ist ihre Abferti¬ 
gung zum freien Verkehr schriftlich zu beantragen. 
Wird in diesem Falle für das besichtigte Zollgut 
die Abfertigung zum freien Verkehr nicht fristgemäß 
beantragt, oder wird für das besichtigte Zollgut ein 
anderer Zollantrag gestellt, so ist die Zollanmel¬ 
dung für die entnommenen Mengen nachträglich 
unverzüglich abzugeben. 

Zu § 15 des Gesetzes 

§ 24 

Amtsstunden 

Amtsstunden sind diejenigen durch Aushang bei 
der Zollstelle bekanntgegebenen Zeiten, während 
deren die Zollstelle für die in Betracht kommende 
zollamtliche Tätigkeit geöffnet ist. 

Zu § 16 Abs. 1 des Gesetzes 

§ 25 

Meng enermi tt hing 

(1) Erstreckt sich die Zollbeschau von Waren, die 
einem Wertzoll unterliegen, auf die Mmqen.enn.itt- 
lung, so wird die Menge, wenn Zoll zu erheben ist, 
mit der Genauigkeit ermittelt, die für die Berech¬ 
nung des Preises maßgebend ist, sonst so genau, 
wie es die beantragte Zollbehandlung erfordert. 

(2) Werden bei der Zollbeschau Waren gewogen, 
die einem Gcwichtszoll unterliegen, so sind auszu¬ 
wiegen 

1. bei der Abfertigung, zum freien Verkehr, 

zur Zollgutveredelung, zur Zollgutumwand¬ 
lung oder zur Zollgutverwendung 

a) Tabakwaren der Tarifnr. 24.02-A bis D 
bis auf 10 Gramm, 

b) Kaffee der Tarifnr. 09.01-A, Kaffeemittel 
der Tarifnr. 09.01-C und Tee der 
Tarifnr. 09.02 in Mengen bis zu 2,5 Kilo¬ 
gramm bis auf 10 Gramm, in Mengen 
über 2,5 bis 25 Kilogramm bis auf 
50 Gramm, 

c) Auszüge oder Essenzen aus Kaffee oder 
Tee und Zubereitungen auf der Grund¬ 
lage solcher Auszüge oder Essenzen aus 
Tarifnr. 21.02 bis auf 5 Gramm, 

d) andere Waren und in Buchstabe b be- 
zeichnete Waren in Mengen über 
25 Kilogramm 

aa) auf Gleis-, Kranen- oder ähnlichen 
Waagen je nach der Empfindlichkeit 
der Waage, mindestens jedoch bis 
auf 10 Kilogramm, 
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bbi auf anderen Waagen je nach der 
Empfindlichkeit der Waage, höch¬ 
stens jedoch bis auf 100 Gramm und 
mindestens bis auf 500 Gramm, 

2. bei einer anderen Art der Zollbehandlung 
alle Waren so genau, wie es die Art der 
ZoUli! ii.indlung erfordert. 

(3) Warenmengen, die nach den Absätzen 1 und 2 
oder narb anderen Bestimmungen über die Mengen* 
ermitllung nidil zu berücksichtigen sind, bleiben 
außer BelradH. 

(4) Hängt der Zollsatz einer Ware von ihrer 
Menge ab, so wird die Menge abweichend von den 
vorstehenden Bestimmungen so genau wie möglich 
ermittelt* 

§ 26 

Mengenberecliming bei flüssigen Waren. 

(1) Das Eigengewicht flüssiger Waren kann durch 
Messen ihrer Baummenge und Feststellung ihres 
spezifischen Gewichts unter Berücksichtigung der 
Temperatur an Hand wissenschaftlich erstellter 
Tabellen berechnet werden. 

(2) Die Raummenge flüssiger Waren kann durch 
Feststellung ihres Eigengewichts und ihres spezi¬ 
fischen Gewichts unter Berücksichtigung der Tempe¬ 
ratur an Hand wissenschaftlich erstellter Tabellen 
berechnet werden. 

Zu § 18 des Gesetzes 

§ 27 

Zoilsichere Herrichtung; Verschlußanerkenntnisse 

(1) Räume, Beförderungsmittel und Behältnisse, 
die Zollamt!ich verschlossen werden sollen, sind zoll¬ 
sicher, wenn sie so gebaut und eingerichtet sind, 
daß 

1. die Zollverschlüsse auf einfache und wirk¬ 
same Weise angebracht werden können, 

2. Waren weder ihrem zollamtlich verschlos¬ 
senen Teil entnommen noch in ihn hinein¬ 
gebracht werden können, ohne sichtbare 
Spuren des Aufbrechens zu hinterlassen 
oder den Zollverschluß zu verletzen, 

3. sie keine Verstecke enthalten, in denen 
Waren verborgen werden können, 

4. alle zur Aufnahme von Waren geeigneten 
Stellen leicht zugänglich sind. 

(2) Beförderungsmittel und Behälter, die nach Ab¬ 
satz 1 zollsicher sind, werden zur Beförderung von 
Waren unter Zollverschluß durch Erteilung eines 
Verschlußancrkennlnisses zugelassen. Das Führen 
eines Zollversrhlußbuchos kann vorgeschrieben wer¬ 
den. Schiffe im Seeverkehr, Eisenbahnfahrzeuge und 
von einer Eisenbahnverwallung als zollsicher beson¬ 
ders gekennzeichnete Behälter bedürfen keines 
Verscihlußan erkennt nis’scs. 

(3) Verschlußanerkenntnisse werden nur auf An¬ 
trag und widerruflich erteilt; ihre Gültigkeit kann 
befristet werden. 

(4) Solange ein Beförderungsmittel oder Behälter 
auf Grund eines Versdilußanerkenntnisses zollamt¬ 


lich verschlossen ist, muß das Verschlußanerkenntnis 
und gegebenenfalls das Zollverschlußbuch das Be¬ 
förderungsmittel oder den Behälter begleiten. 

(5) Das Verschlußanerkenntnis ist von dem Inha¬ 
ber zurückzugeben, wenn 

1. es durch Widerruf oder Fristablauf ungültig 
wird, 

2. das Beförderungsmittel oder der Behälter 
nicht im Besitz des Inhabers des Verschiuß- 
anerkermtnisses bleibt oder nicht nur vor¬ 
übergehend aus dem Verkehr gezogen wird, 

3. sich wesentliche Merkmale des Beförde¬ 
rungsmittels oder Behälters geändert haben. 

Zu § 23 des Gesetzes 
Verbindliche Zolltarifauskunft 
5 28 

Zuständigkeit 

Verbindliche Zolltarifauskunft erteilt die Ober¬ 
finanzdirektion, in deren Bezirk der Antragsteller 
seinen Sitz (Hauptniederlassung), mangels eines 
solchen einen Wohnsitz hat. Hat der Antragsteller 
im Geltungsbereich des Gesetzes weder einen Sitz 
(Hauptniederlassung) noch einen Wohnsitz, so kann 
die Auskunft von jeder Oberfinanzdirektion erteilt 
werden, in deren Bezirk die Ware zum freien Ver¬ 
kehr oder zu einem besonderen Zollverkehr abge¬ 
fertigt werden soll. 

§ 29 
Antrag 

(1) Die Zolltarifauskunft ist nach vorgoschriebe- 
nem Muster zu beantragen. Der Antrag muß über 
alle Merkmale und Umstände Aufschluß geben, die 
für die Tarifierung der Ware von Bedeutung sind, 
und die Zollstellen bezeichnen, die durch die Aus¬ 
kunft gebunden werden sollen. 

(2) Wird der Antrag durch einen Vertreter ge¬ 
stellt, so hat der Vertreter seine Vertretungsmacht 
schriftlich nachzuweisen. In der Vollmacht ist die 
Ware, für die eine Auskunft beantragt wird, min¬ 
destens handelsüblich zu bezeichnen. 

(3) Dem Antrag sind von jeder Ware, für die eine 
Auskunft beantragt wird, vier Proben, jeweils in 
der für die amtliche Untersuchung ausreichenden 
Menge, beizufügen, Können Proben wegen der be¬ 
sonderen Beschaffenheit der Ware (zum Beispiel 
wegen der Größe, der Verderblichkeit oder des 
Wertes) nicht eingereicht werden, so hat der Antrag¬ 
steller vier Abbildungen oder so genaue Beschrei¬ 
bungen der Ware in deutscher Sprache vorzulegen, 
daß die Auskunft erteilt werden kann. Auf Antrag 
kann die Oberfinanzdirektion auf Proben, Abbildun¬ 
gen und Beschreibungen verzichten, wenn die Be¬ 
schaffenheit der Ware aus ihrer handelsüblichen 
Bezeichnung hervorgeht. 

(4) Ist beantragt, mehr als eine Zollstelle durch 
die Auskunft zu binden, und sind deshalb weitere 
Proben, Abbildungen oder Beschreibungen zu Ver¬ 
gleichszwecken erforderlich, so hat sie der Antrag¬ 
steller in der ihm von der Oberfinanzdirektion mit¬ 
geteilten Anzahl vorzulegen. 
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§ 30 

Form und Inhalt 

(1) Die Oberfinanzdirektion erteilt die verbind¬ 
liche Zolltarifauskunft schriftlich und bestimmt dabei 
entsprechend dem Antrag die durch die Auskunft 
gebundenen Zollstellen. Aul schriftlichen Antrag 
kann sie die Auskunft durch Bindung weiterer Zoll¬ 
stellen ergänzen. 

(2) Weist die Oberfinanzdirektion bei der Aus¬ 
kunft auf Zollsätze, Tarabcslimmungen, Abforti- 
gungsbeschränkungen, Verbrauchsteuern, Verbote 
und Beschränkungen für den Warenverkehr über 
die Grenze oder auch auf Warennummern des 
Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik 
hin, so ist dies unverbindlich. 

§ 31 

Änderung und Aufhebung 

Die Oberfinanzdirektion kann die verbindliche 
Zolltarifauskunft schriftlich ändern oder aufheben. 

Zu § 24 des Gesetzes 
Außertarifliche Zollfreiheit 

§ 32 

Amtsschilder 

Zollfrei sind Amtsschilder, Wappenschilder, Stan¬ 
der, Wimpel und ähnliche Gegenstände zum amt¬ 
lichen Gebrauch durch ausländische oder internatio¬ 
nale Behörden, die ihre Tätigkeit im Zollgebiet oder 
auch in den Zollfreigebieten ausüben. 

§ 33 

Fotografien, Drucke 

Zollfrei sind 

1. Fotografien in Einzclsendungen, die nicht mehr 
als drei Abzüge je Aufnahme enthalten, 

2. Lochkarten, die bereits Träger einer Dokumen¬ 
tation sind, und dergleichen, 

3. Wertpapiere mit Ausnahme derjenigen, die auf 
deutsche Währung lauten, im Zollausland ge¬ 
druckt. und zur Ausgabe im Geltungsbereich des 
Gesetzes bestimmt sind, 

4. Vordrucke für Ausstellungen, Messen oder 
Dienstleistungen des ausländischen Verkehrs¬ 
und übernachlungsgewerbes, die zur unentgelt¬ 
lichen Abgabe an Benutzer ausländischer Ver- 
kehrsunternehinen bestimmt sind oder an 
Reise- oder Verkehrsuntornehinen unentgeltlich 
geliefert werden, 

5. amtliche Vordrucke ausländischer oder inter¬ 
nationaler Behörden, 

6. Entwürfe, technische Zeichnungen, Planpausen, 
Beschreibungen und ähnliche Unterlagen, die 
zum Erlangen oder Ausführen von Auslands¬ 
aufträgen, zum Anmelden von Patenten, Ge¬ 
brauchsmustern, Warenzeichen oder Ge¬ 
schmacksmustern oder für einen im Zollgebiet 
ausgeschriebenen Wettbewerb eingeführt wer¬ 
den. 


§ 34 

Werbemittel, Gebrauchsanweisungen 

(1) Zollfrei sind folgende Werbemittel, die un¬ 
entgeltlich eingeführt und nicht zur entgeltlichen 
Abgabe im Zollgebiet bestimmt sind: 

1. Werbedrudce und nicht eingerahmte Foto¬ 
grafien, 

2. Listen und Jahrbücher ausländischer Hotels, 
die von amtlichen oder amtlich anerkannten 
ausländischen Fremdenverkehrsorganisatio¬ 
nen oder auf deren Veranlassung veröffent¬ 
licht werden, 

3. Werbegegenstände, die sich durch ihre Auf¬ 
machung, Beschaffenheit oder Menge von 
Waren des üblichen Warenverkehrs unter¬ 
scheiden; eine Kennzeichnung, die den 
üblichen Gebrauch der Ware nicht wesent¬ 
lich beeinträchtigt, genügt nicht für eine 
solche Unterscheidung. 

Die Zollfreiheit der Werbedrudce (Nummer 1) und 
Werbegegenstände (Nummer 3) hängt davon ab, daß 
ihre Eigenschaft als Werbemittel augenscheinlich ist 
und ihr wesentlicher Zweck darin besteht, zum Kauf 
oder zur Miete im Zollausland hergestellter Waren 
oder zum Erwerb ausländischer Wertpapiere anzu¬ 
regen oder für ausländische Verkehrsunternehmen, 
Banken oder Versicherungen oder für den Besuch 
des Auslands zu werben. 

(2) Die Zollfreiheit hängt bei Werbegegenständen 
(Absatz 1 Nr. 3), die zum Verteilen bestimmt sind, 
davon ab, daß das Land, für das sie werben, Gegen¬ 
seitigkeit übt. 

(3) Zollfrei sind Gebrauchsanweisungen, Preisver¬ 
zeichnisse und Fahrpläne ausländischer Unterneh¬ 
men, die sich im wesentlichen auf Dienstleistungen 
oder im Ausland hergestellte Waren beziehen und 
nicht zur entgeltlichen Abgabe im Zollgebiet be¬ 
stimmt sind. 

(4) Eine den Warenwert wesentlich unterschrei¬ 
tende Schutzgebühr gilt nicht als Entgelt. 

§ 35 

Warenmuster und -proben; Vorbilder 

(1) Zollfrei sind Muster und Proben, die nur die 
Beschaffenheit ausländischer Waren kennzeichnen 
oder deren Prüfung ermöglichen sollen. 

(2) Die Zollfreiheit hängt davon ab, daß 

1. die Waren so beschaffen oder nach § 9 
Abs. 3 des Gesetzes so hergerichtet sind, 
daß sie erkennbar nur zum Gebrauch als 
Muster oder Probe geeignet sind, und nur 
In Mengen eingeführt werden, die für die 
Kennzeichnung oder Prüfung erforderlich 
sind, oder 

2. von Waren, die weder so beschaffen sind 
noch nach den Umständen so hergerichtet 
werden können (Nummer 1), nur je ein 
Muster oder eine Probe gleicher Art und 
Beschaffenheit bis zu einem Warenwert 
von 10 Deutsche Mark je Muster oder 
Probe eingeführt wird. 
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(3) Die Zollfreiheit ist beschränkt für 

1. nicht gerösteten Kaffee der Tarifnr. 09.01 
-A- 1 auf Mengen bis zu insgesamt 100 
Gramm, 

2. Tee der Tarifnr. 09.02 auf Mengen bis zu 
insgesamt 20 Gramm, 

3. Getränke der Tarifnrn. 22.05-A und B-I bis 
B IV, 22.06-A und B, 22.07 auf solche in 
Behältnissen mit einem Rauminhalt bis zu 
200 ccm, 

4. Getränke der Tarifnrn. 22.05-B-V und 22 06 
-C sowie alkoholische Zubereitungen und 
Getränke der Tarifnr. 22.09-B und C auf 
solche in Behältnissen mit einem Raum¬ 
inhalt bis zu 50 ccni; die Gesamtmenge 
darf 500 ccm nicht übersteigen. Brenne¬ 
reien, die unter zollamtlicher Überwachung 
Weindestillat aus Brennwein herstellen, 
dürfen jedoch Brennwein der Anmerkung 2 
zu Tarifnr. 22.05 bis zu einer Menge von 
1000 ccm zollfrei einführen. 

(4) Führen einschlägige Handelsunternehmen oder 
Verarbeitungsbetriebe in einer Postsendung von 
höchstens 250 Gramm Rohgewicht Waren als Proben 
ein, so entfallen insoweit die Mengenbeschränkun¬ 
gen des Absatzes 3 Nrn. 1 bis 3. Dies gilt nicht, 
wenn die Empfänger die Postsendungen in einem 
Freihafen selbst oder durch Mittelspersonen auf¬ 
gegeben haben. 

(5) Die Zollfreiheit ist ausgeschlossen für 

1. gerösteten Kaffee der Tarifnr. 09.01-A-II 
und Kaffeemittel der Tarifnr. 09.01-C, 

2. Auszüge oder Essenzen aus Kaffee oder 
Tee und Zubereitungen auf der Grundlage 
solcher Auszüge oder Essenzen aus Tarifnr. 
21.02, 

3. Äthylalkohol und Sprit der Tarifnr. 22.08 
und Sprit der Tarifnr. 22.09-A, 

4. Tabakwaren der Tarifnr. 24.02, 

5. Zigarettenpapier der Tarifnr. 48.10. 

(6) Ist die Zollfreiheit auf bestimmte Mengen 
einer Ware beschränkt, so ist die Menge maß¬ 
gebend, die gleichzeitig von demselben Absender 
auf demselben Beförderungsweg an denselben Emp¬ 
fänger abgesandt worden ist. Dabei kommt es im 
Falle des Absatzes 4 auf die Menge einer Ware 
gleicher Art und Beschaffenheit an. 

(7) Zollfrei sind Muster und Proben, die zu amt¬ 
lichen Zwecken nicht nur vorübergehend entnommen 
werden oder die für Dienstzwecke der an der Über¬ 
wachung der Einfuhr beteiligten Behörden einge¬ 
führt werden. 

(8) Zollfrei sind Waren, die unter zollamtlicher 
Überwachung zur Erprobung im Zusammenhang mit 
Ausfuhrgeschäften ohne wesentlichen anderen wirt¬ 
schaftlichen Nutzen verwendet, bearbeitet oder ver¬ 
arbeitet werden und bei der Erprobung verbraucht 
oder nach der Erprobung vernichtet werden. 

(9) Zollfrei sind Waren, nach denen durch Ab¬ 
zeichnen oder anderes Vervielfältigen oder durch 
unmittelbare Verwendung als Vorbild Waren her¬ 
gestellt werden sollen. Die Absätze 2 bis 6 gelten 
sinngemäß. 


§ 36 

Verteidigungsgut 

(1) Zollfrei sind Waren, die zur üblichen Aus¬ 
rüstung einer Truppe gehören, wenn sie von einer 
Truppeneinheit, auch einem einzelnen Schiff oder 
Luftfahrzeug, mitgeführt werden; bei Mundvorrat 
auf Schiffen ist die Zollfreiheit jedoch auf Waren 
beschränkt, die unter zollamtlicher Überwachung 
innerhalb von zwei Tagen nach der ersten zoll¬ 
amtlichen Behandlung an Bord verbraucht werden. 

(2) Die Zollfreiheit hängt davon ab, daß der Zoll¬ 
stelle bei der Zollabfertigung eine Bescheinigung 
des Bundesministers für Verteidigung oder einer 
von ihm im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen beauftragten Stelle vorliegt, aus der 
sich die tatsächlichen Voraussetzungen für die Zoll¬ 
freiheit ergeben. 

§ 37 

Gegenstände für öffentliche Sammlungen; 

Forschungs- und Bildungsmittel 

(1) Zollfrei sind 

1. Filme und Tonträger bildenden, wissen¬ 
schaftlichen oder kulturellen Charakters, die 
von den Vereinten Nationen oder einer 
ihrer Sonderorganisationen oder für ihre 
Rechnung hergestellt worden sind, 

2. Gegenstände, die für öffentliche Sammlun¬ 
gen bestimmt sind, 

3. Lehr- und Bildungsmittel für öffentliche 
oder gemeinnützige Einrichtungen, die der 
wissenschaftlichen Lehre dienen oder Bil¬ 
dung vermitteln, 

4. a) für die Forschung entwickelte wissen¬ 

schaftliche Geräte, 

b) sonstige Gegenstände von wissenschaft¬ 
lichem Wert, mit denen Forschung ge¬ 
trieben wird, 

c) Gegenstände, an denen geforscht wird, 
für öffentliche oder gemeinnützige Einrich¬ 
tungen, die Forschung im wesentlichen nur 
der Wissenschaft wegen treiben, 

5. bespielte Tonträger und belichtete Positiv¬ 
filme für öffentlich-rechtliche Rundfunkan¬ 
stalten zur eigenen Verwendung. 

(2) Die Zollfreiheit nach Absatz 1 Nrn. 2 bis 5 
hängt davon ab, daß der Zollstelle bei der Zoll¬ 
abfertigung eine Bescheinigung des Leiters der 
Sammlung, der Einrichtung oder der Rundfunkan¬ 
stalt oder seines Stellvertreters oder des zur Ver¬ 
tretung der Sammlung oder Einrichtung im Rechts¬ 
verkehr berufenen Organs ihres Trägers vorliegt, 
aus der sich die tatsächlichen Voraussetzungen für 
die Zollfreiheit ergeben. Hat die Bescheinigung aus 
Gründen, die von der Sammlung, der Einrichtung 
oder der Rundfunkanstalt nicht zu vertreten sind, 
bei der Zollabfertigung nicht Vorgelegen, so genügt 
es für die Zollfreiheit, daß die Bescheinigung inner¬ 
halb der Frist nachgereicht wird, in der ein Rechts¬ 
mittel gegen den bei der Abfertigung erteilten Zoll- 
bescheid eingelegt werden kann. 



Nr. 91 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 2. Dezember 1961 


1949 


§ 38 

Beweisstücke; Die ns lg eg en Stände 

fl) Zollfrei sind 

1. Gegenstände, die als Beweisstücke oder zu 
ähnlichen Zwecken bei Gerichten oder an¬ 
deren Behörden dienen sollen, 

2. Dienstgegenstände, die bei den Behörden 
des Bundes im Zollausland dienstlich ver¬ 
wendet worden sind und im Zollgebiet dem 
gleichen Zweck dienen sollen. 

(2) Die Zollfreiheit hängt davon ab, daß die be¬ 
teiligte Behörde die tatsächlichen Voraussetzungen 
für die Zollfreiheit bescheinigt. 

§ 39 

Särge, Urnen, Kränze 

(1) Zollfrei sind 

1. Särge mit Verstorbenen und Urnen mit der 
Asche Verstorbener riebst den zugehörigen 
Gegenständen für ihre Ausschmückung, 

2. Gegenstände zum Ausschmücken von Sär¬ 
gen, Urnen oder Grabstätten, wenn Perso¬ 
nen oder Vereinigungen mit Sitz im Zoll¬ 
ausland sie zu diesem Zweck aus Anlaß von 
Bestattungen oder Gedenktagen gewidmet 
haben. 

(2) Zollfrei sind Gegenstände zum Ausbau, zum 
Erhalten oder Ausschmücken von Ehrenfriedhofen 
und Totengedenkstätten eines ausländischen Staa¬ 
tes oder einer ausländischen oder internationalen 
Organisation; § 37 Abs. 2 gilt sinngemäß mit der 
Maßgabe, daß die Bescheinigung von der Stelle ab¬ 
zugeben ist, die mit der Betreuung solcher Stätten 
beauftragt ist. 

§ 40 

Ileiratsgut 

(1) Zollfrei ist unter zollamtlicher Überwachung 
Heiratsgut, das aus Anlaß der Eheschließung zwi¬ 
schen einem Bewohner des Zollgebiets und einem 
Bewohner des Zollauslands eingeführt wird; ist der 
Bewohner des Zollauslands deutscher Staatsange¬ 
höriger, so gilt das nur, wenn er seinen Wohnsitz 
länger als zwei Jahre ununterbrochen im Zollaus¬ 
land gehabt, hat. 

(2) Heiratsgut sind die Waren, die der übersie- 
delnde Teil aus Anlaß der Eheschließung zur Ein¬ 
richtung eines Haushalts oder zum persönlichen 
Gebrauch oder Verbrauch der Ehegatten selbst be¬ 
schafft oder von anderen Personen erhalten hat. 

(3) Wird Heiratsgut vor der Eheschließung ein¬ 
geführt, so hängt die Zollfreiheit von dem Nachweis 
ab, daß die Ehe binnen drei Monaten nach der Ein¬ 
fuhr geschlossen worden ist; die Frist kann auf 
Antrag verlängert werden. 

(4) Die Zollfreiheit hängt für jede einzelne Ware 
davon ab, daß sie nicht innerhalb von zwei Jahren 
nach der Einfuhr veräußert wird. 

(5) Für Lebensmittel und andere Verbrauchsgütcr 
ist die Zollfreiheit auf die Mengen beschränkt, die 


üblicherweise als Vorrat gehalten werden. Für 
Spirituosen und Tabak waren ist die Zollfreiheit 
ausgeschlossen. 

§ 41 

Ubersiedlungsgut 

(1) Zollfrei ist Ubersiedlungsgut natürlicher Per¬ 
sonen, die mindestens ein Jahr im Zollausland oder 
in einem Zollfreigebiet gewohnt haben; eine kür¬ 
zere Frist schließt die Zollfreiheit nicht aus, wenn 
das Wohnen nachweislich für dauernd oder auf un¬ 
bestimmte Zeit, jedoch mindestens für ein Jahr, 
geplant war. 

(2) übersiedlungsgut sind Waren, die im unmit¬ 
telbaren zeillichen Zusammenhang mit der Übersied¬ 
lung eingeführt werden. Weist der Ubersiedelnde 
nach, daß er die Waren zur Zeit der Übersiedlung 
nicht einführen konnte, so sind auch diejenigen 
Waren übersiedlungsgut, die er alsbald nach 'Weg¬ 
fall des Hinderungsgrundes, spätestens jedoch drei 
Jahre nach der Übersiedlung, einführt. 

(3) Die- Zollfreiheit ist beschränkt 

1. auf die Waren, die die übersiedelnde Per¬ 
son bereits dort, wo sie gewohnt hat, per¬ 
sönlich oder auch zur Berufs- und Gewerbe¬ 
ausübung benutzt hat und zu dem gleichen 
Zweck im Zollgebiet entsprechend ihren 
wirtschaftlichen Verhältnissen weiter be¬ 
nutzen kann und will, 

2. für Lebensmittel und andere Verbrauchs- 
güler auf die Mengen, die üblicherweise, als 
Vorrat gehalten werden. 

Für Spirituosen und Tabakwaren ist die Zollfreiheit 
ausgeschlossen. 

§ 42 

Erbschaftsgut 

Zollfrei ist Erbschaftsgut. Erbschaftsgut sind alle 
gebrauchten Waren, die eine im Zollgebiet woh¬ 
nende Person nachweislich als Erbe oder Vermächt¬ 
nisnehmer aus einem Nachlaß erhält. Dem Erb- 
schaftsgut stehen gebrauch te Waren gleich, die nach¬ 
weislich einem künftigen Erben oder Vermächtnis¬ 
nehmer schon zu Lebzeiten des Erblassers aus des¬ 
sen Eigentum mit der Bestimmung zugewendet 
werden, daß sie ihm auf seinen Erbteil oder auf ein 
Vermächtnis' angerechnet werden sollen. 

§ 43 

Umschließungen 

(1) Zollfrei sind Umschließungen eingeführter 
Waren. Umschließungen sind alle äußeren und in¬ 
neren Behältnisse, Aufmachungen, Umhüllungen und 
Unterlagen, die dazu dienen, die Waren während 
der Beförderung oder Aufbewahrung zu schützen. 
Gleichgestellt sind Paletten und Verpackungsmittel 
wie Bretter, Keile, Seile, Matten, Matratzen, Decken, 
Säcke, Gewebe, Papier, Stroh, die bei dar Einfuhr 
nur zum Verstauen oder Lüften von Waren in Fahr¬ 
zeugen, zum Bedecken nicht in Packstücken verlade¬ 
ner Waren, zum Bekleiden der Böden oder Wände 
der Fahrzeuge oder zum Trennen verschiedener 
Teile einer Ladung dienen, sowie Eis, das bei der 
Einfuhr zum Frischhalten von Waren dient. 
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(2) Von der Zollfreiheit für Umschließungen sind 
ausgeschlossen 

1. Beförderungsmittel, wie Tankschiffe, Schie¬ 
nenstraßenanhänger, Kesselwagen und an¬ 
dere Behälterwagen, 

2. Behälter, 

3. Schutzplanen und Deckkleider, 

4. Waren, die unabhängig von ihrer Verwen¬ 
dung als Umschließungen einen dauernden 
selbständigen und nicht nur geringfügigen 
Gebrauchswert haben, 

5. Waren, wenn sie nach den Umständen des 
einzelnen Falles als Umschließungen ver¬ 
wendet werden, um die Eingangsabgaben 
für sie zu umgehen. Dies wird, falls das 
Gegenteil nicht festgestellt ist, besonders 
angenommen, wenn der Inhalt der Um¬ 
schließungen von geringerem Wert ist als 
die Umschließungen oder wenn die Um¬ 
schließungen nur unvollkommen oder un¬ 
regelmäßig mit Waren gefüllt sind. 

(3) Zollfrei sind ferner leere Paletten, die im 
Rahmen einer Vereinbarung eingeführt werden, 
nach der die Beteiligten 

1. berechtigt sind, Paletten gemeinschaftlich 
zu nutzen, und 

2. verpflichtet sind, innerhalb einer bestimm¬ 
ten Frist mindestens die gleiche Anzahl von 
Paletten gleicher Typen auszuführen. 

Die Zollfreiheit ist ausgeschlossen, wenn die Palet¬ 
ten auf Grund eines Kaufs oder eines ähnlichen Ver¬ 
trags eingeführt werden. 

§ 44 

Mund- und Schiffsvorrat 

(1) Zollfrei ist derjenige Schiffsbedarf, den die 
Schiffsführung oder der Eigner eines in der gewerb¬ 
lichen Schiffahrt eingesetzten Schiffes auf diesem 
aus dem Zollausland einführt und der unter zoll¬ 
amtlicher Überwachung an Bord als Mundvorrat durch 
die Schiffsbesatzung, den Schiffseigner oder die mit 
dem Schiff ein- oder ausreisenden Fahrgäste ver¬ 
braucht oder als Schiffsvorrat für das Schiff ver¬ 
wendet wird. Den in der gewerblichen Schiffahrt 
eingesetzten Schiffen stehen Seeschiffe der Behör¬ 
den gleich, wenn sie von einer Fahrt von mehr als 
30 Tagen zurückkehren. 

(2) Personen, die mit dem Schiff eingereist sind 
und es zu einem Landgang oder vorübergehend bis 
zu drei Tagen verlassen, dürfen von dem in Absatz 1 
bezeichneten Mundvorrat bis zu 5 Zigarren, 20 Ziga¬ 
retten, 50 Gramm Rauchtabak, 5 Stück Kautabak, 50 
Gramm Schnupftabak und 50 Zigarettenhüllen (Hül¬ 
sen oder Blättchen) an Land verbrauchen. 

(3) Die Zollfreiheit ist ausgeschlossen, sobald sidi 
das Schiff vier Wochen in demselben Hafen aufge¬ 
halten hat, spätestens jedoch zwei Monate nach Er¬ 
reichen des ersten deutschen Hafens. Der Ausschluß 
endet, sobald das Schiff zu einer Fahrt in das Zoll¬ 
ausland vom letzten Seezollhafen oder letzten Frei¬ 
hafen seewärts ausfährt. 


(4) Die Zollfreiheit ist ausgeschlossen für Mund¬ 
vorrat und Schiffsvorrat, die im Zollgebiet oder in 
Freihäfen bezogen worden sind, obwohl das Schiff 
für die vom Bezugsort angetretene Fahrt nicht be¬ 
zugsberechtigt war. Die Zollfreiheit ist ferner aus¬ 
geschlossen für Mundvorrat und Schiffsvorrat auf 
Fischereifahrzeugen, die nach den üblichen kurzen 
Fangreisen zurückkehren. 

(5) Fährt ein Schiff auf Binnenwasserstraßen ein, 
so ist die Zollfreiheit auf die Verwendung inner¬ 
halb von acht Tagen, auf dem Bodensee innerhalb 
von zwei Tagen, nach der Einfuhr beschränkt. Fährt 
ein seewärts eingefahrenes Schiff auf Binnenwasser¬ 
straßen weiter, die keine Zollstraßen sind, so ist die 
Zollfreiheit auf die Verwendung innerhalb von acht 
Tagen nach der ersten zollamtlichen Behandlung be¬ 
schränkt; hat das Schiff nach der seewärtigen Ein¬ 
fahrt als ersten Hafen einen Freihafen angelaufen, so 
rechnet die Frist vom Verlassen des Freihafens an. 

(6) Zollfrei sind unter zollamtlicher Überwachung 
Mundvorrat und Schiffsvorrat, die zollbegünstigt 
bezogen worden sind und auf der seewärtigen Fahrt 
von einem Seezollhafen oder Freihafen in das Zoll- 
ausland verwendet werden. 

(7) Die vorstehenden Absätze gelten nicht für die 
in § 72 bezeichneten Betriebsstoffe. 

§ 45 

Allgemeine Bestimmungen für Reisebedarf 

(1) Reise im Sinne der §§ 46 bis 48 ist für Bewoh¬ 
ner des Zollauslands und der Zollfreigebiete die 
Anreise außerhalb des Zollgebiets, der Aufenthalt 
im Zollgebiet und die Weiterreise außerhalb des 
Zollgebiets; bei einer Übersiedlung (§ 41) endet die 
Reise jedoch mit dem Erreichen des Zielorts im 
Zollgebiet. Für Bewohner des Zollgebiets umfaßt 
die Reise den Aufenthalt außerhalb des Zollgebiets 
und die Rückreise im Zollgebiet. 

(2) Werden im Reiseverkehr Waren in größerer 
Menge oder mit einem höheren Warenwert einge¬ 
führt, als sie nach den §§ 46 bis 48 oder nach zwi¬ 
schenstaatlichen Vereinbarungen zollfrei sind, so 
kann der Zollbeteiligte bestimmen, welche Waren 
oder Warenmengen im Rahmen der Höchstgrenzen 
zollfrei sein sollen. Würden jedoch die Eingangs¬ 
abgaben für die danach nicht zollfreien Waren oder 
Warenmengen weniger als 30 Pf betragen, so wird 
für das gesamte Zollgut ein Zoll in der Höhe er¬ 
hoben, daß die Eingangsabgaben insgesamt 30 Pf 
betragen. 

§ 46 

Reisegerät 

(1) Zollfrei ist Reisegerät einreisender Personen. 
Reisegerät sind die Gegenstände, die eine Person 
auf der Reise nach ihren persönlichen und beruf¬ 
lichen Verhältnissen sowie nach Art, Ziel, Dauer 
und Jahreszeit der Reise üblicherweise gebraucht 
oder verbraucht. Die in § 47 bezeichneten Waren 
sind kein Reisegerät. 

(2) Für die Bewohner des Zollgebiets gelten Gegen¬ 
stände, die während der Reise außerhalb des Zoll¬ 
gebiets beschafft worden sind, nur dann als Reise- 
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gerät, wenn ihre Beschaffung nachweisbar nach An¬ 
tritt der Reise notwendig geworden ist und sie nach¬ 
weisbar schon außerhalb des Zollgebiets auf der 
Reise gebraucht worden sind. 

(3) Von der Zollfreiheit als Reisegerät sind aus¬ 
geschlossen 

1. Beförderungsmittel, die üblicherweise nicht 
durch menschliche Kraft bewegt werden, 

2. Reit-, Zug- und Lasttiere, 

3. Gegenstände zum beruflichen Gebrauch 
oder Verbrauch, die nicht zur üblichen 
persönlichen Berufsausstatlung gehören. 

§ 47 

Reiseverzehr 

(1) Zollfrei als Reiseverzchr sind andere als in 
Absatz 2 bezeichnete Lebensmittel, die eine Person 
im Reiseverkehr zum eigenen Verbrauch auf der 
Reise mitführt, soweit ihre Menge nach der Dauer 
der Reise, höchstens jedoch für eine Woche, ange¬ 
messen ist. 

(2) Zollfrei als Reiseverzehr sind Wein bis zu 
einem Liter und Spirituosen bis zu 0,750 Liter, die 
eine mehr als 16 Jahre alte Person im Reiseverkehr 
einführt und die nach den Umständen nicht zur ent¬ 
geltlichen Abgabe bestimmt sind. Die Zollfreiheit ist 
ausgeschlossen im Reiseverkehr der Bewohner des 
deutschen Zollgrenzbezirks bei der Einreise aus dem 
gegenüberliegenden Zollausland und der Bewohner 
eines Freihafens bei der Einreise aus diesem Frei¬ 
hafen. 

(3) Zollfrei als Reiseverzehr sind Tabakwaren und 
Ziyareltenhüllcn, die eine mehr als 16 Jahre alte 
Person im Reiseverkehr eirdührt und die nach den 
Umständen nicht zur entgeltlichen Abgabe bestimmt 

1. im Reiseverkehr der Bewohner des Zollaus¬ 
lands bei der ersten Einreise im Kalender¬ 
monat 

a) bei ständigem Wohnsi tz in Europa 

50 Zigarren oder 
200 Zigaretten oder 
250 Gramm Rauchtabak oder 
250 Gramm einer Zusammenstellung 
dieser Tabakwaren, 
daneben 

5 Stück Kautabak und 
50 Gramm Schnupftabak und 
50 Zigaretten!) ül len (Hülsen oder Blätt¬ 
chen); 

b) bei ständigem Wohnsitz außerhalb 
Europas 

75 Zigarren oder 
400 Zigaretten oder 
500 Gramm Rauchtabak oder 
500 Gramm einer Zusammenstellung 
dieser Tabakwaren, 
daneben 

5 Stück Kautabak und 
50 Gramm Schnupftabak und 
50 Zigarettenhüllen (Hülsen oder Blätt¬ 
chen); 


2. im Reiseverkehr der Bewohner des deut¬ 
schen Zollgrenzbezirks bei der Einreise aus 
dem gegenüberliegenden Zollausland und 
der Bewohner eines Freihafens bei der Ein¬ 
reise aus diesem Freihafen 

2 Zigarren oder 

5 Zigaretten oder 

10 Gramm Rauchtabak mit 10 Zigaretlen- 
hüllen (Hülsen oder Blättchen) oder 
eines von beiden, 
daneben 

1 Stück Kautabak und 
10 Gramm Schnupftabak; 

3. in den übrigen Fällen 
10 Zigarren oder 

25 Zigaretten oder 

50 Gramm Rauchtabak mit 50 Zigaretten¬ 
hüllen (Hülsen oder Blättchen) oder 
eines von beiden, 
daneben 

5 Stück Kautabak und 
50 Gramm Schnupftabak. 

Werden Zigarren, Zigaretten oder auch 
Rauchtabak mit oder ohne Zigarettenhüllen 
gleichzeitig eingeführt, so ist eine Menge 
zollfrei, die 10 Zigarren entspricht. Dabei 
steben 2 Zigarren 5 Zigaretten, 1 Zigarette 
2 Gramm Rauchtabak und 2 Zigarettenhül¬ 
len gleich. 

(4) Die Zollfreiheit nach den Absätzen i bis 3 ist 
für Waren ausgeschlossen, die Personen bei der 
Rückkehr aus einem Freihafen mitführen. 

(5) Reist jemand auf einem in § 44 bezeichneten 
Schiff ein, so ist die Zollfreiheit nach den Absätzen 
2 und 3 für die von ihm mitgeführten Waren davon 
abhängig, daß er das Schiff endgültig oder für mehr 
als drei Tage verläßt. 

(6) Die Zollfreiheit nach Absatz 2 und Absatz 3 
Nr. 1 hängt davon ab, daß die Waren persönlich 
oder im Handgepäck mitgeführt oder gleichzeitig mit 
diesem gestellt werden. Diese Zollfreiheit ist für 
Waren ausgeschlossen, die Personen mitführen, die 
als Führer oder Begleiter von gewerblich eingesetz¬ 
ten Beförderungsmitteln, als Begleiter von Reise¬ 
gesellschaften oder dergleichen üblicherweise mehr 
als einmal im Kalendermonat einreisen. 

§ 48 

Reisemitbringsel 

(1) Zollfrei sind Reisemitbringsel bis zu einem 
Warenwert von insgesamt 50 Deutsche Mark. Reise- 
mitbringsel sind Waren, die eine einreisende Person 
für sich als Andenken oder für andere als Aufmerk¬ 
samkeit von der Reise mitbringt und bei denen an¬ 
zunehmen ist, daß sie auch dann als Andenken oder 
Aufmerksamkeit erworben worden wären, wenn der 
Erwerbsort nicht durch eine Zollgrenze vom Ziclort 
getrennt wäre. 

(2) Die Zollfreiheit als Reisemitbringsel ist bei 
Lebensmitteln auf einen Warenwert bis zu insgesamt 
10 Deutsche Mark beschränkt. 
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(3) Die Zollfreihoil. als Reisemitbringsel ist für 
Tabak waren, Wein, Spirituosen, Kaffee, Tee und 
Auszüge odef JgsScnzon aus Kaffee oder Tee oder 
Zubereitungen anI der Grundlage solcher Auszüge 
oder Essenzen ausgeschlossen; § 47 bleibt unberührt. 

(4) Bringt ein Bewohner des deutschen Zollgrenz¬ 
bezirks aus chm gegenüberliegenden Zollausland 
Reisemitbringsol mit, so hängt die Zollfreiheit nach 
Absatz 1 auch von dem Nachweis ab, daß die Reise 
im Zollausland über einen 15 Kilometer tiefen Strei¬ 
fern jenseits der Zollgrenze hinausgeführt hat. 

(5) Die Zollfreiheit als Reisemitbringsel ist für 
Waren ausgeschlossen, die Personen bei der Rück¬ 
kehr aus einem Freihafen milbringen. 

§ 49 

Besonderes Reisegerät der Verkehrsunternehmen 

(1) Zollfrei sind Arzneimittel und andere Mittel, 
die in einem Beförderungsmittel eines ausländischen 
Vcrkehrsuntemohrnens eingeführt werden und dazu 
bestimmt sind, an die Benutzer dieses Beförderungs¬ 
mittels bei Krankheiten oder zur Verhütung oder 
Linderung von Reisebeschwerden ohne besonderes 
Entgelt abgegeben zu werden. 

(2) Zollfrei sind Arznei- und Verbandsmittel zur 
ersten Hilfe bei Unfällen, die in einem Beförderungs¬ 
mittel eines Verkehrsunternehmens eingeführt wer¬ 
den, soweit das Mitführen dieser Mittel üblich ist. 

§ 50 

Futter für Tiere 

Zollfrei sind Vorräte zum Füttern oder Versorgen 
von Tieren, die mit diesen eingeführt werden. Die 
Zollfreiheit ist auf die Mengen beschränkt, die bei 
der Durchfuhr für deren Dauer, sonst, bis zum Errei¬ 
chen des Bestimmungsorts benötigt werden. 

§ 51 

Geschenksendungen 

(1) Zollfrei sind Warensendungen bis zu einem 
Warenwert von 50 Deutsche Mark, die unmittelbar 
aus dem Zollausland im Postverkehr, im Eisenbahn¬ 
frachtverkehr oder im Luftfracht verkehr von natür¬ 
lichen Personen mit Wohnsitz im Zollausland an 
natürliche Personen gesandt, werden, Wenn die Sen¬ 
dungen nachweislich nur Waren enthalten, die als 
Geschenke, jedoch nicht, aus geschäftlichen Gründen, 
gesandt und weder zum Handel noch zur gewerb¬ 
liche» Verwendung bestimmt sind. 

(2) übersteigt der Warenwert 50 Deutsche Mark, 
so kann der Zollbotciligle bestimmen, welche Waren 
oder Warenmengen im Rahmen der Höchstgrenze 
zollfrei sein sollen. Sendet derselbe Absender 
gleichzeitig mehrere Sendungen an denselben Emp¬ 
fänger, so ist der Gesamtwert der Sendungen maß¬ 
gebend. 

(3) Die Zollfreilie.it nach Absatz 1 ist ausgeschlos¬ 
sen für 

1. Kaffee der Tarifnr. 09.01 -A und Kaffeemittel 
der Tarifnr. 09.01-C, 

2. Tee der Tarifnr. 09.02, 


3. Auszüge oder Essenzen aus Kaffee oder 
Tee und Zubereitungen auf der Grundlage 
solcher Auszüge oder Essenzen aus Tarif¬ 
nr. 21.02, 

4. Äthylalkohol und Sprit der Tarifnr. 22.08 
sowie Sprit und alkoholische Zubereitungen 
und Getränke der Tarifnr. 22.09, 

5. Tabakwaren der Tarifnr. 24.02, 

6. Zigarettenpapier der Tarifnr. 48.10. 

Dies gilt, nicht bei Geschenken für Bedürftige im 
Rahmen des § 53 Abs. 2 und bei den üblichen Fami- 
liengeschenken aus Anlaß von Festen. Zur Familie 
rechnen der Ehegatte und diejenigen Personen, die 
mit dem. Schenker in gerader Linie verwandt, ver¬ 
schwägert oder durch. Adoption verbunden oder in 
cler Seitenlinie im zweiten Grade verwandt oder 
verschwägert sind, sowie die Pflegekinder des 
Schenkers. 

§ 52 

Geschenke im öffentlichen Interesse 

(1) Zollfrei sind Geschenke auswärtiger Regie¬ 
rungen, verliehene Orden, Ehrengaben, Ehrenpreise, 
Gedenkmünzen und Erinnerungszeichen, wenn die 
Widmung offensichtlich ist oder das Widmungs¬ 
schreiben bei der Abfertigung zum freien Verkehr 
vorgelegt wird, 

(2) Zollfrei sind außerdem Waren, die im Rahmen 
zwischenstaatlicher Beziehungen von amtlichen Stel¬ 
len geschenkt werden, wenn das Geschenk nach amt¬ 
licher Überzeugung wegen des öffentlichen Inter¬ 
esses an der Pflege solcher Beziehungen angenom¬ 
men werden muß. 

§ 53 

Liebesgaben für Bedürftige 

(1) Zollfrei sind unter zollamtlicher Überwachung 
Waren, die 

1. aus Mildtätigkeit im Zollausland gespendet, 

2. im Post- oder Frachtverkehr von Organisa¬ 
tionen der freien Wohlfahrtspflege oder von 
Organen der öffentlichen Verwaltung ein¬ 
geführt, 

3. an Bedürftige verteilt und 

4. von diesen für den eigenen Haushalt oder 
Betrieb verwendet und nicht innerhalb einer 
von der Zollverwaltung gesetzten Frist ver¬ 
äußert werden. 

Die Zollfreiheit hängt davon ab, daß die Bedürftigen 
nur Waren erhalten, die für eine bescheidene Haus¬ 
halts- oder auch Betriebsführung notwendig sind, 
und daß die Warenmenge den für einen Haushalt 
oder Betrieb üblichen Vorrat nicht übersteigt. 

(2) Die Zollfreiheit ist beschränkt für 

1. Kaffee der Tarifnr. 09.01-A und Kaffeemittel 
der Tarifnr. 09.01-C auf Mengen bis zu 
500 Gramm, 

2. Tee der Tarifnr. 09.02 auf Mengen bis zu 
100 Gramm, 

3. Auszüge oder Essenzen aus Kaffee oder 
Zubereitungen auf der Grundlage solcher 
Auszüge oder Essenzen aus Tarifnr. 21.02 
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auf Mengen bis zu 250 Gramm, entspre¬ 
chende Waren ans Tee auf Menqen bis zu 
50 Gramm. 

Die Höchstmengen beziehen sich auf die einzelne 
'Zuteilung an den Haushalt des Bedürfligen. 

(3) Die Zollfreiheit ist ausgeschlossen für Schaum¬ 
wein, Spirituosen, Tabakwair.n und Zigaretten- 

§ 54 

Postsendungen 

(!) Zollfrei sind 

1. Waren des Buchhandels aus Kapitel 49 des 
Zolltarifs in Briefen, Wertbriefen oder 
Päckchen, 

2. Drucksachen, ausgenommen Drucksachen 
mit Antiquitäten und Drucksachenpakete, 

3. Blindenschriftsendlingen, 

4. Tonträger, die nur Mitteilungen enthalten, 
in Briefen, Wertbriefen oder Phonopostsen- 
dungen, 

5. Postsendungen, ausgenommen Pakete, mit 
einem Gewicht bis zu 500 Gramm und einem 
Warenwert bis zu 10 Deutsche Mark, soweit 
sie nicht aus anderem Gründen zollfrei sind; 
wenn mehrere Sendungen desselben Ab¬ 
senders mit gleichem Inhalt an denselben 
Empfänger zusammen cingehen, sind Ge¬ 
samtgewicht und Gesamtwert maßgebend. 

(2) Die Zollfreiheil nach Absatz 1 Nr. 5 ist aus¬ 
geschlossen für 

1. Briefe mit 

a) Auszügen oder Essenzen aus Kaffee oder 
Tee und Zubereitungen auf der Grund¬ 
lage solcher Auszüge oder Essenzen aus 
Tarifnr. 21.02, 

b) Tabak waren der Tarifnr. 24.02, 

c) Zigarettenpapier der Tarifnr. 48.10, 

2. Warenproben, Mischsendungen und Päck¬ 
chen mit den in Nummer 1 bezeichneten 
Waren sowie mit 

a) Kaffee der Tarifnr. 09.01-A und Kaffee- 
mittel n der Tarifnr, 09.01-C, 

b) Tee der Tarifnr. 09.02, 

c) Äthylalkohol und Sprit der Tarifnr. 22.08 
sowie Sprit und alkoholischen Zuberei¬ 
tungen und Getränken der Tarifnr. 22.09. 

§ 55 

Attslantlsbeförderiing 

(1) Zollfrei sind Waren, die aus dom freiem Ver¬ 
kehr des Zollgebiets ohne Erlaß, Erstattung oder 
Vergütung von Zoll ausgeführt und unverändert 
durch das Zollausland oder ein Zollfrei gebiet ledig¬ 
lich befördert worden sind. Die Zollfrciheit hängt 
davon ab, daß die nachstehenden Bestimmungen 
eingehalten sind. 

(2) Die Waren sind vor der Ausfuhr zu gestehen 
und mit dem Antrag anzumelden, die Ausfuhr zoll¬ 
amtlich zu überwachen. Antrag und Anmeldung sind 
nach vorgeschriebenem Muster in zwei Stücken ab¬ 


zugeben. Im Reiseverkehr kann mündliche Antrag¬ 
stellung und mündliche Anmeldung zugelassen wer¬ 
den. In der Anmeldung sind die Voraussetzungen 
darzutun, von denen die Zollfreiheit bei der Wieder¬ 
einfuhr abhängt. Der Antrag auf zollamtliche Über¬ 
wachung der Ausfuhr wird für Waren abgelehnt, 
die auf dem Landweg in einen Freihafen ausgeführt 
werden, nur um sie dort umzuladen oder ihnen 
Waren zuzuladan und sie anschließend auf dem 
Landweg wieder einzuführen; in besonders gelager¬ 
ten Fällen kann dem Antrag ausnahmsweise ent¬ 
sprochen werden. Die Waren können vorweg bei 
einer anderen als der nach § 10 zuständigen Zoll¬ 
stelle zur Prüfung des Antrags und der Anmeldung 
sowie zur Sicherung der Nämlichkeit gestellt 
werden. 

(3) Für die Wiedereinfuhr der Waren wird eine 
Frist nach der voraussichtlichen Dauer der vorge¬ 
sehenen Beförderung gesetzt. Die nach § 10 zustän¬ 
dige Zollstelle erteilt dem Antragsteller einen Zwi¬ 
schenschein und überwacht die Ausfuhr. 

(4) Die Waren dürfen auf ein anderes Beförde¬ 
rungsmittel umgeladen werden. Ein Lagern ist zu¬ 
lässig, soweit es durch das Umladen zwangsläufig 
bedingt ist. Soweit beim Umladen Nämlichkeitsmittel 
nicht erhalten bleiben, müssen neue, von der deut¬ 
schen Zollverwaltung anerkannte Nämlichkeitsmittel 
an ihre Stelle treten. 

(5) Die Beförderung ist so zügig wie möglich 
durchzuführen, Die Frist für die Wiedereinfuhr darf 
nur aus zwingendem Anlaß überschritten werden. 
Der Anlaß ist nachzuweisen. Bei der Gestellung 
nach der Wiedereinfuhr ist der Zwischenschein vor¬ 
zulegen; er dient zugleich als Zollanmeldung. 

(6) Die Absätze 2 bis 5 gelten nicht für den Post¬ 
verkehr. Im übrigen kann die Oberfinanzdirektion 
das Verfahren für Waren erleichtern, die das Zoll¬ 
gebiet nur zur Beförderung auf kurzen Strecken und 
nur für kurze Zeit verlassen. 

§ 56 

Auslandslagerung 

(1) Zollfrei sind Waren, die aus dem freien Ver¬ 
kehr des Zollgebiets ohne Erlaß, Erstattung oder 
Vergütung von Zoll ausgeführt und auf Grund des 
§ 61 Abs. 2 des Gesetzes in einem Freihafen oder 
auf Grund einer besonderen Zulassung im Zollaus¬ 
land vorübergehend gelagert worden sind. Die Zoll¬ 
freiheit hängt davon ab, daß die nachstehenden Be¬ 
stimmungen eingehalten sind. 

(2) Das vorübergehende Lagern im Zollausland 
kann für eine bestimmte Zeit zugelasson werden, 
wenn im Zollgebiet geeignete Lager nicht zur Ver¬ 
fügung stehen oder ihre Benutzung wirtschaftlich 
nicht zumutbar ist. Zuständig für die Zulassung ist 
das Hauptzollamt, in dessen Bezirk sich der Betrieb 
des Antragstellers befindet. Der Antrag ist schrift¬ 
lich zu stellen und zu begründen. Die Zulassung 
wird schriftlich erteilt. 

(3) Die Waren sind vor der Ausfuhr zu gestehen 
und mit dem Antrag anzumelden, die Ausfuhr zoll¬ 
amtlich zu überwachen. Antrag und Anmeldung: sind 
nach vorgeschriebenem Muster in zwei Stücken ab- 
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zugeben. Die Zulassung,'s Verfügung nach Ali uU 2 I 
oder nach § 61 Abs. 2 des Gesetzes ist, vorzulegon, j 
Die Waren können vorweg bei einer anderen als j 
der rer.ii § 10 zuständigen Zollstelie zur Prüfung des 
Antrags und der Anmeldung sowie zur Sicherung j 
der Nämlichkeit gosUÖJI werden. 


überwacht die Ausfuhr. 


z u ständige Zollstelle 
r Zwischenschein und 


(5) Die Waren dürfen im Zollausland oder im 
Freihafen nur wie zugelassen gelagert werden. So¬ 
weit im Zollausland Nämlichkeitsmittel nicht er¬ 
halten bleiben, müssen neue, von der deutschen 
Zollverwaltung anerkannte Nämlichkeitsmittel an 


ihre Stelle treten. 


(6) Die Lagerdauer darf ohne Zustimmung des 
zulassenden Hauptzollamts nicht überschritten wer¬ 
den. Im übrigen darf die Frist für die Wiedereinfuhr 
nur aus zwingendem Anlaß überschritten werden. 
Der Anlaß ist nachzuweisen. Bei der Gestellung 
nach der Wiedereinfuhr ist der Zwischenschein vor¬ 
zulegen; er dient zugleich als Zollanmeldung. 


§ 57 

Rückwaren 

(1) Zollfrei sind Waren, die nachweisbar aus dem 
freien Verkehr des Zollgebiets ohne Erlaß, Erstat¬ 
tung oder Vergütung von Zoll ausgeführt und von 
demjenigen oder für denjenigen wieder eingeführt 
werden, der sie zum vorübergehenden Gebrauch, 
auf Bestellung, zur Ansicht, zum ungewissen Ver¬ 
kauf oder aus ähnlichen Anlässen ausgeführt hat 
oder hat auslühren lassen. Die Zollfreiheit hängt da¬ 
von ab, daß 

1. die Waren außerhalb des Zollgebiets nicht 
oder nur, im Rahmen des Absatzes 2 ver¬ 
wendet worden sind, 

2. die Waren innerhalb einer angemessenen 
Frist (Absatz 3) wieder eingeführt werden, 

3. die Waien nicht als Ersatzgul nach § 48 
Abs. 4 dos Gesetzes ausgofiikit worden 
sind, 

4. im Falle der Ausfuhr der Waren als fcrsalz- 
ejut mich § 51 des Gesetzes der bei der Aus¬ 
fuhr erteilte Nachholschein zurückgegeben 
wird. 


; Sind Waren außerhalb des Zollgebiets Bestandteile 
1 oder Zubehörstücke zugefügt worden, so ist die 
I Zollireiheit ausgeschlossen, wenn es sich nicht nur 
| '-im geringfügige Zutaten bei notwendigen Instand¬ 
setzungen handelt. 

13) Eine Frist von nicht mehr als zwei Jahren 
zwischen Ausfuhr und Wiedereinfuhr wird stets als 
• '«^gemessen angesehen. Werden besondere' Um¬ 
stände nachgewiesen, wogen deren die Waren nicht 
innerhalb zweier Jahre wieder eingeführt werden 
konnten, so kann eine längere Frist als angemessen 
anerkannt werden. 

(4) Dem Zollantrag auf Abfertigung der Waren 
zum freien Verkehr ist als Zollanmeldung eine Rück¬ 
warenerklärung nach vorgeschriebenem Muster bei¬ 
zufügen, aus der sich die tatsächlichen Voraus¬ 
setzungen der Zollfreiheit ergeben. Zum Nachweis 
ihrer Richtigkeit sind Belege (z. B. Ausfuhrpapiere, 
Schriftwechsel, Kassenbelege) vorzulegen. Die Zoll¬ 
stelle kann auf die Rückwarenerklärung oder auch 
auf die Vorlage der Belege verzichten, soweit die 
Voraussetzungen für die Zollfreiheit offensichtlich 
sind oder der Nachweis in anderer Weise geführt 
wird. 

(5) Ist die Zollfreiheit nur ausgeschlossen, weil 
den Waren außerhalb des Zollgebiets Zutaten zu¬ 
gefügt worden sind, so wird der Zoll auf den Betrag 
ermäßigt, der bei der Einfuhr der zugefügten Waren 
zu entrichten wäre. 

(6) Ist die Zollfreiheit nur ausgeschlossen, weil 
bei der Ausfuhr der Waren Zoll erlassen, erstattet 
oder vergütet worden ist, so wird der Zoll auf den 
Betrag des erlassenen, erstatteten oder vergüteten 
Zolles ermäßigt. 

(7) Ist die Zollfreiheit nur ausgeschlossen, weil 
die Waren im Rahmen eines aktiven Veredelungs- 
verkehrs ausgeführt worden waren, so wird der 
Zoll auf den Betrag ermäßigt, der in diesem Verede¬ 
lungsverkehr wegen der Ausfuhr nicht entrichtet 
oder für Nachholgut nicht erhoben worden ist. 

(8) In den Fällen der Absätze 5 bis 7 ist eine 
kW. wdi cnerklärung nach vorgeschriebenem Muster 
mit den in Absatz 4 vorgesehenen Angaben und Be¬ 
logen voivtilecjon. Diese ersetzt nicht die Zollan¬ 
meldung. 

(9) Die Zollbegünstigung für Waren, die zur Be¬ 
förderung oder zur vorübergehenden Lagerung aus¬ 
geführt worden sind, richtet sich nur nach den §§ 55 
und aß, 


(2) Eine Verwendung der Waren ist auf die /cd; 
freiho.it ohne Einfluß, wenn 

1. sich dabei ergeben hat, daß die Waren für 
den vorgesehenen Verwendungszweck nicht 
geeignet; sind, und deshalb wieder finge- 
führt werden, 

2. die Waren nur zum vorübergehenden Ge¬ 
brauch ausgeführt worden waren oder 

3. gebrauchte Waren zurückgenommen wer¬ 
den, um ein neues Ausfuhrgeschäft zu er¬ 
möglichen, und die Zollverwaltung die zoll¬ 
freie Wiedereinfuhr für volkswirtschaftlich 
unbedenklich hält. 


§ 58 

Rückwaren in Sonderfällen 

(1) Zollfrei sind Baustoffe und andere als in § 71 
bezeichnete Betriebsstoffe deutscher Eisenbahnver- 
waltungen, wenn sie aus dem freien Verkehr des 
Zollgebiets ohne Erlaß, Erstattung oder Vergütung 
von Zoll ausgeführt worden waren und die Eisen- 
bahnverwaltung dies bescheinigt. 

(2) Zollfrei sind Dienstgegenstände von Behörden 
des Bundes, der Länder oder Gemeinden, wenn sie 
aus dem freien Verkehr des Zollgebiets ohne Erlaß, 
Erstattung oder Vergütung von Zoll in ein Zollfrei- 
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gebiet, ausgcfiihrl worden waren und die Behörde 
dies bescheinigt. 

(3) Zollfrei sind Waren aus dem freien Verkehr 
des Zollgebiet, die infolge strafbarer Handlungen 
in das Zollausland oder in ein Zollfreigebiet ge¬ 
langt sind und im strafrechtlichen Vorfahren an ein 
Gericht, an eine andere Behörde oder an den Ver- 
fügungsberechtiglen zurikkgeliefert werden. Die 
Zollfreiheit hängt davon ab, daß die beteiligte Be¬ 
hörde die tatsächlichen Voraussetzungen für die 
Zollfreiheit bescheinig!. 

§ 5.9 

Erzeugnisse grenzdurchschnittener Betriebe 

(1) Zollfrei sind Erzeugnisse des Ackerbaus, der 
Viehzucht, des Gartenbaus und der Forstwirtschaft 
solcher grenzdurchschnittener Betriebe, die vom 
Zollgebiet aus bewirtschaftet werden (§ 6 Abs 3 
Satz 1). 

(2) Die Zollfreiheif ist beschränkt auf Waren, die 
nicht weiter bearbeitet sind, als es unmittelbar nach 
der Ernte, Erzeugung oder Gewinnung üblich ist. 

(3) Von der Zollfreiheit ausgeschlossen sind 
Jagdergebnisse, Holzkohle und Holzasche. 

(4) Die Zollfreiheit hängt davon ab, daß die 
Waren vom Eigentümer oder Pächter des Betriebes 
eingeführt werden; Holz darf auch von einem ande¬ 
ren für den Eigentümer, für den Pächter oder für 
einen solchen ersten Erwerber eingeführt werden, 
der seinen Silz (Hauptniederlassung), mangels eines 
solchen einen Wohnsitz im Zollgebiet hat. 

§ 60 

Erzeugnisse aus Freihäfen 

(1) Zollfrei sind 

1. pflanzliche Erzeugnisse, die in Freihäfen 
geerntet worden sind, 

2. Tiere, die in einem Freihafen gehalten 
worden sind, 

3. Erzeugnisse von den in Nummer 2 bezeich- 
neten Tieren. 

(2) Die Zollfreiheit nach Absatz 1 Nrn. 2 und 3 ist 
ausgeschlossen, wenn das Tier 

1. als Zollgut oder unter Erlaß oder Erstat¬ 
tung von Zoll iri den Freihafen ausgeführt 
worden war, 

2. aus dem Zollauslund oder aus einem ande¬ 
rem Zöllfroigehiel in den Freihafen ge¬ 
bracht worden war. 

§ 61 

Fänge deutscher Fischer 

(1) Zollfrei sind die Fänge von Fischern, die 
Im Zollgebiet wohnen und von deutschen Schiften 
ans auf See; fisdien (deutsche Fischer), sowie die aus 
diesen Fängen auf deutschen Schiffen hergestellten 
Erzeugnisse, wenn die nachstehenden Bestimmun¬ 
gen eingehallon sind. 

(2) Zum Zubereiten, Verarbeiten oder auch Salzen 
der Fänge darf unverzolltes Seesalz verbraucht wer¬ 


den; im übrigen dürfen für die Fänge und Erzeug¬ 
nisse nur Stoffe und Umschließungen verwendet 
werden, die aus dem freien Verkehr des Zollgebiets 
stammen und ohne Erlaß, Erstattung oder Vergü¬ 
tung von Zoll zur Verwendung auf einem deutschen 
Schiff ausgeführt worden sind. 

(3) Die Stoffe und Umschließungen (Absatz 2), die 
zur Verwendung auf einem deutschen Schiff be¬ 
stimmt sind, sind vor der Ausfuhr vom Schiffsführer 
zu gestellen und nach vorgeschriebenem Muster 
in zwei Stücken mit dem Antrag anzumelden, die 
Ausfuhr zollamtlich zu überwachen. In der Anmel¬ 
dung ist anzugeben, auf welchem. Schiff die Waren 
voraussichtlich verwendet werden sollen und wem 
dieses Schiff gehört. Die Ausfuhrbescheinigung, die 
von der Zollstelle erteilt wird, muß die ausgeführ¬ 
ten Waren begleiten. 

(4) Der Schiffsführer darf Waren der in Absatz 2 
bezeichneten Art entweder selbst ausführen oder 
auch während der Reise von anderen übernehmen. 
Andere Waren als unverzolltes Seesalz darf er je¬ 
doch nur unmittelbar von einem deutschen Schiff 
und nur dann übernehmen, wenn ihm die Ausfuhr¬ 
bescheinigung vorgelegt wird. Der Schiffsführer hat 
den Empfang der Waren nach vorgeschriebenem 
Muster in zwei Stücken zu bescheinigen und schrift¬ 
lich zu erklären, daß die Ausfuhrbescheinigung Vor¬ 
gelegen hat und daß sie sich auf die übernommenen 
Waren bezieht. Ein Stück der Empfangsbescheinigung 
bleibt bei der Ausfuhrbescheinigung. Auf dieser 
sind die abgegebenen Waren nach Art und Menge 
und unter Angabe des Empfängers abzuschreiben. 

(5) Die Fänge und die daraus an Bord hergestell¬ 
ten Erzeugnisse dürfen insgesamt oder teil weise zur 
Beförderung nach dem Zollgebiet oder zur Verar¬ 
beitung auf ein anderes deutsches Schiff umgeladen 
werden. Während der Beförderung nach dem Zoll¬ 
gebiet müssen die umgeladenen Fänge und Erzeug¬ 
nisse verpackt und mit Schiffsbleien sicher ver¬ 
schlossen sein Davon kann abgesehen werden, 
wenn Fänge und Erzeugnisse üblicherweise, lose 
oder in nicht verschlußfähigen Umschließungen be¬ 
fördert werden. Mit Schiffsbleien sicher verschlos¬ 
sene Fänge und Erzeugnisse dürfen zur Beförderung 
nach dem Zollgebiet, auch vorübergehend in einem 
ausländischen Hafen an Land gebracht werden. 

(6) Der Führer des Schiffes, das Ladung übgibt, 
hat zweifach nach vorgeschriebenem Mustor zu er¬ 
klären, 

1. von welchem Schiff die Fänge und Erzeug¬ 
nisse stammen, die umgeladen werden, 

2. ob — abgesehen von unverzolltem Seesalz 
— für die Fänge und Erzeugnisse nur 
Stoffe und Umschließungen verwendet, wor¬ 
den sind, für die ihm eine Ausfuhrbeschei¬ 
nigung Vorgelegen hat, und 

3. ob und wie die Fänge und Erzeugnisse 
verpackt und Pack stücke gekennzeichnet 
sind. 

Der Führer des Schiffes hat sich die Übergabe der 
Fänge und Erzeugnisse auf der Erklärung bestätigen 
zu lassen und ein Stück abzugeben, sobald sein 
Schiff bei der Rückfahrt erstmals zollamtlich behan- 
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delt wird. Das zweite 8§i<äi der Erklärung muß die 
umgeladenen Waren bis zu ihrer Abfertigung zum 
freien Verkehr begleiten. 

(7) Bei rler Abfertigung zum freien Verkehr hat 
der Führer des Schiffes, auf dom Fänge und Erzeug¬ 
nisse eingeführt sind, in der Form, die für den Zoll- 
anl.rag vorgeschrieben ist, zu erklären, ob 

1. die cingefülirtcn Waren vom Fang durch 
deutsche Fischer stammen und nur an Bord 
deutscher Schiffe /.übereilet, verpackt oder 
durch das Verarbeiten solcher Fänge herge- 
stelll. worden sind, 

2. beim Zubereiten, Verarbeiten, Salzen oder 
Verpacken, abgesehen von unverzolltem 
Seesalz, nur Stoffe und Umschließungen 
verwendet worden sind, für die eine Aus¬ 
fuhrbescheinigung Vorgelegen hat; sind un¬ 
verpackte Fänge an Bord lediglich gesalzen t 
worden, so braucht; der Schiffsführer nur zu 
erklären, daß zum Salzen nur unverzolltes 
Seesalz oder Salz aus dem freien Verkehr 
des Zollgebiets verwendet worden ist. 

Der Erklärung sind, alle nach den Absätzen 3, 4 
und 6 ausgestellten Unterlagen beizufügen, die der • 
Schiffsführer besitzen muß. Der Schiffsführer hat das 
Schiffstagebuch zur Einsicht vorzulegen, 

(8) Die Zollst.elle kann in einzelnen Fällen von 
den Verpflichtungen nach den Absätzen 3 bis 6 und 
Absatz 7 Sätze 2 und 3 befreien, soweit ihr die Zoll¬ 
belange dadurch nicht gefährdet erscheinen. 

(9) Die Absätze 3 bis 7 sind nicht anzuwenden, 
wenn ein deutscher Fischer seine frischen Fänge 
unverpackt einführt und seine Fahrt nicht über das 
Küstengebiet (Anlage 2) hinausgeführt hat. Die Ab¬ 
sätze 3 bis 7 sind ferner nicht anzuwenden, wenn 
ein deutscher Fischer seine frischen Fänge einführt 
und seine Fahrt zwar über das Küstengebiet liinaus- 
geführt hat, er jedoch vorwiegend im Küstengebiet 
fährt und dem für seinen Heimathafen zuständigen 
HauptzoU.a.mt schriftlich erklärt hat, daß er nur 
frische unverpackte Fänge einführt und er, falls 
Fischlebern und Garnelen gesalzen werden, nur un¬ 
verzolltes Seesalz oder Salz aus dem freien Verkehr 
des Zollgebiets verwendet; die Erklärung kann je¬ 
weils für längstens ein Jahr abgegeben werden. Zu 
den frisdien Fängen gehören auch 

1. an Bord ausgenommene Fische mit ihren 
Fischciern und — auch gesalzenen — 
Lebern, 

2. an Bord gekochte und gesalzene Garnelen, 

§ 62 

Fänge helgoländischer Fischer 

(1) Fänge von Fischern, die auf der Insel Helgo¬ 
land wohnen und von deutschen Schiffen aus auf See 
fischen, sowie die aus diesen Fängen auf deutschen 
Schiffen oder auf der Insel Helgoland hergestellten 
Erzeugnisse sind zollfrei, wenn zum Zubereiten, 
Verarbeiten, Salzen oder Verpacken der Fänge und 
Erzeugnisse, abgesehen von unverzolltem Seesalz, 
nur solche Stoffe und Umschließungen verwendet 
worden sind, die aus dem freien Verkehr des Zoll¬ 
gebiets ohne Erlaß, Erstattung oder Vergütung von 
Zoll ausgeführt worden sind. 


(2) Die Zollfreiheit hängt davon ab, daß der Zoll¬ 
stelle bei der Abfertigung der Fänge und Erzeug¬ 
nisse eine Bescheinigung des Fischmeisters der Insel 
Helgoland nach vorgeschriebenem Muster vorliegt, 
aus der sich die tatsächlichen Voraussetzungen für 
die Zollfreiheit ergeben. Der Fischmeister darf diese 
Bescheinigung nur erteilen, wenn ihm die Waren 
vor der Einfuhr in das Zollgebiet vorgeführt wor¬ 
den sind und wenn die tatsächlichen Voraussetzun¬ 
gen der Zollfreiheit eindeutig vorliegen. 

§ 63 

Bode&seeftsdierei 

(1) Zollfrei sind Fische, die im schweizerischen 
Teil des Untersces und des Rheins zwischen Zoll¬ 
grenze und Untersee gefangen und unmittelbar auf 
das deutsche Ufer gebracht werden. Entsprechendes 
gilt für erlegtes Wild. 

(2) Zollfrei sind unter zollamtlicher Überwachung 

1. Fischbrut im Bodensee heimischer Fisch- 
arten, die im Bodensee eingesetzt wird, 

2. Fischeier im Bodensee heimischer Fisch¬ 
arten, wenn die Eier in Brutanstalten am 
Bodensee ausgebrütet werden und die 
Fischbrut "im Bodensee eingesetzt wird. 

§ 64 

Vorübergehende Verwendung 

Zollfrei sind Waren, die im Zollgebiet unter zoll¬ 
amtlicher Überwachung vorübergehend verwendet 
und danach wieder ausgeführt werden, soweit die 
Verwendung wesentliche Vorteile für den Verwen¬ 
der erwarten läßt und Nachteile für andere durch 
den Zoll geschützte Wirtschaftskreise, auch nach der 
Dauer der Verwendung, nicht zu befürchten sind 
oder soweit die Vorteile gegenüber den Nachteilen, 
erheblich überwiegen. Die Zeit, während derer eine 
Ware bereits früher im Zollgebiet vorübergehend 
verwendet worden ist, ist dabei zu berücksichtigen. 

§ 65 

Speisewagenvorräte 

(1) Zollfrei sind unter zollamtlicher Überwachung 
und unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit 
Speisewagenvorräte in Eisenbahnzügen, die mehrere 
Staaten durchlaufen, wenn 

1. die Waren nur aus dem freien Verkehr der¬ 
jenigen Staaten stammen, über deren Ge¬ 
biet der Zug läuft, 

2. für die Waren Zölle und andere Abgaben 
weder erlassen, erstattet noch vergütet und 
keine anderen finanziellen Ausfuhrvergün¬ 
stigungen gewährt werden, 

3. die Waren nur zum Verbrauch im Zug 
während der Reise abgegeben werden und 

4. keine größeren Mengen mitgeführt werden, 
als jeweils für eine normale Versorgung bei 
der Hin- und Rückfahrt auf der gesamten 
Strecke benötigt werden. 

(2) Von der Zollfreiheit sind Tabakwaren sowie 
alkoholische Zubereitungen und Getränke der 
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Tarifnr. 22.09 ausgcstiilosföh. Bei anderen Getränken 
hängt, die Zollheiheit davon ab, daß sie in Flaschen 
eingeführl werden, die mit dem Zeichen der Speise- 
wngengesollsdiafl. versehen sind. 

§ 66 

Bord Vorräte der Luftfahrzeuge 

(1) Zollfrei sind unter zollamtlicher Überwachung 
uni unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeil 
Lebensrnittel und Tabakwaron, die in einem Luft- 

1. als Bordvorrat eingeführt und 

2. nur zum Verbrauch an Bord während des 
Fluges abgegeben werden. 

(2) Die Zollfreiheit hängt davon ab, daß das Luft¬ 
fahrzeug Fluggäste nur nn internationalen Flug¬ 
linienverkehr befördert. 


§ 67 

Waren für Staatsoberhäupter. 

Zollfrei sind unter der Vorausseizung der Gegen¬ 
seitigkeit Waren, die für das Oberhaupt eines aus¬ 
wärtigen Staates eilige führt werden und zürn Gc- 
6) auch oder Verbrauch wahren'! seines Aufenthalts 
im Zollgebiet bestimmt sind. 

§ 68 

Diplomaten- und Konsul»! rgut 

(1) Zollfrei sind linier dev Vorausseizung der 
Gegenseitigkeit. Waren, die 

1 bei der Einfuhr bestimmt sind zum persön¬ 
lichen Gebrauch oder Verbrauch durch 

a) den Leiter, die diplomatischen Mitglieder 
u T das Geschäftspersonal der diploma¬ 
tischen Vertretungen in der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland, 

b) den Leiter, die konsularischen Mitglieder 
und das Geschäftspersonal der Konsular¬ 
vertretungen in der Bundesrepublik 
Deutschland, 

c) die Familienmitglieder der unter den 
Buchstaben a uncl b genannten Personen. 
Als Familienmitglieder im Sinne dieser 
Bestimmung gelten der Ehegatte, die 
minderjährigen Kinder sowie — wenn 
sie von der nach Buchstabe a oder b 
begünstigten Person wirtschaftlich ab- 

. hängig sind und in ihrem Haushalt 
leben — die volljährigen unverheirate¬ 
ten Kinder und die Eltern. 

2. den in Nummer 1 bezeichneten Vertretungen 
in der Bundesrepublik Deutschland aus dem 
Zollausland zugehen und als Dienstgegen¬ 
stände oder zum Bau oder Umbau von Ge¬ 
bäuden der Vertretungen verwendet wer¬ 
den oder als Einrichtungsstücke mit den 
Gebäuden fest, verbunden werden sollen. 

(2) Beförderungsmittel mit eigenem Antrieb sind 
nur unter zollamtlicher Überwachung zollfrei. Die 
Zollfreiheit hängt davon ab, daß die Beförderungs¬ 
mittel nicht vor Ablauf von zwei Jahren nach der 


Einfuhr an andere als nach Absatz 1 Begünstigte 
veräußert werden diese Frist kann unter der Vor¬ 
aussetzung der Gegenseitigkeit verkürzt werden. 

(3) Die Zoilfreiheit nach den Absätzen 1 und 2 ist 
ausgeschlossen für Waren zum Gebrauch oder Ver¬ 
brauch durch 

1. Deutsche oder solche Staatenlose, die ihren 
ständigen Wohnsitz in Deutschland hatten, 
ehe sie zu den in Absatz 1 genannten Per¬ 
sonen gehörten, 

2. Personen, die in Deutschland eine private 
Erwerbstätigkeit ausüben. 

(4) Die Zollfreiheit nach den Absätzen 1 und 2 
hängt davon ab, daß die Waren unter der Anschrift 
der Vertretung oder ihres Leiters oder seines Stell¬ 
vertreters, im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 der An¬ 
schrift einer dort genannten Person eingehen und 
daß bei der Abfertigung zum freien Verkehr (im 
Falle des Absatzes 2 bei der Abfertigung zur Zoll¬ 
gutverwendung) eine mit Dienststempel versehene 
Erklärung des Leiters der Vertretung oder seines 
Stellvertreters nach vorgeschriebenem Muster vor¬ 
gelegt: wird, aus der sich die tatsächlichen Voraus¬ 
setzungen der Zollfreiheit ergeben. 


§ 69 

Ausstattung ausländischer Dienststellen 

(1) Zollfrei sind unter der Voraussetzung der 
Gegenseitigkeit 

1. Baubedarl, Betriebsmittel und andere 
Dienstgegenständo, die aus dem Zollausland 
für die Dienststellen und Anschlußstrecken 
ausländischer Eisenbahnen oder für auslän¬ 
dische Zollstellen und Postämter im Zoll¬ 
gebiet eingeführt werden, 

2. Ausstattungsgegenstände, die für öffent¬ 
liche kulturelle oder wissenschaftliche Ein¬ 
richtungen ausländischer Staaten oder von 
ihnen beauftragter Stellen bestimmt, sind. 

(2) Die Zollfreiheit hängt davon ab, daß bei der 
Zollabfertigung eine Bescheinigung des Leiters der 
ausländischen Dienststelle oder der ausländischen 
Einrichtung vorgelegt wird, aus der sich die tatsäch¬ 
lichen Voraussetzungen der Zollfreiheit ergeben. 

(3) Für Betriebsstoffe der Schienenfahrzeuge gilt 
nur § 71. 


§ 70 

Betriebsstoffe für Landkraftfahrzeuge 

(1) Zollfrei sind Schmierstoffe der Landkraltfahr- 
zeuge in der für das einzelne Fahrzeug vorgesehe¬ 
nen Menge, Vorräte jedoch nur bis zu insgesamt 
einem Kilogramm. 

(2) Werden im Zollgebiet beheimatete Landkraft¬ 
fahrzeuge mit eigener Kraft aus dem Zollausland 
eingeführt, so sind die Treibstoffe im Hauptbehälter 
bis zu 40 Litern zollfrei, jedoch bei LasLkraflfa.hr- 
zeugen mit einer Nutzlast von 3 bis 5 Tonnen bis 
zu 70 Litern, über 5 Tonnen bis zu 100 Litern. Die 
Zollfreiheit hängt davon ab, daß die Fahrt nach den 
Umständen nicht zum Erwerb von Treibstoff unter¬ 
nommen worden ist. 
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(3) Werden außerhalb des Zollgebiets beheimatete 
Lnndkraftfahrzeugc mit eigener Kraft aus demZoll- 
auslund eingeführt, so sind die Treibstoffe im 
Hauptbehälter zollfrei, jedoch bei Lastkraftfahrzeu¬ 
gen mit einer Nutzlast 

unter 3 Tonnen nur bis zu 40 Litern, 
von 3 bis 5 Tonnen nur bis zu 100 Litern, 
über 5 Tonnen nur bis zu 150 Litern. 

(4) Ist in einem Lasfkrafliährzeug mit einer Nutz¬ 
last von mindestens 3 Tonnen eine größere als nach 
den Absätzen 2 und 3 zollfreie Treibstoffmenge im 
Hauptbehälter ausgeführt worden, so erhöht sich die 
nach den Absätzen 2 und 3 jeweils zollfreie Menge 
bei der folgenden Einfahrt auf die ausgeführte Men¬ 
ge. Sind in einem Kraftomnibus, der im Zollgebiet 
beheimatet, ist, mehr als 40 Liter Treibstoff im 
Hauplbehälter ausgeführt worden, so erhöht sich die 
nach Absatz 2 zollfreie Menge bei der folgenden 
Einfahrt auf die ausgelührte Menge. Die Erhöhung 
hängt in beiden Fällen davon ab, daß bei der Einfuhr 
ein Trcibstoliäusweis mitgeführt wird, den eine 
Zoll stelle ausgestellt hat. 

(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten sinngemäß, wenn 
ein Landkraflfahrzeug auf einem anderen Beförde¬ 
rungsmittel eingeführt wird, jedoch die Fahrt im 
Zollgebiet mit eigener Kraft fortsetzen soll. 

(6) Werden Landkraftfahrzeuge aus einem Frei¬ 
hafen mit eigener Kraft eingeführt, so sind die 
Treibstoffe zollfrei, die sich im Hauptbehälter be¬ 
find on und nachweisbar aus dem freien Verkehr des 
Zollgebiets ohne Erlaß, Erstattung oder Vergütung 
von Zoll in den Freihafen ausgeführt worden sind. 

§ 71 

Betriebsstoffe für Schienenfahrzeuge 

Zollfrei sind folgende Betriebsstoffe, die im 
öffentlichen Eisenbahnverkehr von Schienenfahr- 
zeugen aus dem Zollausland eingeführt und für die 
unmittelbare Verwendung auf diesen Fahrzeugen 
bestimmt sind: 

1. Treibstoffe in den Hauptbehältem, 

2. Kohlen, Sdimierstoffe und andere Heiz- und 
Betriebsstoffe in der für das einzelne Fahrzeug 
vorgesehenen Menge. 

Zu §§ 24 und 25 Abs. 2 des Gesetzes 
§ 72 

Betriebsstoffe für Schiffe 

(1) Zollfrei sind Schweröle und Schmierstoffe, die 
unter zollamtlicher Überwachung auf Schiffen zum 
Motorenantrieb, zum Heizen oder zum Schmieren 
verwendet werden. 

(2) Zollfrei ist unter zollamtlicher Überwachung 
Benzin, das von Schiffen im Hauplbehälter normaler 
Größe aus dem Zollnusland eingeführt und auf ihnen 
zum Motorcnanlricb verwendet wird, sowie Benzin, 
das von Schiffen auf der seewärtigen Fahrt vom 
letzten Seezollhafon oder letzten Freihafen in das 
Zollausland zum Motorcnantrieb verwendet wird. 

(3j Schi Ho im Sinne der Absätze 1 und 2 sind alle 
Wasserfahrzeuge mit Ausnahme schwimmender Ar¬ 
beitsgeräte wie Bagger, Kräne, Getreideheber. 


§ 73 

Betriebsstoffe für Luftfahrzeuge 

(1) Zollfrei sind Betriebsstoffe, die unter zollamt¬ 
licher Überwachung in Luftfahrzeugen oder an ihrer 
Außenfläche verwendet werden. 

(2) Gase zum Befüllen von Luftschiffen und Bal¬ 
lonen sind keine Betriebsstoffe im Sinne des Ab¬ 
satzes 1. 

Zu § 26 des Gesetzes 

§ 74 

Zollennäßigung bei Herstellung nach Vorlagen 

(1) Waren sind nidit nach Vorlagen eines im Zoll¬ 
gebiet ansässigen Auftraggebers hergestellt worden, 
wenn der Auftraggeber die Vorlagen vom Herstel¬ 
ler der Waren oder von einer Person erworben hat, 
die mit dem Hersteller geschäftlich verbunden ist; 
§ 30 Abs. 2 des Gesetzes gilt sinngemäß. 

(2) Zuständig für die Zusage ist das Hauptzoll¬ 
amt, in dessen Bezirk sich der Sitz (Hauptniederlas¬ 
sung), mangels eines solchen ein Wohnsitz des An¬ 
tragstellers befindet. Der Antrag ist nach vorgeschrie¬ 
benem Muster in zwei Stücken zu stellen. Alle tat¬ 
sächlichen und rechtlichen Verhältnisse, die für die 
Zusage von Bedeutung sind, sind darzutun und auf 
Verlangen nachzuweisen. 

(3) Die Zusage wird schriftlich erteilt. Dabei be¬ 
stimmt das Hauptzollamt, für welche Zeit sie gilt und 
bei welcher Zollstelle der Antrag auf Abfertigung 
der zollbegünstigten Waren zum freien Verkehr zu 
stellen ist. Solche Zollanträge kann nur stellen, 
wem die Zusage erteilt ist. 

Zu § 27 des Gesetzes 

§ 75 

Bau und Ausrüsten von Schiffen und Luftfahrzeugen 

(1) Waren werden zum Bau, zum Umbau oder zum 
Ausbessern verwendet, wenn sie Bestandteil eines 
Schiffes oder Luftfahrzeugs werden. 

(2) Waren werden zum Ausrüsten verwendet, 
wenn sie Zubehör eines Schiffes oder Luftfahrzeugs 
werden. 

(3) Erstes Ausrüsten ist auch das Ausrüsten, so¬ 
weit es durch einen Umbau oder eine Ausbesserung 
des Schiffes oder Luftfahrzeugs verursacht ist. 

Zu § 34 des Gesetzes 

§ 76 

Rohgewicht 

(1) Zum Rohgewicht gehören die in § 43 Abs. 1 
Sätze 1 und 2 bezeichnten Umschließungen. 

(2) Sind in einer Umschließung verschiedene Wa¬ 
ren enthalten, so wird das Gewicht der Umschlie¬ 
ßung nach dem Gewicht der einzelnen Waren (mit 
ihren Sonderumschließungen) aufgeteilt. 

(3) Zum Rohgewicht gehören nicht 

1. Paletten, Verpackungsmittel und Eis (§ 43 
Abs. 1 Satz 3), 
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2. Bofotderunnsmlftp, Behälter, Scbutzplanen I 
und Deckklei der (§ 43 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3). 

§ 77 

Trtialitnf 

Den Taratarif enthüll die Anlage 5. 

Zu § 36 des Gesetzes 

§ 78 

Klein betrage 

(1) Der Zollbetrag, der auf Grund eines und des¬ 
selben Zollbescheides zu erbeben ist, wird auf 10 Pf 
nach unten gerundet. Dies gilt nicht, wenn das 
Runden eine maschinelle Berechnung der Zolles 
erschwert.. 

(2) Der sich nach Absal/. 1 ergebende Zoll hol rag 
wird nicht erhoben, worin die Eingangsabgabcn im 
Reiseverkehr weniger als 30 Pf, sonsl weniger als 
eine Deutsche Mark betrageu. 

(3) Für pauschalierte Eingangsabgaben (§ 148) 
gelten die vorstehenden Absätze sinngemäß. 

Zu § 39 des Gesetzes 

§ 79 

Zollbehandlung gesteliungsbefieiter Waren 

(1) Die Anschreibungon über das Zollgut sind je¬ 
weils für ein Kalenderjaln nach vorgeschriebenem 
Muster zu führen. Sie müssen alle Angaben enthal¬ 
ten, die in die Zollanmeldung auf/unohmen sind 

(2) Die Zollanmeldung (i? 20) ist. der üborwadien- 
den Zollstelle (§ H Ab 2) abzngobon. Mit der Zoll¬ 
anmeldung lür den letzten Anmeklez.oitramn des 
Kalenderjahres sine) die Ansdiruibmigött abzuliefern. 
Ist kein Zollbescboid zu erteilen, so wird dem Zoil- 
beleiliglon ein Stück der Zollanmeldung mit Bestäti¬ 
gung zurückucgeben. 

(3) Das Hauplzollamt, das die Befreiung von der 
Gestellung genehmigt, beslimrnl das Muster der An- 
schreibungen, den Zeitraum, den eine Zollanmel¬ 
dung zu umfassen hat:, und den Tag, an dem nach 
Ablauf dieses Zeitraums die Zollanmeldung späte¬ 
stens abzugeben ist. 

Zu § 40 des Gesetzes 

§ 80 

Erlaß und Erstattung bei Wiederausfuhr 

(1) Für den Rahmen, in dem Zoll nach § 40 des 
Gesetzes erlassen oder erstattet werden kann, gilt 
§ 57 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 
sinngemäß. 

(2) Waren, für die Zoll erlassen oder erstattet 
werden soll, sind vor der Ausfuhr zu gestehen und 
nach vorgeschriebenem Muster in zwei Stücken mit 
dem Antrag anzumelden, die Ausfuhr zollamtlich zu 
überwachen und den Zoll zu erlassen oder zu er¬ 
statten. In der Anmeldung sind die tatsächlichen 
Voraussetzungen für den Erlaß oder die Erstattung 
darzutun; beizufügen sind der Beleg über die Ver¬ 
zollung und auf Verlangen auch Belege über den 
Anlaß der Wiederausfuhr. Die Waren können vor¬ 
weg bei einer anderen als der nach § 10 zuständigen 


I Zollstelle zur Prüfung des Antrags und der Anmel¬ 
dung sowie zur Sicherung der Nämlichkeit gesteht 
werden. 

(3) Zuständig für den Erlaß oder die Erstattung 
ist die Zollstelle, die den Zoll angefordert hat. 

Zu § 41 des Gesetzes 

§ 81 

Abfertigung zum Zollgutversand 

(1) Der Zollantrag auf Abfertigung zum Zollgut¬ 
versand darf sich nur auf Zollgut beziehen, das 
einer und derselben Zollstelle überwiesen werden 
soll. 

(2) Das Zollgut, das zum Zollgutversand abgefer¬ 
tigt wird (Zollversandgut), wird dem Zollbeteiligten 
erst nach Beendigung dieser Abfertigung zur Beför¬ 
derung überlassen. Ist Sicherheit verlangt, so wird 
das Zollversandgut dem Zollbeteiligten erst über¬ 
lassen, nachdem die Sicherheit geleistet ist. Der Zoll- 
beteiligte erhält bei der Überlassung einen Versand¬ 
schein; verzichtet die Zollstelle auf die Zollanmel¬ 
dung (§ 12 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes), so wird kein 
Versandschein ausgestellt. 

§ 82 

Beförderung von Zollversandgut 

(1) Das Zollversandgut ist so zügig wie möglich 
zu befördern. Schiffe, die Zollversanrlgut an Bord 
haben, für das ein Versandschein ausgestellt ist, 
müssen das Zoll/Gchen 1 nach der Anlage 3 führen. 

(2) Der Gestelhmgsp|^htigfe (§ 41 Abs. 2 und 3 
des Gesetzes) 1ml es der nächsten jjSöllstehe. unver¬ 
züglich an/uzeigen, wenn die Frist für die erneute 
Gestellung nicht einqehalten werden kann oder 
wenn die Wirkung von Nämlichkeitsmitteln beein¬ 
trächtigt worden ist. Diese Zollstelle kann verlan¬ 
gen, daß ihr der Versandschein vorgelegt wird und 
daß das Zollversandgut ihr oder einer von ihr be- 
zeictineten Zollstelle vorzuführen oder zu gestehen 
ist. 

§ 83 

Mitbeförderung von Freigut 

In Beförderungsmitteln oder Behältnissen mit Zoll¬ 
versandgut, die unter Zollverschluß stehen, darf 
Freigut nur mitbefördert werden, wenn dadurch 
keiner Zollstelle wesentliche zusätzliche Verwal¬ 
tungsarbeit erwächst, Auf Verlangen der Zollstelle 
sind in diesem Falle Zollversandgut und Freigut 
getrennt zu verstauen, die Waren als Zollversand- 
gut oder Freigut zu kennzeichnen oder besondere 
Verzeichnisse für das Freigut abzugeben. 

§ 84 

Umladung, Zuladung 

(1) Muß wegen einer Umladung oder Zuladung 
ein Zollverschluß für Zollversandgut abgenommen 
werden, so ist das bei einer Zollstelle unter Vor¬ 
führung des Zollversandguts und Vorlage des Ver¬ 
sandscheins zu beantragen. Muß das Zollversandgut 
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des Gesetzes und die Inanspruchnahme der Haften¬ 
den zuständig. Ist das Zollgut jedoch ganz oder teil¬ 
weise zu einer anderen Zollstelle gelangt, so ist 

diese zuständig. 


(21 Absatz I gilt sinngemäß, wenn aus den be- 
zeichneten Gründen eine Zollbegleitung für Zoll- 
versandynl beendet werden muß. 


Zu §§ 42 bis 45 des Gesetzes 
Zollgutlager 

5 83 


§ 85 

Vorübergehende Beförderung 
außerhalb des Zollgebiets 

(1) Ist. Zollvcrsandyut auf dem Weg zu dem im 
Versandschein bezeidmelen Bestimmungsort durch 
das Zollausland oder ein Zollfreiyebiel durchgeführt 
worden, so wird bei der Wiedereinfuhr kein neuer 
Versandschein erteilt, wenn 

1. der Zollheteiliylo seinen Antrag auf Ab¬ 
fertigung zum Zollgutversand von vorn¬ 
herein. auf die Zollbehandlung nach der 
Wiedereinfuhr erstreckt hat, und 

2. die Nämlichkeit des Zollversandguts durch 
die zuständigen Zollstellen hei der vorüber¬ 
gehenden Ausfuhr und der Wiedereinfuhr 
feslgestellt ist. 

(2) § 55 Abs. 4 gilt sinngemäß. 

§ 86 

Zollgutversand in besonderen Fällen 

(1) Hat eine Zollstelle in dem Teil des Zoll¬ 
gebiets, der nicht zum Geltungsbereich des Gesetzes 
gehört, Zollgut, einer Zollstelle im Geltungsbereich 
des Gesetzes überwiesen, so hat es der Gestellungs¬ 
pflichtige nach dem Verbringen in den Geltungs¬ 
bereich des Gesetzes der nächsten Zollstelle mit dem 
Antrag zu gestehen, es für die weitere Beförderung 
zum Zollgutversand abzufortigen. 

(2) Hat eine Zollstelle im Geltungsbereich des Ge¬ 
setzes Zollgut einer Zollstelle in dem Teil des Zoll¬ 
gebiets überwiesen, der nicht zum Geltungsbereich 
des Gesetzes gehört, so hat der Gestellungspflichtige 
das Zollgut der letzten Zollstelle im Geltungsbereich 
des Gesetzes vorzuführen, ehe er das Zollgut aus 
diesem Geltungsbereidi bringt. 

§ 87 

Erneute Gestellung 

(1) Rei der erneuten Gestellung hat der Gestel¬ 
lungspflichtige den Versnndschein vorzulegen. 

(2) Für die Haltung nach § 41 Abs. 4 des Gesetzes 
ist eine Gestellung erst ordnungsmäßig, wenn auch 
der Versandschein vorgelegt ist. 

(3) Ändert sich der Bestimmungsort des Zollver¬ 
sandguts, so darf es auch einer anderen befugten 
Zollstelle als der im Versandschein genannten ge¬ 
stellt werden. 

(4) Wird Zoll versandgut der zollamtlichen Über¬ 
wachung entzogen oder unzulässig verändert, so ist 
die Zollstelle, dies das Zollgut zum Zollgutversand 
abgefertigt hat, für die Maßnahmen nach § 57 Abs. 4 


Bewilligung der Zollgutlager 

(1) Zuständig für die Bewilligung eines Zollgut¬ 
lagers ist das Hauptzollamt, in dessen Bezirk das 
Lager eingerichtet werden soll, 

(2) Der Antrag, das Zollgutlager zu bewilligen, 
ist schriftlich in zwei Stücken zu stellen. Alle recht¬ 
lichen und tatsächlichen Verhältnisse, die für die 
Bewilligung von Bedeutung sind, sind darzutun und 
auf Verlangen nachzuweisen. 

(3) Dem Antrag sind beizufügen 

1. Zeichnung und Beschreibung der Lager¬ 
stätte in zwei Stücken, 

2. auf Verlangen eine beglaubigte Abschrift 
von den Eintragungen im Handels-, Genos¬ 
senschafts- oder .Vereinsregister, wenn der 
Antragsteller darin eingetragen ist. 

(4) Zollgutlager werden schriftlich bewilligt; die 
Bewilligung kann jederzeit widerrufen werden. Das 
Hauptzollamt bestimmt im Rahmen des Antrags die 
Lagerstätte und die Art ihrer zollsicheren Herrich¬ 
tung sowie die Zollstelle, die für das Lager und die 
während der Lagerung zu treffenden Entscheidungen 
zuständig ist (Lagerzollstello). Bei privaten Zollgut- 
laoern bezeichnet das Hauptzollamt, im Rahmen des 
Antrags auch die Arten von Waren, die darin ge¬ 
lagert werden dürfen. 

(5) Niederlagehalter (§ 44 des Gesetzes) oder La¬ 
gerinhaber (§ 45 des Gesetzes) ist die Person, der 
das Lager bewilligt ist. Gesamtrechtsnachfolger 
treten an ihre Stelle. 

(6) Bauliche Änderungen der Lagerstätte und 
Änderungen ihrer zollsicheren Herrichtung bedürfen 
der vorherigen Genehmigung des Hauptzollamts. 
Tritt Gesamtrechtsnachfolge ein oder ändern sich 
sonst Verhältnisse, die für die Bewilligung von Be¬ 
deutung waren, so hat das der Niederlagehalter 
oder Lagerinhaber dem Hauptzollamt unverzüglich 
schriftlich anzuzeigen. 

§ 89 

Einlagerung, Lagerbehandlung 

(1) Im Zollantrag auf Abfertigung von Zollgut 
zur Zollgutlagerung ist anzugeben, in welches Zoll¬ 
gutlager das Zollgut gebracht werden soll. Der An¬ 
trag ist. bei der Laqerzollstelle zu stellen. Ist das 
Lager ein privates Zollgutlager, so darf der Antrag 
nur vom Lagerinhaber und nur für Waren gestellt 
werden, für deren Lagerung das Zollgutlager be¬ 
willigt ist. In einzelnen Fällen kann die Lagerzoll¬ 
stelle bei Bedarf den Antrag auch für andere Waren 
zulassen. 

(2) Mit Zustimmung der Lagerzollstelle darf der 
Zollantrag auch bei einer anderen Zollstelle gestellt 
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werden, die das Verbringen des Zollguts in das 
Lager überwachen kann,- in diesem Falle ist ein zu¬ 
sätzliches Stück der Zollanmeldung abzugeben. 

(3) Der Zollbeleiligte hat nur auf Verlangen dar¬ 
zutun, daß das Zollgut wieder ausgeführt werden 
soll oder seine spätere Bestimmung nicht überblickt 
werden kann. 

(4) Der Zollbeteiligte hat das zur Zollgutlagerung 
abgefertigte Zollgut; (Zollaqergul) unverzüglich in 
das Lager zu bringen, das im Zollantrag angegeben 
ist. Bei Bedarf kann die abferligende Zoll stelle eine 
Frist, für dieses Verbringen gewähren. 

(5) übliche Lagerbehandlung (§ 43 Abs. 2 Satz 1 
des Gesetzes) ist das Dispachen, Umfüllen, Teilen, 
Sondern und jedes Behandeln, das die Ware davor 
schützen soll, durch das Lagern Schaden zu nehmen. 

§ 90 

Auslagerung von Zollagergut 

(1) Soll Zollagergut, ausgelagert werden, so ist 
es der Lagerzollstelle zu gostollen. Für das gestellte 
Zollgut sind nur folgende Anträge zulässig: 

1. der Zollantrag auf zollamtliche Überwachung 
der Ausfuhr, 

2. der Zollantrag auf Abfertigung zur Zoll¬ 
gutlagerurig, 

3. der Antrag auf Auslagerung zum freien 
Verkehr unter den Voraussetzungen des 

§ 91, 

4. der Zollantrag auf Abfertigung zum aktiven 
Veredelungsverkehr, zu.m Umwandlungs¬ 
verkehr oder zur Zollgutverwendung unter 
den Voraussetzungen des § 92. 

(2) Ist die Lagerzollstelle für die in Betracht kom¬ 
mende Art. der Zollbehandlung nicht zuständig, so 
darf auch die Abfertigung zum Zollgutversand bean¬ 
tragt werden. In diesem Falle wird der Versand¬ 
schein als Lagerversandschein ausgestellt. Nach der 
erneuten Gestellung (§ 87) sind nur die in Absatz 1 
bezeichneten Anträge zulässig, der Antrag auf Ab¬ 
fertigung zurZollgutlagemng (Absatz 1 Nr. 2) jedoch 
nur dann, wenn der ZoPh ueiliqt.e eine Bescheini¬ 
gung der früheren Lagerzollsloile vorlegt, aus der 
sich der Zeitpunkt Per erstem Abfertigung des Zoll¬ 
guts zur Zollgutlagerung sowie Menge und Be¬ 
schaffenheit des Zollguts in diesem Zeitpunkt er¬ 
geben. 

§ 9t 

Auslagerung in den freien Verkehr 

(1) Der Antrag, Zollager gut in den freien Verkehr 
auszulagern, ist schriftlich zu stellen. Dabei ist dar¬ 
zutun und auf Verlangen nachzuweisen, daß sich ein 
wirtschaftliches Bedürfnis dafür erst nach der Ein¬ 
lagerung ergeben hat. Einzureichen sind 

1. die Zollanmeldung nach dem für die Abfer¬ 
tigung zum freien Verkehr vorgeschriebe¬ 
nen Muster, bezogen auf Menge, Beschaf¬ 
fenheit und Zollwert der auszulagernden 
Waren im Zeitpunkt des Antrags auf Ab¬ 
fertigung des Zollguts zur Zollgutlagerung, 

2. alle bei Abfertigung zum freien Verkehr 
erforderlichen Unterlagen, 


3. etwaige Anträge nach § 46 Abs. 9 und 10 
des Gesetzes, 

4. etwaige Nachweise nach § 48 Äbs. 12 des 
Gesetzes, 

5. eine etwaige Anzeige nach § 96, 

(2) Die Lagerzollstelle entscheidet über den An¬ 
trag auf Auslagerung in den freien Verkehr auch 
dann, wenn nach § 90 Abs. 2 versandtes Zollgut bei 
einer anderen Zollstelle gestellt wird. 

(3) Wird dem Antrag entsprochen, so holt die 
Lagerzollstelle das Verfahren nach den §§ 36 
bis 38 des Gesetzes nach, berücksichtigt in dem Be¬ 
scheid die Absätze 9, 10 und 12 des § 46 des Geset¬ 
zes und verfährt im Falle des Absatzes 1 Nr. 5 nach 
§ 96. Im Falle des Absatzes 2 veranlaßt sie die Frei¬ 
gabe des Zollguts durch die Zollstelle, bei der es 
gestellt worden ist. 

§ 92 

Abfertigung zu einem neuen Verkehr 

(1) Soll Zollagergut zum aktiven Veredclungsver- 
kehr, zum Umwandlungsverkehr oder zur Zollgut¬ 
verwendung abgefertigt werden, so ist der Lager- 
zollstelle nachzuweisen, daß sich ein wirtschaftliches 
Bedürfnis dafür erst nach der Einlagerung ergeben 
hat, und anzumelden, ob sich die Beschaffenheit des 
Zollagerguts durch eine Lagerbehandlung geändert 
hat. Ein Zollvorteil im Sinne des § 43 Abs. 5 Satz 2 
des Gesetzes liegt stets vor, wenn für das Zollgut 
bei Entnahme aus dem neuen Zollverkehr in den 
freien Verkehr oder bei Nichtgestellung von Ersatz¬ 
gut aus der Freigutveredelung oder Freigutumwand¬ 
lung ein niedrigerer Zoll zu. entrichten sein würde 
als bei der Auslagerung in den freien Verkehr 

(§ 91). 

(2) Die Lagerzollslelle entscheidet darüber, ob die 
Voraussetzungen des § 43 Abs. 5 des Gesetzes vor¬ 
liegen, auch dann, wenn nach § 90 Abs. 2 versandtes 
Zollgut bei einer anderen Zollste'lle gestellt wird. 

§ 93 

Anschreibungen, Bestandsaufnahmen 

(1) Der Niederlagehalter hat, getrennt für jeden 
Einlagerer, nach Weisung der Lagerzollstelle An¬ 
schreibungen über die Warenbewegung und die 
Warenbehandlung zu führen. Als solche Anschrei¬ 
bung kann die Betriebsbuchführung anerkannt wer¬ 
den, soweit sie den Zu- und Abgang der Waren, den 
Bestand und die Warenbchandlung übersichtlich 
wiedergibt. Entsprechendes gilt für den Lagerinha¬ 
ber. 

(2) Einlagerer und Lagerinhaber haben der Lager¬ 
zollstelle den Zeitpunkt einer Inventur so recht¬ 
zeitig anzuzeigen, daß eine zollamtliche Bestands¬ 
aufnahme mit der Inventur verbunden werden kann. 

Zu §§ 42 und 46 des Gesetzes 
Zollaufschubfager 

§ 94 

Bewilligung der Zollaufschublager 

(1) Für die Bewilligung eines Zollaufschublagers 
gilt § 88 Abs. 1 bis 3 entsprechend. Sollen die Waren 
in einem Sammel-Zollaufschublager (§ 95) gelagert 



1962 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1961, Teil I 


werden, so braucht dem Antrag keine Zeichnung und 
Beschreibung der Lagerstätte beigefügt zu werden. 

(2) Zollaufschublager werden schriftlich bewilligt; 
die Bewilligung kann jederzeit, widerrufen werden. 
Das Hauplzollamt bestätigt die angemeldete Lager¬ 
stätte und bestimmt die Zollstelle, die für das Lager 
und die während der Lagerung zu treffenden Ent¬ 
scheidungen zuständig ist (Lagerzollstelle). 

(3) Lagerinhaber (§ 46 des Gesetzes) ist die Person, 
der das Lager bewilligt ist. Gesamtrechtsnachfolger 
treten an ihre Stelle. 

(4) Verlegungen und bauliche Änderungen der 
Lagerstätte bedürfen der vorherigen Bestätigung des 
Hauptzollamts. Tritt Gosamlrechtsnachfolge ein oder 
ändern sich sonst Verhältnisse, die für die Bewilli¬ 
gung von Bedeutung waren, so hat das der Lager¬ 
inhaber dem Hauptzollamt unverzüglich schriftlich 
anzuzeigen. 

§ 95 

Sammel-Zollaufschublager 

Lagerstätten der Zollaufschublager können sich in 
den Lagerräumen oder auf Lagerstätten öffentlicher 
oder gewerblicher Lagerhalter befinden, die 

1. die Waren für die einzelnen Lagerinhaber über¬ 
sichtlich und getrennt lagern, 

2. die für Lagerbetriebe üblicher kaufmännischen 
Bücher ordnungsgemäß führen, 

3. der Lagerzollstelle Zeichnungen und Beschrei¬ 
bungen der Lagerstätten eingereicht haben, die 
für die Zollaufschub]ager verwendet werden, 

4. sich schriftlich damit einverstanden erklärt 
haben, daß jeder damit beauftragte Zollbedien¬ 
stete die Waren prüft, die auf den Lagerstätten 
(Nummer 3) lagern, und die in Nummer 2 be¬ 
zeichnten Bücher mit allen Unterlagen ein¬ 
sieht. 

§ 96 

Einlagerung, Lagerbehandlung 

(1) Will der Zollbeteiligte zum freien Verkehr 
abgefertigte Waren in sein Zollaufschublager brin¬ 
gen, so hat er das spätestens bei Bekanntgabe des 
Zollbescheides der Zollstelle anzuzeigen. 

(2) Will der Zollbeteiligte Waren in sein Zollauf¬ 
schublager bringen, die nach § 39 Abs. 1 Satz 1 des 
Gesetzes angeschrieben worden sind, so hat er das 
in den Anschreibungen (§ 79 Abs. 1) sofort zu ver¬ 
merken und mit der Zollanmeldung (§ 79 Abs. 2) 
anzuzcigcn. 

(3) Ist die ablertigende Zollstolle nicht die Lager¬ 
zollstelle, so hat der Zollbeteiligte ein weiteres 
Stück der Zollanmeldung mit der Anzeige (Absatz 1) 
vorzulegen und, mit dem Abferügungsvermerk ver¬ 
sehen, unverzüglich der Lagerzollstelle einzureichen, 
nachdem er die Waren in sein Zollaufschublager ge¬ 
bracht hat. 

(4) Nach Freigabe der Waren ist die Lagerzoll¬ 
stelle für die Erhebung des Zolles zuständig. Die 
Waren sind nach der Freigabe oder Ansdireibung 
unverzüglich in das Zollaufschublager zu bringen. 
Geschieht das nicht, so hat es der Lagerinhaber der 
Lagerzollslelle solort anzuzeigen. 


(5) Für die übliche Lagerbehandlung gilt § 89 
Abs. 5 entsprechend. 

§ 97 

Verbringen in andere Zollaufschublager 

(1) Die Einverständniserklärung des aufnehmen¬ 
den Lagerinhabers (§ 46 Abs. 6 des Gesetzes) ist 
dem abgebenden Lagerinhaber nach vorgeschriebe- 
nein Muster in vier Stücken zuzuleiten. Der abge¬ 
bende Lagerinhaber hat auf diesen Erklärungen die 
Höhe der Zollschuld, die auf die abzugebenden Wa¬ 
ren entfällt, zu vermerken und die Erklärungen spä¬ 
testens bei Entfernung der Waren aus seinem Zoll¬ 
aufschublager der für ihn zuständigen Lagerzoll¬ 
stelle zuzuleiten. Diese gibt ihm ein Stück der. Er¬ 
klärung mit Eingangsvermerk zurück. Die für den 
aufnehmenden Lagerinhaber zuständige Lagerzoll¬ 
stelle übermittelt diesem ein Stück seiner Erklärung 
mit den darauf gesetzten Vermerken. 

(2) Ist der abgebende Lagerinhaber auch der In¬ 
haber des aufnehmenden Lagers, so hat er die abzu¬ 
gebenden Waren und die Höhe der darauf entfal¬ 
lenden Zollschuld spätestens bei Entfernung der 
Waren aus dem abgebenden Lager der für dieses 
zuständigen Lagerzollstelle nach vorgeschriebenem 
Muster in zwei Stücken anzumelden. 

§ 98 

Erhebung des fälligen Zolles 

(1) Der Lagerinhaber hat der Lagerzollstelle spä¬ 
testens am dritten Werktag jedes Monats nach vor¬ 
geschriebenem Muster anzumelden, ob und welche 
Warenmengen im Vormonat aus dem Lager entfernt 
worden sind (ausgenommen die Fälle des § 46 Abs. 5 
und Abs. 6 Satz 1 des Gesetzes) oder als im Vor¬ 
monat entnommen gelten (§ 46 Abs. 6 Satz 4 des 
Gesetzes). Er hat den auf diese Warenmengen ent¬ 
fallenden Zoll ohne Aufforderung zu zahlen oder — 
im Falle des § 46 Abs. 8 Satz 2 des Gesetzes — auf¬ 
schieben zu lassen. 

(2) Waren, die nach § 46 Abs. 5 des Gesetzes vor¬ 
übergehend entfernt und nicht fristgerecht zurückge¬ 
bracht worden sind, gelten spätestens mit Ablauf 
der Frist als endgültig aus dem Lager entfernt. 

(3) In der Anmeldung (Absatz 1), die auf die jähr¬ 
liche Inventur folgt, hat der Lagerinhaber auch alle 
noch nicht berücksichtigten Fehlmengen anzumel¬ 
den. 

(4) Läuft die Lagerfrist (§ 42 Abs. 3 des Gesetzes) 
für eine Ware ab, so hat der Lagerinhaber der 
Lagerzollstelle sofort anzuzeigen, 

1. welche Mengen dieser Ware im laufenden 
Kalendermonat vor Ablauf der Lagerfrist 
aus dem Lager entfernt worden sind, 

2. welche Mengen dieser Ware sich bei Frist¬ 
ablauf noch im Lager befunden haben, 

3. für welche hiernach etwa fehlenden Men¬ 
gen der Zoll noch nicht gezahlt oder nach 
§ 46 Abs. 8 Satz 2 des Gesetzes aufgescho¬ 
ben worden ist. 

Der Lagerinhaber hat den Zoll für die in den 
Nummern 2 und 3 bezeichneten Mengen sofort und 
ohne Aufforderung zu zahlen und den Zoll für die 
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in Nummer 1 bezoichnelen Mengen spätestens am 
dritten Werktag des folgenden Kalendermonats ohne 
Aufforderung zu zahlen oder — im Falle des § 46 
Abs. 8 Satz 2 des Gesetzes — aufschieben zu lassen. 

§ 09 

Anwendung anderer Zollvorschriften 

(1) Für die Änderung des Zollbescheidcs in den 
Fällen des § 46 Abs. 9 und 10 des Gesetzes ist die 
Lagerzollslelle zuständig. 

(2) Der Antrag ist so rechtzeitig vor Auslagerung 
der darin bezoichneton Warenmengen zu stellen, daß 
geprüft werden kann, welche Warenmengen noch 
vorhanden sind. 

§ 100 
Ausfuhr 

(1) Sollen Waren aus dem Zollaufschublager mit 
dem Anspruch auf Zollerlaß ausgeführt werden, so 
sind sie der Lagerzollstelle zu gestellen und mit dem 
Antrag anzumelden, die Ausfuhr zollamtlich zu über¬ 
wachen. Antrag und Anmeldung sind nach vorge¬ 
schriebenem Muster in zwei Stücken abzugeben. 

(2) Die Lagerzollstelle teilt dem Lagerinhaber mit, 
ob sie den Nachweis für erbracht hält, daß die aus¬ 
gelagerte Ware die nämliche wie die eingelagerte 
Ware ist oder diese enthält. 

(3) Ist die Lagerzollstelle nicht nach § 10 zustän¬ 
dig, so sichert sie die Nämlichkeit der gestellten 
Waren und gibt dem Lagerinhaber ein Stück der 
Anmeldung mit dem Vermerk über die Nämlich¬ 
keitssicherung zur Vorlage bei einer nach § 10 zu¬ 
ständigen Zollstelle zurück. 

(4) Die Lagerzollstelle erläßt die Zollschuld erst, 
nachdem die Waren unter zollamtlicher Überwa¬ 
chung ausgeführt, worden sind. Enthielt die ausge¬ 
lagerte Ware nur einen Teil der eingelagerten Ware, 
so wird nur die auf diesen Teil entfallende Zoll¬ 
schuld erlassen. 

§ 101 

Abfertigung zu einem Zollverkehr 

(1) Sollen Waren aus dem Zollaufschublager zur 
Zoilgutveredelung, zur Zollgutumwandlung oder zur 
Zollgutverwendung mit dom Anspruch auf Zollerlaß 
abgefertigt werden, so sind sie der Lagerzollstelle 
zu gestellen und nach vorgeschriebenem Muster an¬ 
zumelden. In der Anmeldung ist auch anzugeben, ob 
sich die Beschaffenheit der Waren durch eine Lager¬ 
behandlung geändert hat. 

(2) Die Lagerzollstelle teilt dem Lagerinhaber mit, 
ob sie den Nachweis für erbracht, hält, daß die aus- 
gelagerte Ware die nämliche wie die eingelagerte 
Ware ist oder diese enthält, und ob § 46 Abs. 11 
Satz 3 des Gesetzes dem Zollerlaß nicht entgegen¬ 
steht. Ein Zollvortcil im Sinne dieser Vorschrift 
liegt stets vor, wenn für die Waren bei Entnahme 
aus dem künftigen Zollverkehr in den freien Ver¬ 
kehr ein niedrigerer Zoll zu erheben sein würde, 
als nach § 46 Abs. 11 des Gesetzes zu erlassen ist. 

(3) Ist die Lagerzollstcllo für die Abfertigung zu 
dem Zollverkehr nicht zuständig, so hat der Lager¬ 


inhaber ein weiteres Stück der Anmeldung (Ab¬ 
satz 1) abzugeben; im übrigen gilt § 100 Abs. 3 sinn¬ 
gemäß. 

(4) Die Lagerzolistelle erläßt die Zollschuld erst, 
nachdem die Waren zu dem Zollverkehr abgefertigt 
worden sind. § 100 Abs. 4 Satz 2 ist anzuwenden. 

§ 102 

Anschreibungen, Bestands auf nahmen 

(1) Der Lagerinhaber hat nach Weisung der Lager¬ 
zollstelle Anschreibungen zu führen, aus denen sich 
für jeden Warenposten der Zu- und Abgang, die 
darauf entfallenden Zollschulden, die vorübergehende 
Entfernung, die Warenbehandlung und die abgege¬ 
benen Anmeldungen nach § 98 ergehen. Als solche 
Anschreibung können betriebliche Aufzeichnungen 
anerkannt werden, soweit sie die anzuschreibenden 
Tatsachen und Vorgänge übersichtlich wiedergeben. 

(2) Der Lagerinhaber hat der Lagerzollstelle den 
Zeitpunkt einer Inventur so rechtzeitig anzuzeigen, 
daß eine zollamtliche Bestandsaufnahme mit der In¬ 
ventur verbunden werden kann. 

Zu § 47 des Gesetzes 

§ 103 

Veredehmgsverkehre 

(1) Veredelung ist das Bearbeiten, Verarbeiten 
und Ausbessern von Waren. 

(2) Veredelungsverkehre können bewilligt wer¬ 
den 

1. als ständige Veredelungsverkehre ohne 
zeitliche Begrenzung, 

2. als nichtständige Veredelungsverkehre un¬ 
ter zeitlicher Begrenzung oder 

3. als einmalige Veredelungsverkehre für eine 
bestimmte Menge von Waren. 

(3) Zu nichtständigen Veredelungsverkehren kön¬ 
nen Waren bis zum letzten Tage der gesetzten Frist 
abgefertigt werden. 

(4) Eine veredelte Ware ist die nämliche wie die 
unveredelte, wenn sie stofflich dieselbe ist, wenn die 
unveredelte Ware in ihr enthalten ist oder wenn sie 
aus der unveredelten Ware hergestellt ist. 

Zu §§ 48 bis 50 des Gesetzes 
Aktiver Veredelungsverkehr 

§ 104 

Zuständigkeit, Antrag 

(1) Zuständig für die Bewilligung eines aktiven 
Veredelungsverkehrs ist das Hauptzollamt, in des¬ 
sen Bezirk der Antragsteller die Veredelungsarbei¬ 
ten ausführt oder ausführen läßt. Das Hauptzollamt 
kann diese Zuständigkeit für einfache Fälle auf nach- 
geordnete Zollstellen übertragen. Mit Zustimmung 
des nach Satz 1 zuständigen Hauptzollamts ist auch 
das Hauptzollamt zuständig, in dessen Bezirk der 
Antragsteller seine Geschäftsleitung hat. 

(2) Für die Bewilligung eines einmaligen aktiven 
Veredelungsverkehrs zur Ausbesserung von Waren 
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in einfachen Fällen (z. B. im Reiseverkehr eingeführ¬ 
ter Waren) ist. auch die Zollstelle zuständig, der das 
Zollgut zu ges(.dien ist; dies gilt nicht, wenn diese 
Zollstelle zur Abfertigung des Zollguts zum freien 
Verkehr nicht befugt wäre. 

(3) Wird die Bewilligung nur für die einmalige 
Ausbesserung einer Ware in Lohnveredelung (Ab¬ 
satz 4) beantragt, so ist der Antrag mit dem Zoll¬ 
antrag zu verbinden, das Zollgut zum aktiven Ver¬ 
edelungsverkehr abzufertigen. In allen anderen Fäl¬ 
len ist der Antrag nach vorgeschriebenem Muster in 
zwei Stücken, auf Verlangen in drei Stücken abzu¬ 
geben. Auf Verlangen ist eine beglaubigte Abschrift 
von den Eintragungen im Handels-, Genossenschafts¬ 
oder Vereinsregislcr beizufügen, wenn der Antrag¬ 
steller darin eingetragen ist. 

(4) Zur Begründung des Antrags sind alle recht¬ 
lichen und tatsächlichen Verhältnisse darzutun und 
auf Verlangen nachzuweisen, die für die Bewilligung 
und die zollamtliche Überwachung der Veredelung 
von Bedeutung sind. Insbesondere ist anzugeben, ob 
die Veredelungsarbeiten für eine außerhalb des 
Zollgebiets ansässige Person auf deren Rechnung 
oder unentgeltlich (Lobnveredelung) oder für eigene 
Rechnung (Eigenveredelung) ausgeführt werden. Bei 
Eigenveredelung ist durch Unterlagen nachzuweisen, 
aus welchen Gründen der Antragsteller für das Aus¬ 
fuhrgeschäft auf ausländische Waren angewiesen ist 
(z. B. Beschaffenheit, Preis, Liefermöglichkeit). Wird 
Frcigutveredelung beantragt, so ist. darzutun, auf 
welche Weise festgesielll worden kann, daß das Frei¬ 
gut dem Zollgut, nach Menge; und Beschaffenheit 
entspricht. 

§ 105 

Bewilligung 

(1) Der aktive Veredelungsverkehr wird bewilligt 

1. im Falle des § 104 Abs. 3 Satz 1 durch die 
Abfertigung des Zollguts; der Zollbeteiligte 
erhält dabei einen Ausbesserungsschein, 

2. in allen anderen Fällen schriftlich; die Be¬ 
willigung kann jederzeit widerrufen wer¬ 
den. 

(2) Erfordern es die Bewilligungsvoraussetzungen 
(§ 48 Abs. 1 des Gesetzes), so können die Menge und 
der Bezug der Waren, die zum Veredelungsverkehr 
abgefertigt werden sollen, sowie der Absatz oder 
Verbleib der veredelten Waren beschränkt werden. 

(3) Bei der Bewilligung wird bestimmt, welche 
Zollstelle den Veredelungsverkehr überwacht (über¬ 
wachende Zollstclle) und für welche weiteren Ent¬ 
scheidungen diese Zollstelle zuständig ist. Hat das 
Hauptzollamt den Veredelungsverkehr bewilligt, so 
kann es die Zuständigkeit für die Änderung der Be¬ 
willigung in einfachen Fällen auf die überwachende 
Zollstelle übertragen. Im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 
ist die abierligende Zollstelle die überwachende 
Zollstelle; sie ist für alle weiteren Entscheidungen 
zuständig. 

(4) Veredeler ist die Person, der der Veredelungs¬ 
verkehr bewilligt ist. Gesamtrechtsnachfolger treten 
an ihre Stelle. Einzelrechtsnachfolgern kann der Ver¬ 
edelungsverkehr auf ihren Antrag übertragen wer¬ 
den. 


§ 106 

Abfertigung des unveredelten Zollguts 

(1) Der Zollantrag auf Abfertigung von Zollgut 
zum aktiven Veredelungsverkehr ist bei der über¬ 
wachenden Zollstelle schriftlich zu stellen. Wenn 
nach dem Ermessen der überwachenden Zollstelle 
kein wesentlicher zusätzlicher Verwaltungsaufwand 
entsteht, kann der Zollantrag mit ihrer Zustimmung 
bei einer anderen Zollstelle gestellt werden. In 
diesem Falle ist die Zollanmeldung abweichend von 
§ 20 Abs. 3 in drei Stücken abzugeben. 

(2) Den Zollantrag darf nur der Veredeler stellen. 

(3) Ist Sicherheit verlangt, so werden die Waren 
dem Veredeler erst überlassen, nachdem Sicherheit 
geleistet ist. 

§ 107 

Abmeldung 

(1) In den Fällen des § 49 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 
und des § 50 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4 des Gesetzes 
sind die Waren der überwachenden Zollstelle zu 
ges teilen. Wenn nach dem Ermessen der überwa¬ 
chenden Zollstelle kein wesentlicher zusätzlicher 
Verwaltungsaufwand entsteht, können mit ihrer Zu¬ 
stimmung die Waren einer anderen Zollstelle ge¬ 
stellt werden. 

(2) Bei Zollgutveredelung dürfen Nebenerzeug¬ 
nisse und Abfälle gestellt werden, jedoch frühestens 
bei Gestellung des veredelten Zollguts. Für die 
Zuständigkeit gilt Absatz 1. 

(3) Bei einer Gestellung nach Absatz 1 ist, unab¬ 
hängig von der Zollanmeldung für die neue Zoll¬ 
behandlung, eine Abmeldung nach vorgesdiriebenem 
Muster in zwei Stücken, im Falle des § 104 Abs. 3 
Satz 1 jedoch nur auf dem Ausbesserungsschein ab¬ 
zugeben. Aus der Abmeldung muß sich ergeben, 
aus welcher Menge unveredelter Waren die ver¬ 
edelten Waren hergestellt sind. Mengenveränderun¬ 
gen sind zu erläutern, Nebenerzeugnisse, Abfälle 
und Zutaten nach Menge und Beschaffenheit anzu¬ 
geben. Die Einzelangaben entfallen, soweit Abrech¬ 
nungsschlüssel (§ 48 Abs. 7 des Gesetzes) anzuwen¬ 
den sind oder soweit die überwachende Zollstelle 
in einfachen Fällen darauf verzichtet. Aus der Ab¬ 
meldung muß sich auch ergeben, ob und in welchem 
Umfang die Veredelungsarbeiten in anderen Betrie¬ 
ben ausgeführt worden sind. Bei Zollgutveredelung 
hat der Veredeler in der Abmeldung zu versichern, 
daß die veredelte Ware die nämliche ist wie die 
unveredelte. Bei Freigutveredelung hat der Verede¬ 
ler in der Abmeldung zu versichern, daß die zur 
Herstellung des Ersatzguts verwendeten Waren dem 
Zollgut nach ihrer Beschaffenheit entsprochen haben 
Hat der Veredeler die Abmeldung in zwei Stücken 
abgegeben, so erhält er ein Stück zurück. 

(4) Wird nach § 48 Abs. 3 Satz 4 des Gesetzes 
beantragt, die Nämlichkeit von Ersatzgut zu sichern, 
so ist es der Zollstelle vorzuführen; Absätze 1 und 
3 gelten sinngemäß. Der Veredeler hat das ihm 
zurückgegebene Stück der Abmeldung bei der spä¬ 
teren Gestellung des Ersatzguts erneut vorzulegen. 

(5) Ist zugelassen, daß das veredelte Zollgut oder 
das Ersatzgut ohne Gestellung ausgeführt wird (§ 48 
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Abs. 4 des Gesetzes), so ist die Abmeldung der über¬ 
wachenden Zollslelle so rechtzeitig abzugeben, daß 
die auszuführenden Waren geprüft, werden können. 
Die überwachende Zollslelle kann monatliche Sam- 
melabmcldiing /»lassen, wenn ihr die Zollbelange 
nicht gefährdet erscheinen. Absatz 3 letzter Satz ist 
anzuwenden. 

(6) Der Veredeler hat es bei Zollgutveredelung 
der überwachenden Zollslelle unverzüglich anzuzei¬ 
gen. wenn er Zollgut über einen von dieser Zoll¬ 
slelle zu bestimmenden Umfang hinaus in den freien 
Verkehr entnommen hat. In diesem Falle wird der 
Veredelungsverkehr für alle in den freien Verkehr 
entnommenen Waren sofort abgerechnet. 


§ 108 

Anrechnung gestellter Waren 

(1) Wird veredeltes Zollgut gestellt, so wird es 
auf das zur Zollgutveredelung abgefertigte Zollgut 
nach der Reihenfolge dieser Abfertigungen ange- 
reclinot. Dies gilt nicht, wenn der Veredeler für alles 
nach § 48 Abs. 6 des Gesetzes gleichzeitig abzuredi- 
nende Zollgut im einzelnen nachweist, in welchem 
veredelten Zollgut es verblieben ist.. Sätze 1 und 2 
gelten sinngemäß, wenn Zollgut, unveredelt, gestellt 
wird. 

(2) Wird Ersatzgut gestellt, so wird es auf das 
zur Freigutveredelung abgefertigte Zollgut nach der 
Reihenfolge dieser Abfertigungen angerechnet. Das 
gleiche gilt, wenn bei Freigutveredelung freigege¬ 
bene Waren unverändert gestellt werden. 

§ 109 

Ansch reibungeil 

(1) Der Veredeler hat nach Weisung der über¬ 
wachenden Zollstelle Anschreibungen über die Wa¬ 
renbewegung und die Veredelung zu führen. Als 
solche Anschreibung können betriebliche Aufzeich¬ 
nungen anerkannt werden, soweit sie den Zu- und 
Abgang der Waren, Nebenerzeugnisse und Abfälle, 
ihren Bestand und die Vcrodelungsarbeiten über¬ 
sichtlich wiedergeben. 

(2) Ist ein einmaliger Verodelungsverkehr zur 
Ausbesserung bewilligt, so sind keine Abschreibun¬ 
gen erforderlich. Die überwachende Zollstelle kann 
auch sonst auf die Anschreibungen verzichten, soweit 
ihr die zollamtliche Überwachung nicht gefährdet er¬ 
scheint. 

(3) Inhaber anderer Betriebe, in denen Verede¬ 
lungsarbeiten ausgeführt werden (Unterveredeler), 
haben bei Zollgutveredelung auf Verlangen An¬ 
schreibungen nach Absatz 1 zu führen. Absatz 2 
Satz 1 ist anzuwenden. 

Zu § 51 des Gesetzes 

§ HO 

Vorgriff 

(1) Zuständig Jür die Zulassung des Vorgriffs ist 
die Zollstelle, die den akliven Veredelungsverkehr 
bewilligt hat. 


(2) Der Veredeler hat zur Begründung des An¬ 
trags darzutun und auf Verlangen nachzuweisen, 

1. welche Waren (Menge, Beschaffenheit) als 
Ersatzgut im Vorgriff ausgeführt und welche 
als Nachholgut eingeführt werden sollen, 

2. daß die auszuführenden Waren im eigenen 
Betrieb oder nur im zugelassenen Umfang 
in anderen Betrieben veredelt worden sind, 

3. auf welche Weise festgestellt werden kann, 
daß das Nachholgut nach Menge und Be¬ 
schaffenheit dem unveredelten Freigut ent¬ 
spricht, 

4. aus welchen Gründen der Ausfuhrbedarf 
nicht aus dem Warenbestand in dem be¬ 
willigten Veredelungsverkehr gedeckt wer¬ 
den kann, 

5. wann das Nachholgut eingeführt werden 
kann, 

(3) Der Vorgriff wird schriftlich zugelassen. 

(4) Im Vorgriff auszuführendes Ersatzgut (Vor¬ 
griffsgut) ist stets zu gestellen. Für die Gestellung 
und die Abmeldung gilt § 107 Abs. 1 und 3. Die 
Zulassungsverfügung ist bei der Gestellung vor¬ 
zulegen. 

(5) Die Zollstelle ermittelt, in welcher Menge und 
Beschaffenheit Zollgut als Nachholgut zum freien 
Verkehr abgefertigt werden kann und in welcher 
Menge und Beschaffenheit bei tatsächlicher Durch¬ 
führung des bewilligten Veredelungsverkehrs Ne¬ 
benerzeugnisse und Abfälle angefallen wären. Sie 
erteilt dem Veredeler einen Nachholschein, in dem 
das Ergebnis dieser Prüfung und die Frist für die 
Abfertigung des Nachholguts zum freien Verkehr 
vermerkt werden. 

(6) Für die Abfertigung von Zollgut, als Nachhol¬ 
gut gilt § 106 Abs. 1 und 2 sinngemäß. Der Nachhol¬ 
schein ist der Zollanmeldung beizufügen. 

Zu § 52 des Gesetzes 

Passiver Veredelungsverkehr 

§ 111 

Bewilligung 

(1) Zuständig für die Bewilligung eines passiven 
Veredelungsverkehrs ist das Hauptzollamt, in dessen 
Bezirk der Antragsteller seinen Sitz (Hauptnieder¬ 
lassung), mangels eines solchen einen Wohnsitz hat. 
Das Hauptzollamt kann diese Zuständigkeit für ein¬ 
fache Fälle auf nachgeordnete Zollstellen übertragen. 
Für die Bewilligung eines einmaligen passiven Ver¬ 
edelungsverkehrs zur Ausbesserung von Waren, die 
im Reiseverkehr ausgeführt werden, sind auch die 
in § 10 genannten Zollstellen zuständig. 

(2) Den Antrag auf Bewilligung eines passiven 
Veredelungsverkehrs darf nur stellen, wer die Ver¬ 
edelungsarbeiten im Zollausland auf seine Rechnung 
ausführen lassen will. 

(3) Wird die Bewilligung nur für die einmalige 
Ausbesserung einer Ware beantragt, so ist der Antrag 
mit dem Antrag auf Abfertigung der Ware zum 
passiven Veredelungsverkehr zu verbinden. In allen 
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anderen Fällen ist der Antrag nach vorgeschriebe- 
nom Muster in zwei Stücken abzugeben. 

(4) Zur Begründung des Antrags sind alle recht¬ 
lichen und tatsächlichen Verhältnisse darzutun und 
auf Verlangen nachzuweisen, die für die Bewilligung 
und die zollamtliche Überwachung des Veredelungs¬ 
verkehrs sowie für den Umfang der späteren Zoll¬ 
ermäßigung von Bedeutung sind. 

(5) Der passive Veredelungsverkehr wird be¬ 
willigt 

1. im Falle des Absatzes 3 Satz 1 durch die 
Abfertigung, 

2. in allen anderen Fällen schriftlich; die Be¬ 
willigung kann jederzeit widerrufen werden. 

(6) Bei der Bewilligung wird bestimmt, welcher 
Zollstelle die unveredelten Waren zu gestellen sind 
und welche Zoll stelle für die Abfertigung der ver¬ 
edelt wieder eingeführten Waren zum freien Ver¬ 
kehr zuständig ist. 

(7) Inhaber des Veredelungsverkehrs ist die Per¬ 
son, der der Verkehr bewilligt ist. Für die Rechts¬ 
nachfolge gilt § 105 Abs. 4 Sätze 2 und 3. 

§ 112 

Ausfuhrabfertigung 

(1) Bei der Gestellung hat der Inhaber des Ver- 
edelungsverkehrs eine. Anmeldung nach vorgeschrie¬ 
benem Muster in zwei Stücken abzugeben. Aus der 
Anmeldung muß sich ergeben, welche Waren (Menge, 
Beschaffenheit.) ausgeführt werden und wann die 
Waren veredelt wieder eingeführt werden können. 
Hat für Waren von Beschaffenheit der gestellten 
Waren in den letzten zwei Jahren vor der Gestel¬ 
lung ein Zollkontingent bestanden, so hat der In¬ 
haber des Veredelungsverkehrs durch schriftliche 
Unterlagen (z. B. Rechnungen, Schriftwechsel) nach¬ 
zuweisen, daß die Waren inländischen Ursprungs 
sind oder welche Zollvorschriften bei der Abferti¬ 
gung zum freien Verkehr angewendet worden sind. 

(2) Die Zollstelle prüft die Anmeldung und erteilt 
dem Inhaber des Veredelungsverkehrs einen Ver- 
edehmgsschein, in dem auch die zur Festhaltung der 
Nämlichkeit getroffenen Maßnahmen und die Frist 
für die Einfuhr der veredelten Waren vermerkt 
werden. Kann sie die Ausfuhr nicht selbst über¬ 
wachen, so sind die Waren einer in § 10 genannten 
Zollstelle mit dem Veredelungsschein zur Über¬ 
wachung der Ausfuhr vorzuführen. Die Zollstelle, 
die die Ausfuhr überwacht, bescheinigt die Ausfuhr 
fm Veredelungsschein. 

§ 113 

Wiedereinfuhr 

(1) Den Zollantrag, die veredelt wieder eingeführ¬ 
ten Waren mit Zollormäßignng zum freien Verkehr 
abzufertigen, darf nur der Inhaber des Veredelungs¬ 
verkehrs sl eilen. 

(2) In der Zollanmeldung sind auch anzumelden 

1. die Menge unveredelter Waren, aus denen 
die veredelten Waren hergesteilt sind, 

2. das Veredelungscntgelt sowie Merkmale und 
Umstände, die dafür von Bedeutung sind, 


3. der Preis der unveredelten Waren sowie 
Merkmale und Umstände, die dafür von 
Bedeutung sind, 

4. — wenn der Zollsatz für die veredelten 
Waren niedriger ist als der für die unver¬ 
edelten — Merkmale und Umstände, die 
für den Zollwert, das Gewidit oder die 
Raummenge von Zutaten von Bedeutung 
sind. 

In der Zollanmeldung sind Angaben über den Zoll¬ 
wert der veredelten Waren (§ 20 Abs. 1 Nr. 7) nur 
zu machen, wenn es die Zollstelle verlangt. Ist der 
Zollsatz für die veredelten Waren der gleiche wie 
für die unveredelten, so sind auch die Angaben über 
den Preis der unveredelten Waren (Absatz 2 Nr. 3) 
nur auf Verlangen der Zollstelle zu machen. Der 
Veredelungsschein Ist der Zollanmeldung auf Ver¬ 
langen beizufügen. 

(3) Die Waren sind nur dann veredelt wieder 
eingeführt (§ 52 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes), wenn 
keine wirtschaftlich wesentlichen Erzeugnisse aus 
der Veredelung der ausgefühlten Waren im Zoll¬ 
ausland bleiben. Bleiben solche wirtschaftlich we¬ 
sentlichen Erzeugnisse im Zollausland, so wird die 
Zollermäßigung trotzdem gewährt, wenn der Zoll¬ 
beteiligte damit einverstanden ist, daß der Minde- 
rungsbetrag (§ 52 Abs. 4 des Gesetzes) entsprechend 
dem Anteil dieser Erzeugnisse gekürzt wird. 

Zu § 53 des Gesetzes 

Freihafen-Veredelungsverkehr 

§ 114 

Bewilligung 

(1) Zuständig für die Bewilligung eines Freihafen- 
Veredelungsverkehrs ist die von der Oberfinanz¬ 
direktion dafür bestimmte Zollstelle, 

(2) Der Antrag auf Bewilligung eines Freihafen- 
Veredelungsverkehrs ist von dem Inhaber des Frei¬ 
hafenbetriebes schriftlich zu stellen. Zur Begründung 
des Antrags ist darzutun und auf Verlangen nach¬ 
zuweisen, 

1. welche Waren (Menge, Beschaffenheit) ver¬ 
edelt werden sollen, 

2. welche Veredelungsarbeiten ausgeführt 
werden sollen, 

3. welche Anlagen des Betriebes für die Ver¬ 
edelungsarbeiten ausgenutzt werden sollen, 

4 . wann diese Anlagen geschaffen worden 
sind und — falls nach dem 31. August 
1956 — daß sie nur für den Außenhandel 
geschaffen worden sind, 

5. aus welchen Gründen und für welche Zeit 
es die wirtschaftliche Ausnutzung dieser 
Anlagen erfordert, den Freihafen-Verede¬ 
lungsverkehr zu bewilligen, 

6. — wenn Ersatzgut eingeführt werden soll — 
auf welche Weise festgestellt werden kann, 
daß die unveredelten Waren den ausge¬ 
führten nach Menge und Beschaffenheit ent¬ 
sprechen. 
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(3) Dem Antrag sind in zwei Stücken beizufügen 

1. eine Betriebserklärung, in der der Verede- 
lungsvorgang genau beschrieben ist und 
aus der sich die dabei entstehenden Neben¬ 
erzeugnisse, Abfälle und Fehlmengen er¬ 
geben, 

2. eine Zeichnung und Beschreibung der Be- 
triebsmilagen (Absatz 2 Nr. 3). 

(4) Der Freihafen- Vcredelungsverkehr wird schrift¬ 
lich bewilligt; die Bewilligung kann jederzeit wider¬ 
rufen werden. Bei der Bewilligung wird bestimmt, 
welche Zollslelle den Vcredelungsverkehr über¬ 
wacht (überwachende Zolls tolle) und für welche 
weiteren Entscheidungen diese Zollstelle zuständig 
ist. Bei der Bewilligung wird ierner bestimmt, wel¬ 
cher Zollstelle die unveredelten Waren zu gestehen 
sind (§ 53 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes) und bei 
welcher Zollstelle der Zollantrag zu stellen ist, die 
veredelt eingeführten Waren zollfrei zum freien 
Verkehr abzufertigen; bei Bedürfnis können mehrere 
Zollstellen bestimmt werden. § 105 Abs. 4 gilt ent¬ 
sprechend. 

§ 115 

Durchführung 

(1) Alle im Freihafen-Veredelungsverkehr zu ver¬ 
wendenden Waren sind nach § 53 Abs. 3 des Ge¬ 
setzes abzufertigen. 

(2) Bei der Gestellung der unveredelten Waren 
hat der Verodcler eine Anmeldung nach vorge¬ 
schriebenem Muster in zwei Stücken abzugeben, aus 
der sich ergeben muß, welche Waren (Menge, Be¬ 
schaffenheit) ausgeführt werden sollen und wann 
die veredelten Waren eingeführt werden können. 

(3) Die Zollstelle prüft die Anmeldung und erteilt 
dem Veredeler einen Veredelungsschein, in dem 
auch die zur Festhaltung der Nämlichkeit etwa ge¬ 
troffenen Maßnahmen und die Frist für die Einfuhr 
der veredelten Waren vermerkt werden. 

(4) Den Zollantrag, die veredelt eingeführten 
Waren zollfrei zum freien Verkehr abzufertigen, 
darf nur der Veredeler stellen. 

(5) In der Zollanmeldung ist auch die Menge un¬ 
veredelter Waren anzumelden, aus denen die ver¬ 
edelten Waren hergestellt sind. Der Veredeler hat 
in der Zollanmeldung zu versichern, daß die ver¬ 
edelte Ware die nämliche ist wie die unveredelte. 
Ist die Einfuhr von Ersalzgut zugelassen, so hat der 
Veredeler in der Zollanmeldung zu versichern, daß 
die zur Herstellung des Ersatzguts verwendeten 
Waren den zur Ausfuhr abgeferligten Waren nach 
ihrer Beschaffenheit entsprochen haben. Der Ver- 
edctungsschein ist der Zollanmeldung auf Verlangen 
beizufügen. 

(6) Der Veredeler hat über die nach § 66 Abs. 1 
des Gesetzes vorgeschriebene Buchführung hinaus 
nach Weisung der überwachenden Zollstelle An¬ 
schreibungen über die Veredelung zu führen. Als 
solche Anschreibung können betriebliche Aufzeich¬ 
nungen anerkannt werden, soweit sie die Verede- 
lungsarbeiten übersichtlich wiedergeben. Die über¬ 
wachende Zollstelle kann auf die Anschreibungen 
verzichten, soweit ihr die zollamtliche Überwachung 
nicht gefährdet erscheint. 


Zu § 54 des Gesetzes 

§ 116 

Umwandlungsverkehr 

(1) - Ein volkswirtschaftliches Bedürfnis für die Um¬ 
wandlung ist gegeben, wenn die Umwandlungs¬ 
arbeiten sonst im Zollausland ausgeführt würden 
und ihre Verlagerung in das Zollgebiet im Interesse 
der gesamten Volkswirtschaft geboten erscheint. 

(2) Im übrigen gelten für den Umwandlungsver¬ 
kehr die §§ 103 bis 109 unter Berücksichtigung des 
§ 54 Abs. 3 Satz 3 des Gesetzes sinngemäß mit der 
Maßgabe, daß der Antrag auf Bewilligung eines 
Umwandlungsverkehrs nicht nach vorgeschriebenem 
Muster, jedoch schriftlich zu stellen ist. 

Zu § 55 des Gesetzes 
Zollgutverwendung 
Vorübergehende Verwendung 
§ 117 

Bewilligung 

(1) Die vorübergehende Verwendung wird vor¬ 
behaltlich des Absatzes 2 vom Bundesminister der 
Finanzen bewilligt. 

(2) Ist die vorübergehende Verwendung nicht 
nach Absatz 1 bewilligt, so ist für eine Bewilligung 
zuständig 

1. für Zollgut, das nach § 6 Abs. 5 und 6 des 
Gesetzes von der Gestellung befreit werden 
soll, das Hauptzollamt, das für diese Be¬ 
freiung zuständig ist (§ 14 Abs. 2 und 3), 

2. für anderes Zollgut die Zollstelle, bei der 
das Zollgut zur Zollgutverwendung abge¬ 
fertigt werden soll. 

Den Antrag kann nur stellen, wer das Zollgut ver¬ 
wenden will. Zur Begründung des Antrags sind alle 
rechtlichen und tatsächlichen Verhältnisse darzutun 
und auf Verlangen nachzuweisen, die für die Be¬ 
willigung und die zollamtliche Überwachung der 
Verwendung von Bedeutung sind. Ist im Falle der 
Nummer 2 kein besonderer Antrag gestellt, so gilt 
der Zollantrag, das Zollgut zur Zollgutverwendung 
abzufertigen, zugleich als Antrag auf Bewilligung 
der vorübergehenden Verwendung. 

(3) Die Bewilligung nach Absatz 2 wird schriftlich 
erteilt. Wenn sich kein Zollgut in der bewilligten 
Zollgutverwendung befindet, kann die Bewilligung 
jederzeit widerrufen werden. Andernfalls kann die 
Bewilligung nur so widerrufen werden, daß dem 
Verwender mindestens die Zeit dafür zur Verfügung 
steht, das Zollgut sofort auszuführen oder zu einer 
neuen Zollbehandlung zu gestellen. § 96 Abs. 2 der 
Reichsabgabenordnung bleibt unberührt. 

(4) Wird bei einer Bewilligung nichts anderes be¬ 
stimmt, so ist 

1. die Verwendung des Zollguts im unmittel¬ 
baren oder auch mittelbaren Besitz des Ver¬ 
wenders, außerdem jede Beförderung, La¬ 
gerung, Wartung oder auch Pflege des Zoll¬ 
guts, die sich im Rahmen der zugelassenen 
Verwendung hält, bei Beförderungsmitteln, 
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Behältern und Ladeinilleln auch jede not¬ 
wendig werdende Instandsetzung bewilligt, 
2. die Ausfuhr des Zollguts ohne Gestellung 
nicht bewilligt. 

(5) Verwender ist die Person, der die vorüber¬ 
gebende Verwendung des Zollguts bewilligt ist. 
Gesamt rechts na chlolg er treten an ihre Stelle. 

§ 118 

Abfertigung des Zollguts 

(1) Das Zollgut wird formlos zur Z.ollgutverwen- 
dung abgefertigt, wenn die vorübergehende Ver¬ 
wendung nach § 117 Abs. f bewilligt ist und die 
Bewilligung nichts anderes vorsieht. Es genügt 
mündlicher Zollantrag und mündliche Zollanmel¬ 
dung; § 13 des Gesetzes bleibt unberührt. 

(3) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht vor, so ist. die Abfertigung zur Zollgutvcrwen- 
dung davon abhängig, daß dabei die Nämlichkeit 
des Zollguts gesichert wird. Ist Sicherheit verlangt, 
so wird das Zollgut dem Verwender erst überlassen, 
nachdem die Sicherheit geleistet ist. Die Zollstelle 
erteilt dem Verwender bei der Überlassung des 
Zollguts einen Verwendungsschein. 

(3) Wird das Zollgut durch Anschreibung in den 
Zollverkehr des Verwenders übergeführt (§ 39 Abs. 3 
des Gesetzes), so erteilt die überwachende Zollstelle 
(§ 14 Abs. 2) dom Verwender einen Verwendungs¬ 
schein, wenn er die Zollanmeldung (§ 79 Abs. 2) in 
drei Stücken abgibt. 

§ 119 

Ende der vorübergehenden Verwendung 

Die vorübergehende Verwendung von Zollgut 
endet, soweit es nicht vorher in den freien Verkehr 
tritt, erst mit der Ausfuhr oder neuen Zollbehandlung. 

§ 120 

Ausfuhr von Zollgut 

(1) Das Zollgut ist bei der Ausfuhr zu gestehen, 
wenn bei der Bewilligung nichts anderes bestimmt 
ist. Das Z.oIIcjnt ist der überwachenden Zollstelle 
vorweg vorzuführen, wenn es durch Anschreibung 
in den Zoltverke’ir des Verwenders übergeführt ist 
(§ 89 Abs. 3 des Gesetzes), kein Verwendungsschein 
erteilt ist und die über wac hende Zo’lslelfc nicht nach 
§ tü zuständig ist. Auch in anderen Fällen darf das 
Zollgut einer anderen als nach § 10 zuständigen 
Zollsteüe vorweg vorgeführt werden, wenn ein Ver- 
wendungsschein erteilt ist. 

(2) Ist ein Verwondnncissrhein erteilt, so sind der 
Zollantrag auf zollamtliche Überwachung der Aus¬ 
fuhr und die Zollanmeldung auf den Verwendungs- 
schein zu selzon. War das gestellte Zollgut formlos 
zur Zollgutverwendung abqefertigt worden, so ge¬ 
nügen mündlicher Zollantrag und mündliche Zoll¬ 
anmeldung. 

(3) Die Zollstelle prüft, ob die gestellte Ware die 
nämliche ist wie das zur Zollgutverwendung abge¬ 
fertigte Zollgut und ob dieses frist- und zweck¬ 
gerecht verwendet worden ist. Wird nichts Gegen¬ 
teiliges festgestellt, so überwacht die Zollstelle die 


Ausfuhr und bescheinigt sie, wenn das Zollgut nicht 
formlos abgefertigt war, dem Verwender. Wird das 
Zollgut nicht vollständig gestellt, so wird dem Ver¬ 
wender anheim gestellt, nachzuweisen, auf welchen 
Umständen die Fehlmenge beruht (§ 55 Abs. 7 Satz 2 
des Gesetzes). 

(4) Wird das Zollgut nach Absatz 1 Sätze 2 und 3 
vorweg vorgeführt, so verfährt die Zollstelle nach 
Absatz 3, bescheinigt das Ergebnis der Prüfung auf 
der Zollanmeldung und sichert die Nämlichkeit des 
Zollguts. Der Verwender hat das Zollgut anschlie¬ 
ßend einer nach § 10 zuständigen Zollstelle zu ge- 
stcllen. Diese verfährt nach Absatz 3 Satz 2 und 
gegebenenfalls Satz 3. 

§ 121 

Zollfreiheit bei Instandsetzungen 

Werden Beförderungsmittel, Behälter und Lade¬ 
mittel während der vorübergehenden Verwendung 
entsprechend der Bewilligung instandgesetzt, so sind 
die dabei zwangsläufig anfallenden Waren zollfrei 
und treten in den freien Verkehr. 

§ 122 , 

Entnahme von Zollgut in den freien Verkehr 

(1) Die Bemessungsgrundlagen sind nur beurkun¬ 
det (§ 55 Abs. 5 Satz 1 des Gesetzes), wenn ein Vcr- 
wendungsschein erteilt ist. 

(2) Der Antrag, die Zollvorschriften anzuwenden, 
die im Zeitpunkt der Entnahme gelten (§ 55 Abs. 8 
Satz 4 des Gesetzes), ist unter Vorlage des Verwen¬ 
dungsscheins schriftlich bei der Zollstelle zu stellen, 
in deren Bezirk sich das Zollgut befindet; für Zoll¬ 
gut, das durch Ansdireibung in den Zollverkehr des 
Verwenders übergeführt (§ 39 Abs. 3 des Gesetzes) 
und für das kein Verwendungsschein erteilt ist, ist 
der Antrag jedoch bei der überwachenden Zollstelle 
zu stellen. Der Antrag ist so rechtzeitig vor der 
beabsichtigten Entnahme zu stellen, daß geprüft 
werden kann, welche Warenmengen noch vorhan¬ 
den sind. Die Zollstelle kann verlangen, daß ihr das 
Zollgut vorgeführt wird. 

(3) Wenn der Verwender nach § 55 Abs. 5 Satz 1 
des Gesetzes Zollgut in den freien Verkehr ent¬ 
nimmt oder einen Antrag nach vorstehendem Ab¬ 
satz 2 steht, hat er die Waren nach ihrer Menge und 
dem Zeitpunkt der Entnahme schriftlich anzumelden. 
Die Anmeldung is' abzugeben 

1. unverzüglich dev nächsten Zollstelle unter 
Vorlage des Verwendungsscheins, wenn die 
Verwendungsfrist mehr als drei Monate be¬ 
trägt, keine Barsicherheit geleistet ist und 
die Eingangsabgaben für die entnommenen 
Mengen 1000 Deutsche Mark überschreiten, 

2. der überwachenden Zollstelle in den von 
ihr bestimmten Zeitpunkten, wenn im Falle 
des § 39 Abs. 3 des Gesetzes kein Verwen¬ 
dungsschein erteilt ist, 

3. im übrigen jeder Zollstelle, der der Ver¬ 
wendungsschein aus beliebigem Anlaß vor¬ 
gelegt wird. 
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§ 123 

Erneute Gestellung von Zollgut 

(1) Das Zollgut darf jeder Zollstelle gestellt wer¬ 
den, die für die neue Zollbuhandlung zuständig ist. 
Ist ein Verwendungsjidiein erteilt, so ist er bei der 
Gestellung vorzulegen; ist im Falle des § 39 Abs. 3 
des Gesetzes kein Verwftridungsscbein erteilt, so ist 
die von der überwachenden Zoll stelle bestätigte 
Zollanmeldung (§ 79 Abs. 2) vorzulogen. 

(2) Auf Antrag entscheidet die Zollstelle vor der 
neuen Zoübebandlung, ob anzuerkennen ist, daß 
keine ungeredt! Fertigten Zollvorleilc entstehen kön¬ 
nen, Die Ancvkenrning kann dahin eingeschränkt 
werden, daß sie sich nur auf einzelne Bemessungs¬ 
grundlagen (Menge, Beschaffenheit oder Zollwert) 
oder auch nur auf die unmittelbar anschließende 
Zoübebandlung bezieht. 

(3) Bei uneingeschränkter Anerkennung werden 
in den Zollbefund über die neue Zollbehandlung 
Menge, Besrhallonheit und Zollwort der Ware im 
Zeitpunkt des Antrags auf die neue Zollbehandlung 
aufgenomrnen. Soweit eine Anerkennung nicht oder 
nur eingeschränkt ausgesprochen wird, werden in 
den neuen Zollbefund auch die früheren Bemes- 
sungsgmndlngen (Menge, Beschaffenheit und Zoll¬ 
wert) aufgenomrnen, die noch maßgebend bleiben 
(§ 65 Abs. 6 Satz 3 des Gesetzes). Die Anerkennung 
wird wirksam, sobald dem Zollbcleiligten eine Aus¬ 
fertigung des neuen Zollbefunds ausgehändigt ist. 

(4) Soweit die Anerkennung nicht oder nur ein¬ 
geschränkt. ausgesprochen ist, wird vor jeder weite¬ 
ren Zollbehandlung auf Antrag erneut über die An¬ 
erkennung entschieden. 

§ 124 

Zuständigkeit 

(1) Zuständig für Entscheidungen während der 
vorübergehenden Verwendung und für die zollamt¬ 
liche Überwachung ist 

1. die Zollstelle, die den Verwendungsschein 
erteilt hat oder der das Zollgut na* § 39 
Abs. 3 des Gesetzes anzumelden war, 

2. nach formloser Abfertigung und im Falle 
des § 55 Abs. 9 des Gesetzes die Zollstelle, 
bei der oder in deren Bezirk si* das Zoll¬ 
gut jeweils befindet. 

(2) Für die Erhebung dos Zolles ist zuständig 

1. die Zollstelle, der eine Anmeldung na* 
§ 122 Abs. 3 abgegeben wird, 

2. die Zollstelle, die im Falle des § 120 Abs. 3 
und 4 Fehlmengen feststem, 

3. im übrigen die. na* Absatz 1 zuständige 
Zollstelle. 

§ 125 

Anzeigepflicht 

(1) Der Verwender hat es unverziigli* s*riftli* 

1. der nach § 124 Abs. 1 zuständigen Zollstelle 
anzuzeigen, wenn Gesamtrechtsnachfolge 
einejetreten ist oder sich sonst für die Be¬ 
willigung maßgebende Verhältnisse ge¬ 
ändert haben, 


2. der nächsten Zollstelle anzuzeigen, wenn 
Nämlichkeitsmittel entfernt oder bes*ädigt 
v/orden oder Umstände eingetreten sind, 
auf Grund deren das Zollgut ni*t wie be¬ 
willigt verwendet werden kann; zu diesen 
Umständen gehören au* der Untergang 
und der Verlust des Zollguts. 

(2) Wenn der Verwender das Zollgut nach § 55 
Abs. 5 Satz 1 des Gesetzes in den freien Verkehr 
entnehmen darf, kann die Anzeige nach Absatz 1 
Nr. 2 unterbleiben; das Zollgut ist' dann als ent¬ 
nommen zu behandeln. 

Bleibende Verwendung 

§ 126 

Allgemeines 

Die Verwendung ist bleibend, wenn die Zollfrei¬ 
heit oder Anwendung eines ermäßigten Zollsatzes 
ni*t davon abhängt, daß das Zollgut wieder ausge¬ 
führt wird. 

§ 127 

Bewilligung 

(1) Die bleibende Verwendung wird vorbehaltlich 
der Absätze 2 bis 5 vom Bundesminister der Finan¬ 
zen bewilligt. 

(2) Ist eine bleibende Verwendung nicht nach Ab¬ 
satz 1 bewilligt, so wird sie nach den Absätzen 3 
bis 5 auf Antrag dessen bewilligt, der das Zollgut 
selbst verwenden oder auch für die Verwendung 
verteilen will. Der Antrag ist schriftlich in zwei 
Stücken zu stellen. Zu seiner Begründung sind alle 
rechtlichen und tatsä*li*en Verhältnisse darzutun 
und auf Verlangen na*zuweisen, die für die Bewil¬ 
ligung und die zollamtli*e Überwachung von Be¬ 
deutung sind. Dabei ist au* anzugeben, 

1. ob der Antragsteller die Waren selbst ver¬ 
wenden oder an andere verteilen will, 

2. ob der Antragsteller ordnungsgemäß kauf¬ 
männische Bü*er führt und regelmäßig Ab- 
s*lüsse macht. 

Auf Verlangen sind eine Betriebserklärung, in der 
die Verwendung der Waren genau bes*rieben ist, 
sowie eine Zeichnung und Beschreibung der Be¬ 
triebsanlagen, in denen die Waren gelagert und ver¬ 
wendet werden sollen, jeweils in zwei Stücken ein¬ 
zureichen. Auf Verlangen ist ferner eine beglau¬ 
bigte Absdirift von den Eintragungen im Handels-, 
Genossens*afts- oder Vereinsregister beizufügen, 
wenn der Antragsteller darin eingetragen ist. 

(3) Zuständig für die Bewilligung na* Absatz 2, 
Zollgut für die Verwendung zu verteilen, ist das 
Hauptzollamt, in dessen Bezirk oder von dessen Be¬ 
zirk aus das Zollgut verteilt werden soll. 

(4) Zuständig für die Bewilligung nach Absatz 2, 
Zollgut selbst zu verwenden, ist 

1. für Zollgut, das na* § 6 Abs. 5 des Ge¬ 
setzes von der Gestellung befreit werden 
soll, das Hauptzollamt, das für diese Be¬ 
freiung zuständig ist, 

2. für anderes Zollgut das Hauptzollamt, in 
dessen Bezirk das Zollgut verwendet wer¬ 
den soll, bei ni*t ortsgebundener Verwen- 
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düng das 1 lauptz.ollaml, in dessen Bezirk 
der Antragsleller seinen Silz (Hauptnieder¬ 
lassung), mangels eines solchen einen 
Wohnsitz hat; hal er im Geltungsbereich 
des Gesetzes weder einen Silz, (Hauptnie¬ 
derlassung) noch einen Wohnsitz, so ist 
jedes heiligte llaupizollatnl zuständig. 

Das Haupl.zollamt kann die in Nummer 2 bezeich- 
nele Zuständigkeit auf liaohgeordncto Zollstclien 
übertragen, ln einfachen Fällen kann auch die Zoll- 
steile die Verwendung bewilligen, die das Zollgut 
zur Zollgutverwendung abferiigt. 

(5) Die bleibende Verwendung wird bewilligt 
(Absatz 2) 

1. im Falle des Absatzes 4 letzter Satz durch 
die Abfertigung des Zollguts zur Zollgut¬ 
verwendung, 

2. sonst durch Erteilung eines Erlaubnis¬ 
scheins; die Bewilligung kann jederzeit 
widerrufen werden. 

(6) Wird bei der Bewilligung nach Absatz 1 oder 2 
nichts anderes bestimmt, so ist bewilligt 

1. die Verwendung des Zollguts im unmittel¬ 
baren oder auch mittelbaren Besitz des Ver¬ 
wenders sowie außerdem jede Beförderung, 
Lagerung, Wartuncj oder auch Pflege des 
Zollguts, die sich im, Rahmen der zugelas¬ 
senen Verwendung hält, 

2. die Abgabe des Zollguts an andere Ver¬ 
wender, denen die Verwendung solchen 
Zollguts bewilligt ist. 

(7) Bei der Bewilligung nach Absatz 1 oder 2 wird 
bestimmt, welche Zollslolle die Zollgutverwendung 
überwacht (überwachende Zollstclle). Ist im Falle 
dos Absatzes 5 Nr. 1 nichts anderes bestimmt, so isl 
die abfertigende Zollslolle die überwachende Zoll¬ 
stelle. 

(8) Fristen nach § 55 Abs. 3 Satz 4 des Gesetzes 
können auch nach der Bewilligung gesetzt oder ge¬ 
ändert werden. 

(9) Sicherheit (§ 55 Abs. 3 Satz 5 des Gesetzes) 
kann auch nach der Bewilligung verlangt werden. 

(10) Verwender ist die Person, der die bleibende 
Verwendung bewilligt ist. Gesamtrechtsnachfolger 
treten an ihre Stelle. Einzelrechtsnachfolgern kann 
auf ihren Antrag der Verwendungsverkehr über¬ 
tragen werden. 

§ 128 

Abfertigung des Zollguts 

(1) Den Zoll an trag, Zollgut zur Zollgutverwen¬ 
dung abzufertigen, darf nur der Verwender stellen. 
Der Erlaubnisschein ist mit der Zollanmeldung vor¬ 
zulegen, wenn die Verwendung weder nach § 127 
Abs. 1 bewilligt ist noch durch die Abfertigung zur 
Zollgutverwendung bewilligt wird (§ 127 Abs. 5 
Nr. 1). Die Zollanmeldung ist in drei Stücken abzu¬ 
geben; die Zollstelle kann auf das dritte Stück ver¬ 
zichten, wenn dieses für die zollamtliche Über¬ 
wachung nicht benötigt wird. 

(2) Isl Sicherheit verlangt, so wird das Zollgut 
dem Verwender erst überlassen, nachdem die Sicher¬ 
heit geleistet ist. 


§ 129 

Verteilung und Abgabe von Zollgut 

Im Falle des § 55 Abs. 3 Satz 3 des Gesetzes gehl 
Zollgut mit der Übergabe in den Zollverkehr des 
empfangenden Verwenders über. Der verteilende 
oder abgebende Verwender und der empfangende 
Verwender haben sich die Abgabe und den Emp¬ 
fang nach vorgeschriebenem Muster gegenseitig zu 
bestätigen. 

§ 130 

Entnahme von Zollgut in den freien Verkehr 

(1) Wird Zollgut in den freien Verkehr entnom¬ 
men, so sind die Waren nach ihrer Menge und dem 
Zeitpunkt der Entnahme der überwachenden Zoll¬ 
stelle anzumelden 

1. gleichzeitig mit etwaigen Anträgen nach 
Absatz 2 oder 3, 

2. sonst bis zum dritten Werktag des folgen¬ 
den Monats. 

(2) Für die Genehmigung nach § 55 Abs. 5 Satz 3 
des Gesetzes ist die überwachende Zollstelle zustän¬ 
dig. Der Antrag ist schriftlich zu stellen. Das wirt¬ 
schaftliche Bedürfnis ist darzutun und auf Verlan¬ 
gen nachzuweisen. Die Genehmigung wird schriftlich 
erteilt. 

(3) Der Antrag, die Zollvorschriften anzuwenden, 
die im Zeitpunkt, der Entnahme gelten (§ 55 Abs. 8 
Satz 4 des Gesetzes), ist schriftlich bei der über¬ 
wachenden Zollsteile so rechtzeitig zu stellen, daß 
geprüft werden kann, welche Warenmengen noch 
vorhanden sind. 

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 kann die 
Zollstelle verlangen, daß das Zollgut ihr oder einer 
anderen Zollstelle vorgeführt wird. Mit der Anmel¬ 
dung (Absatz 1) ist für die Waren der Zollbefund 
über ihre Abfertigung zur Zollgutverwendung oder 
die Zollanmeldung nach f 79 vorzulegen. Ist das 
nicht möglich oder nicht zumutbar, so werden Menge, 
Beschaffenheit und Zollwert der Waren im Zeitpunkt 
der Abfertigung zur Zollgutverwendung von Amts 
wegen ermittelt, erforderlichenfalls geschätzt. 

(5) Zuständig für die Erhebung des Zolles nach 
§ 55 Abs. 8 des Gesetzes ist die überwachende Zoll¬ 
stelle. 

§ 131 

Erneute Gestellung von Zollgut 

(1) Verteiler dürfen Zollgut nach § 55 Abs. 6 des 
Gesetzes jeder Zollstelle gestehen, die für die neue 
Zollbehandlung zuständig ist. 

(2) über Anträge anderer Verwender, die Gestel¬ 
lung zu genehmigen (§ 55 Abs. 6 Satz 2 des Geset¬ 
zes), entscheidet die überwachende Zollstelle; sie 
kann die Entscheidung in einfachen Fällen einer 
anderen Zollstelle überlassen. Die Genehmigung ist 
schriftlich zu beantragen. Das wirtschaftliche Bedürf¬ 
nis ist darzutun und auf Verlangen nachzuweisen. 
Die Genehmigung wird schriftlich erteilt. Die Zoll¬ 
stelle, die die Gestellung genehmigt hat, ist zustän¬ 
dige Zollstelle für die Gestellung; ist sie für die 
neue Zollbehandlung nicht zuständig, so bestimmt 
sie bei der Genehmigung, welcher Zollstelle das 
Zollgut gesteift werden darf. 
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(3) Für das Zollgut ist im Falle des Absatzes 2 
bei der Gestellung, im Falle des Absatzes 3 mit dem 
Antrag aut Genehmigung der Zollbefund über die 
Abfertigung zur Z.ollgutverwendung vorzulogen; 
war das Zollgut durch Anschreibung in die Zollgut¬ 
verwendung übergeführt worden (§ 39 Abs. 3 des 
Gesetzes), so ist der Zollbescheid oder die bestätigte 
Zollanmeldung (§ 79 Abs. 2) vorzulegen. § 130 Abs. 4 
Salz 3 ist anzuwenden. 

(4) § 123 Abs. 2 bis 4 ist anzuwenden. 

§ 132 

Anzeigepfllcht, Ansdireibungen 

(1) Der Verwender hat es unverzüglich der über¬ 
wachenden Zol(stelle schriftlich anzuzeigen, wenn 

1. Gosamtrcditsnachfolge eingetreten ist oder 
sich sonst für die Bewilligung maßgebende 
Verhältnisse geändert haben, 

2. Umstände eingetreten sind, auf Grund 
deren das Zollgut nicht, wie bewilligt ver¬ 
wendet werden kann; zu diesen Umständen 
gehören auch der Untergang und der Ver¬ 
lust. des Zollguts. 

(2) Wenn der Verwender das Zollgut nach § 55 
Abs. 5 Satz 2 des Gesetzes in den freien Verkehr 
entnehmen darf, kann die Anzeige nach Absatz 1 
Nr. 2 unterbleiben; das Zollgut ist dann als entnom¬ 
men zu behandeln. 

(3) Wenn die bleibende Verwendung durch einen 
Erlaubnisschein bewilligt ist oder es bei der Bewilli¬ 
gung angeordnet ist, hat der Verwender nach Wei¬ 
sung der überwachenden Zollstelie Ansdireibungen 
über die Warenbewegung und die Verwendung zu 
führen. Als solche Anschreibung können betriebliche 
Aufzeichnungen anerkannt werden, soweit sie den 
Zu- und Abgang der Waren, ihren Bestand und die 
Verwendung sowie den Anfall von Nebenerzeug¬ 
nissen und Abfällen übersichtlich wiedergeben. Die 
überwachende Zollstelle kann auf die Ansdireibun¬ 
gen verzichten, soweit ihr die zollamtliche Über¬ 
wachung nicht gefährdet erscheint. Alle Unterlagen, 
die der Verwender für das Zollgut auf Grund von 
Zollvorschriften erhält, sind gesammelt und geordnet 
auf™ bewahren und, wenn auf Anschreibungen nidit 
verzichtet wird, den Ansdireibungen beizufügen. 

(4) Erstreckt sich eine Inventur des Verwenders 
auf Waren, für die ihm die Zollgutverwendung be¬ 
willigt ist, so hat er der überwachenden Zollstelle 
den Zeitpunkt so rechtzeitig anzuzeigen, daß eine 
zollamtliche Bestandsaufnahme mit der Inventur 
verbunden werden kann. 

Zu §§ 57 und 58 des Gesetzes 
Nichtbeachtung von Zollvorschriften 
§ 133 

Zollgut wird durch jede Handlung der zollamt¬ 
lichen Überwachung vorenlhalten oder entzogen 
oder unzulässig verändert, die diesen Erfolg herbei¬ 
führt; auf die Vorstellungen des Handelnden kommt 
es dabei nicht an. Ein Unterlassen steht dem Han¬ 
deln gleich, soweit eine Recbtspllicht zum Handeln 
bestellt. 


§ 134 

Die Voraussetzungen des § 58 Abs. 1 Satz 2 des 
Gesetzes sind auch erfüllt, wenn 

1. die Abfertigung zu dem besonderen Zoll¬ 
verkehr weder von demjenigen noch für 
denjenigen beantragt war, der den Zoll¬ 
antrag auf Grund einer Bewilligung stellen 
durfte, oder 

2. die Bewilligung sich nach ihrem Inhalt nicht 
auf eine Ware wie die abgefertigte bezieht. 

Zu § 60 dos Gesetzes 

§ 135 

Handel mit Schiffs- und Reisebedarf 

(1) Handel mit Schiffsbedarf im Freihafen ist jede 
Abgabe von Waren zum Ausrüsten von Schiffen 
sowie von Mundvorrat und Schiffsvorrat an ein 
Schiff im Freihafen, wenn sich das Lager des Ab¬ 
gebenden im Freihafen befindet. 

(2) Handel mit Reisebedarf im Freihafen ist jede 
Abgabe von Waren, die nach den Umständen dazu 
bestimmt sind, von Reisenden als Reisebedarf ver¬ 
wendet zu werden, wenn sich das Lager des Ab¬ 
gebenden im Freihafen befindet. 

(3) Schiffsbedarf darf nur an den Schiffsführer 
oder den Schiffseigner bezugsberechtigter Schiffe 
oder einen von ihnen beauftragten Vertreter abge¬ 
geben und nur von diesen Personen bezogen 
werden; dies gilt nicht für Waren, die ohne Erlaß, 
Erstattung oder Vergütung von Zoll aus dem freien 
Verkehr des Zollgebiets in Freihäfen ausgeführt 
worden sind. Bezugsberechtigt sind alle Schiffe, die 
nachweisbar 

1. unmittelbar einen ausländischen Hafen an- 
laufen oder über das Küstengebiet (An¬ 
lage 2) hinausfahren, oder 

2. zwar nach dem Bezug des Schiffsbedarfs 
noch deutsche Fläfen anlaufen, jedoch vor 
Ablauf von 10 Tagen eine Fahrt unmittel¬ 
bar nach einem Hafen antreten, der minde¬ 
stens 100 Seemeilen vom deutschen Hoheits¬ 
gebiet entfernt liegt. 

Dabei sind ausgenommen Schiffe, die nach § 2 Abs. 5 
Satz 2 vom Zollstraßenzwang befreit sind oder 
üblicherweise durch menschliche Kraft bewegt 
werden. 

(4) Schiffsbedarf muß im Falle des Absatzes 3 bei 
der Lieferung im Freihafen von einem Lieferzettel 
nach vorgeschriebenem Muster begleitet sein, auf 
dem Menge und Beschaffenheit, der einzelnen Waren 
sowie Name, Art und Fahrtziel des Schiffes ver¬ 
zeichnet sind. Der Bezugsberechtigte hat den Liefer¬ 
zettel mit Empfangsbestätigung an den Händler 
zurückzugeben. Die Oberfinanzdirektion kann an¬ 
ordnen, daß der Händler Durchschriften der Liefer¬ 
zettel an von ihr bestimmte Dienststellen sendet. 

(5) Die Absätze 3 und 4 gelten nicht für Mineral¬ 
öl, Schmierstoffe und Bunkerkohlen. Mineralöl darf 
nur an Schiffe abgegeben werden, die es im Zoll¬ 
gebiet zollfrei oder im Freihafen nach § 63 Abs. 2 
des Gesetzes verbrauchen dürfen. Mineralöl, das 
ohne Erlaß, Erstattung oder Vergütung von Zoll aus 
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dem freien Verkehr des Zollgebiets in Freihäfen 
ausgelührt worden ist, darf jedoch aucli an andere 
Schiffe abgegeben werden. 

(6) Reisebedarf darf nur in den vom Hauptzoll¬ 
amt bestimmten Verkaufsstellen und nur an Rei¬ 
sende abgegeben werden, die auf bezugsberechtigten 
Schiften (Absatz. 3) aus dem Freihafen in das Zoll 
ausländ reisen. Diese Beschränkung gilt nicht für 
Waren, die ohne Erlaß, Erstattung oder Vergütung 
von Zoll aus dem freien Verkehr dos Zollgebiets in 
Freihäfen ausgeliihrt worden sind. 

§ 136 

Anderer Warenhandel 

(1) Waren dürfen weder im Reisegewerbe noch 
in Wohnungen ieilgeboten oder angekauft werden. 
Das Hauptzollamt kann für einzelne Fälle Ausnah¬ 
men für Waren des täglichen Bedarfs zulassen, die 
ohne Erlaß, Erstattung oder Vergütung von Zoll 
aus dem freien Verkehr des Zollgebiets in den Frei¬ 
hafen ausgelührt worden sind. Die Zulassung hängt 
davon ab, daß dafür ein Bedürfnis besieht und 
dem Hauptzollamt die Zollbetange nicht gefährdet 
erscheinen. 

(2) Andere Personen als Händler mit Schiffs- oder 
Reisebedarf (§ 60 Abs. 2 dos Gesetzes) bürten auf 
Schiffen Warenbestellungen mu mit Genehmigung 
des Hauptzollamts aufsuchen. 

(3) Waren derselben Tarifstelle bis zu einem 
Rohgewicht von 50 Kilogramm (Waren in kleinem 
Mengen) dürfen nur erworben und abgegeben 
werden 

1. im Rahmen der üblichen Gefälligkeiten des 
täglichen Lebens, 

2. als Schiffs- oder Reisebedarf nach § 135, 

3. als übliche Muster oder Proben im Ffan- 
delsverkehr. 

Darüber hinaus kann das Hauptzollamt, soweit ihm 
die Zollbelange nicht gefährdet erscheinen, für ein¬ 
zelne Fälle zulassen, daß in kleinen Mengen Waren 
erworben oder abgegeben werden, die ohne Erlaß, 
Erstattung oder Vergütung von Zoll aus dem freien 
Verkehr des Zollgebiets in den Freihafen ausgeführ! 
worden sind oder im Freihafen versteigert werden. 

§ 137 

W arenbef örderung 

Waren dürfen innerhalb des Freihafens nur beför¬ 
dert werden, wenn sie von Belegen nach näherer 
Weisung der Oberfinanzdirektion begleitet sind, aus 
denen Herkunft und Bestimmung ersichtlich sind. 
Dies gilt nicht für Waren, die 

1. von Personen, die über den Freihafen ein- oder 
ausreisen, als Reisebedarf mitgeführt werden, 
oder 

2. ohne Erlaß, Erstattung oder Vergütung von 
Zoll aus dem freien Verkehr des Zollgebiets 
in den Freihafen ausgeführt worden sind und 
dort dem privaten oder beruflichen Gebrauch 
oder Verbrauch von Personen dienen. 

Darüber hinaus kann das Hauptzollamt, soweit ihm 
die Zollbelange nicht gefährdet erscheinen, für ein¬ 
zelne Fälle zu lassen, daß Waren ohne Belege beför¬ 
dert werden. 


Zu § 61 des Gesetzes 

§ 138 

Warenlagerung, Umwandlung 

(1) Für die übliche Lagerbehandiung gilt § 89 
Abs. 5. Ein Zollvorteil ira Sinne des § 61 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes liegt stets vor, wenn für die 
Waren infolge der Lagerbehandiung bei einer spä¬ 
teren Abfertigung zum freien Verkehr ein niedrige¬ 
rer Zoll zu entrichten wäre. Für die Zulassung einer 
weitergehendem Lagerbehandlung (§ 61 Abs. 1 Satz 3 
des Gesetzes) ist die von der Oberfinanzdirektion 
dafür bestimmte Zollstelle zuständig. 

(2) Für die Zulassung der Lagerung nach § öl 
Abs. 2 des Gesetzes ist das von der Oberfinanz¬ 
direktion dafür bestimmte Hauptzollamt, zuständig. 
Der Antrag auf Zulassung ist von dem Lagerhalter 
schriftlich zu stellen. Zur Begründung' des Antrags 
ist darzutun und auf Verlangen nachzuweisen, 

1. welche Waren (Beschaffenheit, Menge) ge¬ 
lagert werden sollen, 

2. welche Anlagen für die Lagerung ausge¬ 
nutzt werden sollen, 

3. wann diese Anlagen geschaffen worden 
sind und — falls nach dem 31. August 1956 
— daß sie nur für den Außenhandel ge¬ 
schalten worden sind, 

4. aus welchen Gründen und für welche Zeit 
es die wirtschaftliche Ausnutzung dieser 
Anlagen erfordert, die Lagerung zu bewil¬ 
ligen, 

5. ob und gegebenenfalls wie die Waren wäh¬ 
rend der Lagerung behandelt worden 
sollen. 

Die Zulassung wird schriftlich erteilt. 

(3) Fiir die Überwachung der Umwandlung nach 
§ 61 Abs. 3 Satz 1. des Gesetzes sind die von der 
Oberfinanzdirektion dafür bestimmten Zollstellen 
zuständig. Für die Bewilligung der Umwandlung 
nach § 61 Abs. 3 Satz 3 des Gesetzes ist das von der 
Oberfinanzdirektion dafür bestimmte Hauptzoilamt 
zuständig; § 116 gilt sinngemäß. 

Zu §§ 62 und 63 des Gesetzes 

§ 139 

Warenbearbeitung und -Verarbeitung, 
Warenverbrauch und -gebrauch 

(1) Für die Zulassung nach § 62 Abs. 2 des Geset¬ 
zes ist das von der Oberfinanzdirektion dafür be¬ 
stimmte Hauptzollamt zuständig. Der Antrag ist 
schriftlich zu stellen. Zur Begründung sind alle 
rechtlichen und tatsächlichen Verhältnisse darzutun 
und auf Verlangen nachzuweisen, die für die Zulas¬ 
sung und für die zollamtliche Überwachung von 
Bedeutung sind. Im Falle des § 62 Abs. 2 Satz 3 des 
Gesetzes gilt § 104 Abs. 4 sinngemäß. Die Zulassung 
wird schriftlich erteilt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 können geringfügige 
Instandsetzungen an auszuführenden Waren auf 
mündlichen Antrag von allen Zollstellen formlos 
zugelassen werden, die die Oberfinanzdirektion 
dafür bestimmt hat. 
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(3) Für die Zulassung von Ausnahmen nach § 63 
Alis 3 Salz 2 des Oselzes isl die Oberfinanzdirek- 
rion zuständig. 

7ii § 06 des Ccscizcs 

§ MO 

ßuchführuiigspflichütjc Personen 

(1) Das i lauptzollaml kann die kaufmännische 
Buchführung als r.mülüliruriq nach § 66 Abs. 1 des 
Gesetzes anerkennen, soweit es sieh um Waren 
baadelt, die aus dem freien Vorkehr des Zollgebiets' 
ob.ne Erlaß, insl.ali.!mg oder Vergütung von Zoll 
und V('i'br>iiidisleuem und ohne Ausfuhrvergünstl* 
«jungen noch dem Gesetz über dar, Branntwein¬ 
monopol in den Preihalon ausgefülirl. worden sind. 

(2) Person« a. die nach § 66 Abs. 1 des Gesetzes 
Buch zu führen haben, haben der von der Ober- 
finanzdireklion bestirumlen Zollstelle den Zeitpunkt 
einer Inventur so rechtzeitig anzu/eigen, daß eine 
zollamtliche Bestandsaufnahme mit der Inventur 
verbunden werden kann. 

§ 141 

Zollzaun, Grenzstreifen, Beleuchtung 

(1) Die Freihafenverwaltung hat den Freihafen 
zu Land nach näherer Weisung der Oberfinanz¬ 
direktion zoOsicher zu umfrieden. Die Umfriedung 
soll aus einem mindestens drei Meter hohen eiser¬ 
nen Zollzaun aus starkem Drahtnetz mit Maschen 
von höchstens vier Zentimeter Länge und Breite 
bestehen. Wo das Gelände beiderseits der Zoll¬ 
grenze verschieden hoch ist, soll der Zollzaun von 
der Sohle der höchsten Stelle gerechnet mindestens 
drei Meter hoch sein. Wo der Zollzaun an das 
Wasser stößt, soll als Abschluß rechtwinklig zum 
Zaun eine mindestens zwei Meter breite, mit Spit¬ 
zen bewehrte Wand von Eisenblech oder ein meh¬ 
rere Meter breites Mascbendrahtgitter angebracht 

(2) Die Freihafenverwaltung hat auf Verlangen 
der Oberfinanzdirektion den Freihafen auch zu 
Wasser außerhalb der Ein- und Ausfahrten zoll¬ 
sicher zu umfrieden. 

(3) Im Freihafen gellen 

1. innerhalb eines Streifens von drei Metern 
vom Zollzaun die in dem Sätzen 1 bis 5 
des § 69 Abs. 1 des Gesetzes bezeichnelen 
Beschränkungen und Befugnisse, 

2. innerhalb eines Streifens von sechs Metern 
vom Zollzaun die in Satz 6 des § 69 Abs. 1 
des Gesetzes bezeichnete Befugnis, 

3. die in § 69 Abs. 3 des Gesetzes bezeichne- 
ten Pflichten 

entsprechend. 

(4) Die Freihafenverwallung hat nach näherer 
Weisung der Oberfinanzdirektion dafür zu sorgen, 
daß der Freihafen außerhalb von Gebäuden so aus¬ 
reichend beleuchtet wird, daß die zollamtliche Über¬ 
wachung gewährleistet ist. 

(5) In den Freihäfen dürfen Waren im Freien 
innerhalb einer Entfernung von drei Metern vom 


Zollzaun nur mit Zustimmung des Hauptzollamts 
gelagert oder abgestellt werden. 

§ 142 

überschreiten der Freihafengrenze 

(1) Die Freihafengrenze {Zollgrenze und Grenze 
gegenüber anderen Zollfrcigebieten) darf nur an 
denjenigen Übergängen und zu denjenigen Zeiten 
überschritten werden, die vom Hauptzollamt für den 
jeweiligen Verkehr oder auch den jeweiligen Per¬ 
sonenkreis zugelassen sind. 

(2) Der Grenzpfad innerhalb des Freihafens darf 
nur mit Erlaubnis des Hauptzollamts betreten wer¬ 
den. 

Zu §§ 67, 71 und 73 des Gesetzes 
§ 143 

Halte- und Bordezeichen 

In 

1. den Gewässern und Watten zwischen der 
Hoheitsgrenze und der Zollgrenze an der Küste, 

2. den vom Zollgebiet ausgeschlossenen Binnen¬ 
gewässern, 

3. dem Zollgrenzbezirk, 

4. den der Grenzaufsicht unterworfenen Gebieten 
verlangen Zollboote und Zollflugzeuge durch die in 
Anlage 4 aufgeführten Zeichen, daß Schiffsführer 
halten oder das Borden ermöglichen. 

Zu § 69 des Gesetzes 

§ 144 

Umschlossene Grundstücke 

Grundstücke sind umschlossen (§ 69 Abs. 3 Satz 1 
des Gesetzes), wenn sie derart umfriedet sind, daß 
sie nur unter Überwindung von Schwierigkeiten 
betreten werden können. Mit Gebäuden unmittelbar 
verbunden sind nur solche Grundstücke, die un¬ 
mittelbar den Zwecken eines bestimmten Gebäudes 
dienen (z. B. Höfe, Hausgärten, Lagerplätze) und an 
das Gebäude stoßen. Den Zwecken eines bestimm¬ 
ten Gebäudes dienen nicht Grundstücke größeren 
Umfangs (z. B. Wildparks, Viehweiden), auf denen 
sich Gebäude befinden. 

Zu § 72 Abs. I und § 73 Abs. 3 des Gesetzes 
§ 145 

Handel mit unverzolltem Schiffs- und Reisebedarf 

(1) Mit unverzolltem Schiffsbedarf handelt, wer 
Waren zum Ausrüsten von Schiffen sowie Mund¬ 
vorrat und Schiffsvorrat als Zollgut oder mit dem 
Anspruch auf Erlaß, Erstattung oder Vergütung von 
Zoll an ein Schiff abgibt. Dem Zollgut stehen auf 
dem Bodensee alle Waren gleich, die nicht aus dem 
freien Verkehr des Zollgebiets stammen. 

(2) Mit unverzolltem Reisebedarf handelt, wer 
Waren als Zollgut oder mit dem Anspruch auf 
Erlaß, Erstattung oder Vergütung von Zoll abgibt, 
die nach den Umständen dazu bestimmt sind, von 
Reisenden als Reisebedarf verwendet zu werden. 
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Dem Zollgut stehen nnl dem Bodensce alle Waren 
gleich, die nidil aus hem l'reieu Verkehr des Zoll¬ 
gebiets stammen 

(3) Unverzollter Sc.hillsbedart dar! nur an den 
Schiflsliihrer oder den Scbiffseigner bezugsberech¬ 
tigter Schiffe oder einen von ihnen beauftragten 
Vertreter abgegeben und nur von diesen Personen 
bezogen werden § 13.3 Abs. 3 Sätze 2 und 3 ist 
anzuwonden. Bei der AI gäbe des Sdiiftsbedarfs ist 
in der Anmeldung, die im Zusammenhang mit der 
Ausfuhr abzugeben ist, Name, Arl und Fahrtziel des 
Schiffes anzugeben. Die Zollstelle, bei der die An¬ 
meldung abgegeben wird, kann verlangen, daß der 
Schiffsbedarf von einem Beleg mit den gleichen 
Angaben begleitet wird; dieser Beleg verbleibt 
beim Bezugsberechtigten. Wird unverzollter Schiffs¬ 
bedarf aus dem Zollgebiet, auf ein Schiff im Frei¬ 
hafen gebracht, so ist § 135 Abs. 4 anzuwenden; 
die nach § 10 zuständige Zollstelfe bestätigt die 
Ausfuhr in den Freihafen auf dem Lieferzettel. Die 
vorstehenden Beschränkungen gellen nicht für Mine¬ 
ralöl, Schmierstoffe und Bunkerkohlen. 

(4) Uriverzolller Reisebedarf darf nur in den vom 
Hauptzollamt bestimmten Verkaufsstellen und nur 
abgegeben werden 

1. in Seezollhäfen an Reisende, die auf be¬ 
zugsberechtigten Schiffen (§ 135 Abs. 3) in 
das Zollausland reisen, 

2. auf ZolifJugplät/.en an Reisende, die auf 
dem Luftweg unmittelbar in das Zollausland 
reisen. 


Zu § 72 Abs. 2 des Gesetzes 

§ 146 

Übertragung von Ermächtigungen 
Die Ermächtigungen des § 72 Abs. 2 des Gesetzes 
werden auf die Oberfinanzdirektionen übertragen. 


Zu § 75 Abs. 2 des Gesetzes 

§ 147 

Abweichungen von Fahr- und Flugnlänen 
Jeder in Betracht kommenden Zollstelle sind 
rechtzeitig auch Abweichungen von den nach § 75 
Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes mitzuteilenden Fahr- und 
Flugplänen (z. B. Sonderfahrten, Sonderflüge, Ver- 
frühungen und Verspätungen) mitzuteilen, soweit 
die Zollstellc nicht, darauf verzichtet. 


Zu § 79 Abs. 1 des Gesetzes 

§ 148 

Pauschalierte Abgabensätze 
(1) Für eirig-rngsubgabenpflicblige Waren, die 

1. weder zum Handel noch zur gewerblichen 
Verwendung bestimmt sind und 

2. insgesamt nicht mehr als 200 Deutsche Mark 
wert sind, 

werden die Eingangsabgaben nach den in Absatz 2 
festgesetzten pauschalierten Sätzen erhoben. 


(2) Folgende pauschalierte Eingangsabgaben gel¬ 
ten für 


Waren, die den Voraus¬ 
setzungen für die An¬ 
wendung der Binncn- 


1. Kaffee, auch entkoffe¬ 

iniert, nicht geröstet, je 
Kilogramm 5,— DM 

2. Kaffee, auch entkoffe¬ 

iniert, geröstet, und Kaf¬ 
feemittel, je Kilogramm 7,— DM 

3. Tee bis zu einem Eigen¬ 
gewicht von 2 Kilogramm, 

je Kilogramm 8,— DM 

4. Zuckerwaren ohne Ka¬ 

kaogehalt der Tarifnum¬ 
mer 17.04-B und C, Ka¬ 
kaopulver und feine Back¬ 
waren, auch mit beliebi¬ 
gem Gehalt an Kakao 20 v. H. 

des 

Wertes 

5. Auszüge oder Essenzen 
aus Kaffee, Zubereitun¬ 
gen auf der Grundlage 
solcher Auszüge oder Es¬ 
senzen, bis zu einem 
Eigengewicht von 2 Kilo¬ 
gramm, je Kilogramm 20,— DM 


6. Auszüge oder Essenzen 
aus Tee, Zubereitungen 
auf der Grundlage sol¬ 
cher Auszüge oder Es¬ 
senzen, bis zu einem 
Eigengewicht von 1 Kilo¬ 
gramm, das Kilogramm 

7. Schaumwein aus frischen 
Weintrauben bis zu 
5 Flaschen je mit einem 
Inhalt bis zu 0,750 Liter 
(Vi Flasche), je Vi Flasche 


12,— DM 


2,50 DM 


8. Wein aus frischen Wein¬ 
trauben in Behältnissen 
mit einem Inhalt 


a) bis zu 0,7 Liter 

b) von mehr als 
0,7 Liter bis 
zu 1 Liter 

c) von mehr als 

1 Liter bis zu 

2 Litern 


0,70 DM 


1,—DM 


2,—DM 


d) von mehr als 2 Litern, 
je Liter 


0,30 DM 


9. Branntwein, Likör und 
andere alkoholische Ge¬ 
tränke, bis zu 3 Litern, 
je Liter 


5, 


— DM 


30 v. IT. 
dos 

Wertes 


25 — DM 


15,— DM 


3,— 


DM 


0,80 DM 

1,10 DM 

2,20 DM 
0,40 DM 


10,—DM 12,—DM 
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b) Zigarren mi l einem Ge¬ 



er) Zigarren mit einem Ge¬ 
wicht von mehr als 
3 Gramm bis zu 200 
Stück, je Stück 

d) Feinschnitt bis zu 
1 Kilogramm, das Kilo- 

e) Pfeifentabak bis zu 
1 Kilogramm, das Kilo¬ 
gramm 

f) Kautabak bis zu 500 
Gramm, das Kilogramm 

g) Schnupftabak bis zu 
500 Gramm, das Kilo¬ 
gramm 


0,00 DM 

0,09 DM 

0,15 DM 

23,— DM 

8,50 DM 
3,— DM 

3,— DM 


0,09 DM 

0,25 DM 

0,40 DM 

48,— DM 

34,— DM 
26,— DM 

12,— DM 


kraft Stoff 1,60 DM 1,60 DM 

b) Diesel- U evol,e 

kraftstoff 1,30 DM 1,30 DM 

c) Schmieröl J 2,— DM 2,— DM 



12. andere Waren, ausge- 
nommmen Äthylalkohol 
(auch vergällt), Sprit 
(auch vergällt), Bier und 

bierähnüdie Getränke lOv.H. 15v,H. 

des des 

Wertes Wertes 

(3) Die pauschalierten Abgabensätze gelten nicht, 
wenn der Zollbeteiligte bei der Abfertigung zum 
freien Verkehr Verzollung nach dem Zolltarif und 
Versteuerung nach den in Betracht kommenden 
Steuergesetzen beantragt; der Antrag muß sich auf 
alle gleichzeitig zu behandelnden Waren beziehen. 
Die pauschalierten Abgabensätze gelten ferner nicht 
für die in Absatz 2 Nrn. 3, 5 bis 7, 9 und 10 bezeich- 
neten Waren in größeren als den dort bezeichneten 
Mengen. 

§ 149 

Geltung ln Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 150 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1962 in Kraft. 


Bonn, den 29. November 1961 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Starke 


Anlage 1 umstehend 
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Anlage 1 

(zu § 1 Abs. 2 Nr. 2) 

Fahrtstrecken im unmittelbaren Verkehr zwischen Häfen des Zollgebiets durch Zollfreigebiete 
(Gewässer zwischen der Hoheitsgrenze und der Zollgrenze an der Küste sowie Freihäfen) 


1. Fahrstrecke zwischen den Fährhäfen Großen- 
broder Fahre und Fehmarnsund, 

2. Durchfahrt auf dem Nord-Ostseo-Kanal durch 
den Freihafen Kiel, 

3. kürzeste, in Höhe der Osterhöflmole beginnende 
oder endende Strecken zwischen allen Häfen an 
der Unterelbe und dem Seezollbafcn in Cux¬ 
haven, 

4. kürzeste Strecken im Seehafen Cuxhaven zwi¬ 
schen dem Allen Hafen, dem Fischereihafen, 
dem vom Zollgebiet nicht ausgeschlossenen Teil 
des Amerika-Hafens und dem Neuen Fischerei¬ 
hafen, 

5. kürzeste Strecken von der Mündung der Geeste, 
vom Vorhafen der Kaiserschleuse oder auch 
vom Vorhafen der Nordschleuse bis zur Seezoll¬ 
grenze bei Einswarden im Verkehr zwischen 


dem Seezollhafen in Bremerhaven und anderen 
Häfen des Zollgebiets, 

6. kürzeste Strecken im Seehafen Bremerhaven 

a) zwischen der Mündung der Geeste und dem 
Vorhafen der Kaiserschleuse oder auch dem 
Vorhafen der Nordschleuse, 

b) zwischen dem Vorhafen der Kaiserschleuse, 
dem Kaiserhafen I, dem Vorhafen der Nord¬ 
schleuse und dem Osthafen, 

7. Fahrstrecke zwischen dem Seezollhafen in 
Bremerhaven und dem Hafen Blexen, 

8. Fahrstrecke zwischen dem Hafen Eckwarder¬ 
hörne und dem Seezollhafen in Wilhelmshaven, 

9. kürzeste Strecken zwischen den Häfen der Insel 
Borkum und dem Seezollhafcn in Emden, 

10. kürzeste Strecken zwischen dem Seczollhafen in 
Emden und anderen Häfen des Zollgebiets. 


Anlage 2 

(zu § 6 Abs. 1 Nr. 8, 
§ 61 Abs. 9 und § 135 
Abs. 3 Nr. 1) 


Küstengebiet 


Das Gebiet vor der deutschen Küste (Küsten¬ 
gebiet) wird seewärts wie folgt begrenzt: 

I. In der Nordsee 

a) durch die Gerade 2 sm seewärts parallel 
zur Verbindungslinie der Punkte 53° 38' 
35” N-Breite, 06° 17' 03” O-Länge (Tonne 
J/E2) und 53° 44’ 57" N-Breite, 06° 24' 15" 
O-Länge (Tonne J/E3), 

b) durch die Gerade 1,5 sm seewärts parallel 
zur Verbindungslinie der Punkto 53° 44' 
57” N-ßroito, 06° 24' 15” O-Länge (Tonne 
J/E3) und 53° 51' 12" N-Breite, 07° 37' 36” 
O-Länge (Tonne J/E 11), 

c) durch die Gerade 1,5 sm seewäris parallel 
zur Verbindungslinie der Punkto 53° 51' 
12" N-Brcitc, 07° 37' 36” O-Läuge (Tonne 
J/E 11) und 53° 57' 24” N-Breile, 07° 53' 
06” O-Länge (Tonne J/F. 13), 

d) durch die Gerade vom nördlichen Punkt der 
unter c) bezeichncten Begrenzungslinie zu 
dom Punkt V2 sm südwestlich 54° 03' 02” 
N-Breito, 08° 04’ 56” Ü-Länge (Tonne H 1), 

e) durch die Gerade ’/z sm südwestlich parallel 
zur Verbindungslinie der Punkte 54° 03’ 
02” N-ßreile, 08° 04' 56” O-Länge (Tenne 
Hl) und 54“ 09' 04” N-Brcit.c, 07° 53' 30" 
O-Länge (Tonne Helgoland), 


f) durch die Gerade V* sm südwestlich von 
Punkt 54° 09' 04” N-Breite, 07“ 53' 30” O- 
Länge (Tonne Helgoland) zu Punkt 54° 10’ 
42" N-Breite, 07° 48’ 14” O-Länge (Tonne 
HSG), 

g) durch die Gerade vpn Punkt 54° 10' 42” 
N-Breite, 07° 48' 14" O-Länge (Tonne HSG) 
zu Punkt 54° 14' 29" N-Breite, 07° 49' 49” 
O-Länge (Tonne Seilebrunn), 

h) durch die Gerade von Punkt 54° 14' 29” 
N-Breite, 07° 49' 49" O-Länge (Tonne Seile¬ 
brunn) zu dem Punkt V* sm westlich 54° 
12' 21" N-Breite, 08° 08' 45” O-Länge 
(Tonne 3), 

i) durch die Geraden Vz sm jeweils seewärts 
parallel zu den Verbindungslinien der 
Punkte 54° 12' 21” N-Breite, 08° 08' 45” 
O-Länge (Tonne 3), 54° 33' 00" N-Breite, 
08° 05’ 00” O-Länge (Tonne 6), 54° 54' 30" 
N-Breite, 08° 05' 00” O-Länge (Tonne 9) so¬ 
wie 55° 03' 48” N-Breile, 08° 03' 51” O- 
Länge (Tonne 10), nördlich bis zur Höhe 
der deutsch-dänischen Grenze; 

II. in der Ostsee 

a) durch die deutsch-dänische Grenze, 

b) weiter durch die Gerade zum Punkt Vs sm 
nordöstlich Punkt 54° 45’ 12" N-Breite, 
10° 04' 36” O-Länge (Tonne 5), 
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c) du ich die Goiado '/»sra seewärts parallel 
•/.ui Verbindungslinie der Punkte 54° 45' 12" 
N-Breile, 10 Od' 36" O-Länge (Tonne 5) und 
5-T 43’ 30" N-ßreile, 10° 08' 18" O-Länge 
(Tonne 4), 

d) dunh die Gerade V« sra seewärts parallel 
zur Verbindungslinie der Punkte 54° 43' 30" 
N-Breile, 10° 08' 18" O-Länge (Tonne 4) 
und 34° 39' 19" N-Breile, 10° 08' 18" O- 
Länge (Tonne 3), 

e) durch die Gerade vom südlichen Punkt der 
unter d) bezeichnten Begrenzungslinie zu 
dem Punkt 54° 31' 00" N-Breile, 10° 17’ 00" 
O-Länge, 

f) vorn Punkt 54° 31' 00” N-Breite, 10° 17' 
00" O-Länge nach Osten der Hoheitsgrenze 
folgend bis in Höhe des Punktes 54° 31' 15" 
N-Breite, 10° 23’ 39” O-Länge (Tonne 2), 

g) von der Hoheitsgrenze in Höhe des Punktes 
54° 31' 15" N-Breite, 10° 23' 39” O-Länge 
(Tonne 2) 1 srrr seewärts parallel zur Ver¬ 
bindungslinie der Punkte 54° 33’ 00" N- 
Breite, 10° 30' 00" O-Länge (Tonne 3), 54° 


34' 06" N-Breite, 10° 34' 00" O-Länge 
(Tonne 4), 54° 36' 00" N-Breile, 11° 09' 00” 
O-Länge (Feuerschiff Fehmarnbelt) und 54° 
30' 38” N-Breite, 11° 25' 00" O-Länge 
(Tonne 6 b), 

h) durch die Geraden Va sm jeweils östlich 
parallel zu den Verbindungslinien der 
Punkte 54° 30' 38" N-Breite, 11° 25' 00” 
O-Länge (Tonne 6b), 54° 18' 12" N-Breite, 
11° 23' 24” O-Länge (Tonne 5), 54° 12' 42" 
N-Breite, 10° 23’ 27" O-Länge (Tonne 4) 
und 54° 11’ 18" N-Breite, 11° 23' 30" O- 
Länge (Tonne Wismar 1), 

i) weiter durch die Verbindungslinie von dem 
Punkt ‘/asm östlich 54° 11' 18" N-Breite, 
11° 23' 30" O-Länge (Tonne Wismar 1) in 
Richtung 70° bis zu dem Punkt 54° 20' 00" 
N-Breite, 12° 03' 30" O-Länge (Schnittpunkt 
mit der Warnemünde-Ansteuerung), 

k) von Punkt 54° 20’ 00" N-Breite, 12° 02' 30" 
O-Länge (Schnittpunkt mit der Warne- 
münde-Ansteuerung) weiter in Richtung 
50°. 


Anlage 3 

(zu § 7 Abs. 1 Nr. 2, 

§§ 8, 17 und 82 Abs. 1) 


(1) Das Zollzeichon 1 besteht 

a) bei Tag aus einer grünen Flagge, deren 
Länge 1,50 m und deren Breite am obeien 
Ende (am Flaggenstock) 0,75 m, am unteren 
Ende 0,30 m beträgt. Die Flagge ist am 
Flaggenstock am Heck, ggf. unter der 
Nationalflagge, zu hissen; 

b) bei Nacht aus einer am Flaggenstock am 
Heck, 1 bis 2 m über Bord, zu führenden 
gewöhnlichen Milchglaslaterne, Die Milch¬ 
glaslaterne ist nur zu setzen, wenn das 
Schiff am Ufer oder im Hafen stilliegt. 

(2) Das Zollzeichen 2 besteht bei Tag aus einer 
senkrecht in ein blaues und weißes Feld geteilten 
dreieckigen Flagge, das blaue Feld innen an der 
Fiaggleine (2. Hilfsstander der amtlichen deutschen 
Ausgabe des Internationalen Signalbuches 1931) in 
folgenden Abmessungen: 

a) Länge 3 m und Breite (an der Fiaggleine) 
2,40 m oder 

b) Länge 2,25 m und Breite (an der Flagg- 
leine) 1,80 m oder 


c) Länge 1,50 m und Breite (an der Flagg- 
leine) 1,20 m. 

Die Zollflagge ist am Signalstag oberhalb der Kom¬ 
mandobrücke oder am Vor- oder Hintermast bis zur 
Höhe der Saling zu hissen. 

(3) Das Zollzeichen 3 besteht bei Tag aus einer 
weißen dreieckigen Flagge in den Abmessungen des 
Absatzes 2 mit einem waagerechten schwarzen 
Mittelstreifen (3. Hilfsstander der amtlichen deut¬ 
schen Ausgabe des Internationalen Signalbuches 
1931). Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend, 

(4) Die Zollzeichen 2 und 3 , bestehen bei Nacht 
aus einem grünen Zollicht. Dieses Licht muß als 
Zollzeichen 2 mindestens 1 m, höchstens 2 m senk¬ 
recht über dem gemäß Artikel 10 der Seestraßen¬ 
ordnung vorgeschriebenen Hecklicht, als Zollzeichon 
3 entsprechend unter dem Hecklicht geführt werden. 
Es muß so eingerichtet und angebracht sein, daß es 
ein ununterbrodienes Licht über einen Bogen von 
mindestens 10, höchstens 12 Kompaßstrichen — je 
5 oder 6 Strich von recht achteraus auf jeder Seite 
des Schiffes — wirft. Das Licht muß auf eine Ent¬ 
fernung von mindestens 1 sm sichtbar sein. 
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Anlage 4 

(zu § 17 Abs, 2 und § 143) 

Halte- und Bordezelchen 


Halte- und Bordezeichen sind 


I. bei Zollflugzeugen 
bei Tag: 

das Zeigen eines grünen Wimpels, der in 
weißen Buchstaben die Aufschrift „Zoll" trägt, 
oder das weiße Lichtsignal mit Scheinwerfer: 
lang, kurz (—.), 
bei Nacht: 

das weiße Lichtsignal mit Scheinwerfer: lang, 
kurz (— .); 

II. bei Zollbootcn 
1. bei Tag: 

a) in Küstengewässern, auf Seeschiffahrt¬ 
straßen im Geltungsbereich der Seeschiff- 
fahrtstraßen-Ordnung vom 6. Mai 1952 
(Bundesgesetzbl. II S. 553) in der jeweils 
geltenden Fassung, in den Seehäfen und 
auf dem Nord-Ostsee-Kanal: 

das Zeigen eines weißen Standers mit 
der Aufschrift „Zoll“ und darunter 
eine rechteckige grüne Flagge 
oder 

das Schallsignal: ein langer, ein kurzer 
Ton (— .), 

b) auf Binnenschi llahrtstraßen, auf Binnen¬ 
seen und auf der Donau: 

das Zeigen eines weißen Standers mit 
der Aufschrift „Zoll" und darunter 
eine rechteckige grüne Flagge 


oder 

das Schallsignal „Achtung", ein langer 
Ton (-), 

c) auf dem Rhein: 

das Zeigen einer rechteckigen durch 
Schräglinien in vier dreieckige Felder 
geteilten Flagge in den Bundesfarben 
(oben schwarz, rechts und links rot; 
unten gold) 
oder 

das Schallsignal „Achtung", ein langer 
Ton (—), 

2. bei Nacht: 

a) in Küstengewässern, auf Seeschiffabrt- 
straßen im Geltungsbereich der Seeschiff- 
fahrtstraßen-Ordnung vom 6. Mai 1952 
(Bundesgesetzbl. II S. 553) in der jeweils 
geltenden Fassung, in den Seehäfen und 
auf dem Nord-Ostsee-Kanal: 

mehrfaches Blinken der grünen Erken¬ 
nungslichter 
oder 

das Schallsignal: ein langer, ein kurzer 
Ton (-.), 

b) auf Binnenschiffahrtstraßen, auf Binnen¬ 
seen, auf der Donau und auf dem Rhein: 

ein rotes Blinklicht 
oder 

das Schallsignal „Achtung", ein langer 
Ton (-), 


Anlage 5 

(zu § 77) 

Taratarif 

TeilA: Anwendungsbestimmungen 


§ 1 

Begriffsmerkmale für Umschließungen 

Im Taratarif sind 

1. Kisten und Fässer: 

solche aus Holz. 

2 . Ballen; 

a) Umschließungen, die mindestens aus einer 
doppelten Lage von Packleinwand, Sack- 
drell, Wachstuch, Segeltuch, Schilf-, Rohr-, 
Stroh- oder Bastgeflecht oder ähnlichen 
groben, schwer ins Gewicht fallenden Stof¬ 
fen bestehen; 

b) Umschließungen, die mindestens aus zwei 
verschiedenartigen Lagen der unter a) be- 
zeichneton Stolfe bestehen. 


a) Umschließungen aus einer Lage von Pack¬ 
leinwand, Sackdrell, Wachstuch, Segeltuch 
oder ähnlichen schwer ins Gewicht fallen¬ 
den Geweben; 

b) Umschließungen, die aus einer doppelten 
Lage von leichten Geweben bestehen. 

4. einfache Umschließungen aus leichten Geweben: 

a) solche aus leichten feineren Geweben von 
pflanzlichen Spinnstoffen; 

b) solche aus gröberen Geweben von pflanz¬ 
lichen Spinnstoffen, lose oder netzartig ge¬ 
webt. 

§ 2 

. Anwendung der Tarasätze, Allgemeines 
(1) Soweit Tarasätze gelten, wird das Eigen¬ 
gewicht von Waren dadurch ermittelt, daß ihr Roh- 



Nr. !)1 — Tag der Ausgabe: 

gowidil um den als T<ii astil/. in Teil B festgesetzten 
VomlumdcTlsalz gekürzt wiid. 

(2) Tar.xsälze gelten nur für Umschließungen, die 
n.-icii ihrer Art vollständig und so beschaffen sind, 
wie es in § 1 und in Teil B vorgesehen ist. 

§ 3 

Tarasätze für Ballen und Säcke 
Ist das Gewichl von Ballen oder Säcken augen¬ 
scheinlich niedriger als das dem Tarasatz entspre¬ 
chende Gewicht, so werden die in Betracht kom¬ 
menden Tarasiilze niehI angewendet. Die Zollstelle 
kann jedoch mit Zustimmung des Zollbeteiligten auf 
Waren in Ballen die Tarasäl/e liir Säcke, auf Waren 
in Säcken die Tarasäl/e für einfache Umschließun¬ 
gen aus leirhlen Geweben anwenden. 

§ 4 

Tarasätze für Fässer mit Tabak 
Ist bei Tabakblättern, Tabakrippen und Tabak- 
stcngeln (aus Tarifnr. 24.01) in Fässern bis zu 600 kg 
das Gewicht der Umschließungen augenscheinlich 
niedriger als das dem Tarasatz entsprechende Ge¬ 
wicht, so werden die in Befracht kommenden Tara¬ 
sätze nicht angewendel. Die Zollstelle kann jedoch 
mit Zustimmung des Zoll beteiligten auf diese Waren 
die Tara.Sätze für Fässer von mehr als 600 kg an- 



Tarasätze für Umschließungen aus verschieden 
schweren Steifen 

Auf Waren in Umschließungen aus verschieden 
schweren Stoffen können, soweit für sie Tarasätze 
nicht festgesetzt sind, mit Zustimmung des Zollbe- 
leiligten die Tarasätze für ganz aus den leichteren 
Stoffen hergestellte Umschließungen angewendet 
werden. 

§ 6 

Tarasätze bei Waren in mehreren Umschließungen 

(1) Bei Waren in mehreren Umschließungen, für 
die jeweils Tarasätze festgesetzt sind, werden die 
Tarasätze weder zusammengerechnet noch einzeln 
na di e i n an d e r ang e vv en d e I,. 
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(2) Der Zollbeteiligte darf jedoch alle Umschlie¬ 
ßungen außerhalb derjenigen innersten Umschlie¬ 
ßung, für die ein Tarasatz festgesetzt ist, entfernen. 
Nur der Tarasatz für diese Umschließung wird an¬ 
gewendet. 

(3) Läßt der Zollbeteiligte die Packstücke unver¬ 
ändert, so kann nur der Tarasatz für die äußerste 
Umschließung angewendet werden. 

§ 7 

Ermittlung des Eigengewichts durch Wägen 

(1) Das Eigengewicht von Waren wird durch 
Wägen ermittelt: 

1. auf Antrag des Zollbeteiligten, wenn das 
Gewicht der Umschließungen augenschein¬ 
lich oder nach den der Zollstelle vorlie¬ 
genden Unterlagen das dem Tarasatz ent¬ 
sprechende Gewicht erheblich überschreitet, 

2. von Amts wegen, 

a) wenn das Gewicht der Umschließungen 
augenscheinlich oder nach den der Zoll¬ 
stelle vorliegenden Unterlagen das dem 
Tarasatz entsprechende Gewicht erheb¬ 
lich unterschreitet, 

b) wenn das Wägen zum Ermitteln oder 
Nachprüfen von Tarasätzen angeordnet 
ist. 

(2) Soweit das Eigengewicht nach Absatz 1 duich 
Wägen ermittelt ist, werden Tarasätze nicht ange¬ 
wendet. 

§ 8 

Anwendung der Tarazuschlagsätze 

Soweit Tarazuschlagsätze anzuwenden sind, wird 
das Rohgewicht der Waren dadurch ermittelt, daß 
ihr Eigengewicht um den als Tarazuschlagsatz fest¬ 
gesetzten Vomhundertsatz erhöht wird. 

§ 9 

Genauigkeit der Gewichtsberedmung 

Das Zollgewicht wird bei der Anwendung von 
Tarasätzen oder Tarazuschlagsätzen nur bis auf 
Hundertstel eines Kilogramms errechnet, über- 
schießende Bruchteile bleiben außer Betracht. 


Teil B umstehend 
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Teil B: Tarasätze 


Warenbezeichnung 

und Bezeichnung der Umschließungen 


auch geröstet oder entkoffeiniert; 

asiilen und -liäutfheri; Kaffeemittel mit beliebigem Gehalt a 
fee, nicht geröstet; 


s Kenia, Uganda und Tanganjika . 


us losen, auch netzui iigen Geweben . 

rukarlige, deren innere Lage aus Papier besteht . 


ms leichten Geweben . 

ms losen, auch net/arligen Geweben: 

mit Kailee aus LI Salvador . 

mit anderem Kaffee . 


für Kaffee, geröstet: 


Kisten: 

aus dreilagigem Sperrholz, an den Kanten mit Eisenblech beschlagen, innen mit 
Metall oder Papier oder mit beiden ausgelegt, wenn die Holzlagen bestehen 

überwiegend aus Hartholz . 

überwiegend ans Woichholz . 

mit Metall ausgelegt oder mit Blecheinsatz versehen und außerdem außen mit 

Papier beklebt oder innen mit Papier beklebt oder ausgelegt . 

aus rohem hartem Holz, nur mit Blei ausgelegt oder nur mit Blecheinsatz 

aus rohem weichem Holz; 

nur mit. Blattblei ausgelegt . 

nur mit Blattzinn ausgelegt . 

nur mit Bluüaluminium oder mit Blattaluminium und Papier ausgelegt .... 
aus rohem hartem oder weichem Holz, außen mit Papier beklebt und innen 
mit Blattblei und Papier ausgelegt, mit Mattenumhüllung versehen, bei einem 


t (ol 


a Matte 


.1: Mult 


jelegt, bei 
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Tarifnurnmer 
des Deutschen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

und Bezeichnung der Umschließungen 

Tarasatz 

des Roh¬ 
gewichts 

1 

2 


aus 24.01 

Tabak, unverarbeitet; Tabakabfälle: 

für nicht entrippte Tabakblätter und Abfälle von unverarbeiteten Tabakblättern, 
andere als Kippen und Stengel: 



ganz oder teilweise aus Sperrholz . 

aus weichem Holz, von 175 kg oder darunter: 

mit. vier inneren Rahmenhölzern, mit Ölpapier ausgelegt, durch starke Drähte 
oder zwei Bandeisen verschlossen, mit nicht entrippten Tabakblättern aus USA 

15 


(sogenannte Broadlea f-Kisten) . 

26 


andere ... 

15 


von 175 kg oder darunter.. 

25 


von mehr als 175 kg.. 

von 400 kg oder darunter: 

22 


aus weichem Holz . 

16 


aus hartem Holz oder überwiegend aus hartem Holz . 

von mehr als 400 kg bis einschließlich 600 kg: 

19 


aus weichem Holz . 

13 


aus hartem Holz oder überwiegend aus hartem Holz . 

von mehr als 600 kg: 

15 


aus weichem Holz . 

10 


aus hartem Holz oder überwiegend aus hartem Holz . 

andere Umschließungen: 

aus Bastplatten oder harten Palmblattplatten, mit Stricken oder Tauen ver¬ 
schnürt, im Gewicht: 

11 


bis 60 kg, auch mit Leinenumhüllung. 

14 


von über 60 kg bis 70 kg, auch mit Leinenumhüllung. 

11 


von über 70 kg bis 80 kg, auch mit Leinenumhüllung. 

von über 80 kg: 

9 


mit Lcinenumhüllung. 

10 


ohne Leinenumhüllung ... 

einfache aus schwerem Leinen, innerhalb dessen sich auf zwei Längsseiten je 4 
— zusammen also 8 — nebeneinandergelegte Zedernholzbrettchen von der 

8 


Länge der Packslücke befinden . 

aus Schilfgeflecht, mit Stricken verschnürt, mit Jutegewebe oder doppeltem 

9 


Leinen umhüllt .. 

aus doppeltem SchiJfgeflecht, mit Garn zusainmengenäht, mit Stricken oder 
Tauen verschnürt, auch mit Bambusstäben versteift, auch mit gespaltenem Rohr 

4 


geschnürt . 

aus schweren Schilfmatten, mit Stricken vernäht und mit Stricken oder Tauen 

5 


verschnürt (mit sogenannten Mexikotabaken) . 

aus feinem Bastgeil echt, ausgelegt mit dünnem Schilfgefiecht, mit gespaltenem 
Rohr geschnürt, auch mit Leinenumhüllung (mit Tabakblättern von Manila¬ 

4 


tabak) . 

aus weichen Basl.matten, innen ausgelegt mit Schilfplatten, mit Rohrstricken ge¬ 

3 


schnürt (mit Tabakblättern von Manilatabak) . 

einfache aus teils leichtem, teils sdiwerem Jutegewebe, auch mit Papier aus- 

3 


qelegt. und mit Bindfaden verschnürt. 

einfache aus Haargeflecht (auch gewebeartig hergestelltem) und Leinen, auch mit 

3 


Stricken oder Tauen verschnürt . 

3 


einfache aus Jutegcfledit (auch gewebe.arl.ig hergestelltem) und Leinen . 

3 


aus leichten Matten ... 

2 
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Tarasatz 

Z.c'nüülüa“, 

Warenbezeichnung 


Zolltarifs 

und Bezeichnung der Umschließungen 

des Roh¬ 
gewichts 

i 

2 

3 

(noch 

aus !< idiler. Mallen, auch mit Papier ausgelegt, mit Stricken oder Tauen ver- 1 


aus 24.01) 

schnürt, auch mit Pappe an den äußeren Kanten versehen. 

2,5 


aus teils leichtem feinerem, teils netzartig gewebtem gröberem Julegewebe: 



mit Papiereinlage, mit Tabakblättern 




2,5 


aus der Türkei . 

2 


ohne Papiereinlage, mit Orienttabak . 

2 


aus leichtem Jutegewebe, außen mit Stricken verschnürt . 

1,5 


aus Julegewebe (an den beiden Stirnseiten und einer langen Schmalseite des 



Packstiidcs) und Papier (an den beiden Flachselten und der zweiten langen 
Schmalseite des Packstücks), an der äußeren Seite mit Bindfaden verschnürt .... 

2 


aus Schilfmatten (Rückenteil und Seitenteile) und Jutegewebe (Vorder-, Kopf- 



und Unterteil), an den Rändern mit Bindfaden vernäht. 

2 


für Rippen und Stengel: 



Fässer von 600 kg oder darunter. 

11 


sonst wie für nicht entrippte Tabakblätter und Abfälle von unbearbeiteten Tabak¬ 



blättern. 


aus 24.02 

Tabak, verarbeitet; Tabakauszüge und Tabaksoßen: 

für Tabak, gepreßt oder gesoßt, zum Herstellen von Schnupftabak: 

| Umschließungen aus Tierhäuten . j 

8 
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Wertzollordmrag (WertZO) 
Vom 29. November 1S01 


Inhaltsübersicht 


Normalpreis 

üblicher Wettbewerbspreis . 1 

Menge . 2 

Gewinnungs-, iierslellungs- oder Bearbeitungsland . . 3 

Handelsslufe, maßgebender Käufer . 4 

llandelsstufe bei Vermittlungsgeschäften. 5 

Preis im maßgebenden Zeitpunkt . 6 

Maßgebender Ort für den Normalpreis, Ort der Ver¬ 
zollung . 7 

Vertriebskosten . 8 

Einzelne Vcrtriebskostcn . 9 

Einzelne Beförderungskosten . 10 
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rungsmittel und bei unentgeltlicher Beförderung .. 12 

Ausnahmen bei Beförderung auf dem Luftwege. 13 

Provisionen . 14 
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Auf Grund des 5 .'12 Abs. 4 und des § 78 Abs. 1 
des 7.ollgese!zes vwn M. Juni 1961 (Bundcsgesetz- 
blall I S. 737) wird verordnet: 

t. Absdmill 

§ 1 

Üblicher Wettbewerbspreis 

(1) Bei der Feststellung des üblichen Wettbe¬ 
werbspreises (§ 29 Abs. 1 und .'I des Gesetzes) sind 
die §§ 2 bis 5 zu beachten. Dabei wird von einem 
Preis ausgegangon, zu dem der Verkäufer die ein- 
gelührtc Ware üblicherweise an jeden Käufer ver- 
kaull oder verkaufen würde. 

(2) Ein solcher Preis ist Normalpreis, wenn er im 
maßgebenden Zeitpunkt (§ 6) und Ort (§ 7) erzielt 
werden kann und dir: Kostenvorschriften der §§ 8 
bis 17 erfüllt. 

(3) Können für die Ware mehrere übliche Wett¬ 
bewerbspreise erzielt werden, so wird von dem 
Preismittel ausgegangen. 

§ 2 

Menge 

Es wird von der Warenmenge ausgegangen, 

1. die zum freien Verkehr oder nach § 55 Abs. 1 
des Gesetzes zur Zollgutverwendung abgefer¬ 
tigt wird, 

2. die nach § 39 des Gesetzes angesdirieben wird, 

3. die in den freien Vorkehr entnommen wird 
oder 

4. lür die nach den §§ 57 und 58 des Gesetzes eine 
Zollschuld entsteht. 

§ 3 

Gewinnung»-, Herstellungs- 
Oder Bearbeitungsland 

(1) Es wird berücksichtigt, in welchem Land die 
Ware gewonnen oder hergestellt worden ist und in 
welchem Land sie die letzte wesentliche Bearbei¬ 
tung erfahren hat. 

(2) Wird die Ware nicht in dem Land gekauft, in 
welchem sie gewonnen oder hergestellt worden ist 
oder die letzte wesentliche Bearbeitung erfahren hat, 
so wird außerdem eine durch den Zwischenhandel 
und eine durch eine unwesentliche Bearbeitung ver¬ 
ursachte Preisänderung berücksichtigt. 

§ 4 

Handelsstufe, maßgebender Käufer 

(1) Für Waren, die. für gewerbliche Zwecke be¬ 
stimmt. sind, wird der übliche Wettbewerbspreis auf 
der Handelsstufe des Käufers festgestellt, wenn 
Verkäufer und Kauter der Waren voneinander un¬ 
abhängig sind (§ 30 Abs. 1 des Gesetzes). Die Han- 
delsst.ufe des Alleinvertreters wird anerkannt, es 
sei denn, daß er über das Allcinvert.reterverhältnis 
hinaus mit dem Verkäufer geschäftlich verbunden 
ist. 


(2) Bearbcit.ungs- und Verarbeitungsbetriebe so¬ 
wie Montagebetriebe gelten als eigene Handelsstufe, 
soweit ihnen handelsüblich ein besonderer Preis 
eingeräumt wird. 

(3) Käufer im Sinne der Absätze 1 und 2 (maß¬ 
gebender Käufer) ist der im Zollgebiet oder in 
einem Freihafen ansässige Käufer, der der Zollwert¬ 
anmelder ist (§ 21 Abs. 3 der Allgemeinen Zollord¬ 
nung). 

(4) Werden Waren, die für gewerbliche Zwecke 
bestimmt sind, nicht auf Grund eines Kaufgeschäfts 
eingeführt (z. B. von einer Zweigniederlassung), so 
ist die Eiandelsstufe eines Käufers im Sinne des Ab¬ 
satzes 1 maßgebend, an den gleichartige Waren in 
der betreffenden Branche tatsächlich verkauft wer¬ 
den. Werden Waren, die für gewerbliche Zwecke 
bestimmt sind, von einem Käufer eingeführt und 
sind Verkäufer und Käufer — gegebenenfalls über 
ein Alleinvertreterverhältnis hinaus — voneinander 
abhängig, so wird die Handelsstufe des Käufers an¬ 
erkannt; dies gilt nicht, wenn gleichartige Waren 
auch von Käufern im Sinne des Absatzes 1 einge¬ 
führt werden und diese HandelssLufe bei ihnen in 
der betreffenden Branche tatsächlich nicht vorkommt, 

(5) Für Waren, die nicht für gewerbliche Zwecke 
bestimmt sind, wird der übliche Wettbewerbspreis 
auf der Grundlage des Verkaufspreises der letzten 
Handelsstufe festgestellt. 

(6) Sind Wären zu bewerten, für die nach § 57 
Abs. 1 oder § 58 Abs. 1 des Gesetzes eine Zollschuld 
entstanden ist, so wird der übliche Wettbewerbs¬ 
preis auf der Handelsstufe eines Käufers festgeslellt, 
an den die Waren brancheüblidi unter den Bedin¬ 
gungen des freien Wettbewerbs verkauft werden. 

§ 5 

Handelsstufe bei Vermittlungsgeschäften 

Ist der Vermittler eines Kaufgeschäfts der Zoll¬ 
wertanmelder, so wird der übliche Wettbewerbs¬ 
preis auf der Handclsstufe des Käufers festgestellt, 
an den die Waren über diesen Vermittler geliefert 
werden. Liefert der Vermittler die Waren an Käu¬ 
fer, die auf verschiedenen Handelsstufen stehen, so 
ist die erste Handelsstufe der Käufer maßgebend, 
an die der Vermittler die Waren zu liefern pflegt. 

§ 6 

Preis im maßgebenden Zeitpunkt 

(1) Als Preis, der im maßgebenden Zeitpunkt er¬ 
zielt werden kann, gilt der Preis, der in diesem 
Zeitpunkt für sofort greifbare Ware erzielbar ist. 
Ist ein derartiger Preis nicht bekannt, so wird mög¬ 
lichst von Preisen aus Kaufverträgen ausgegangen, 
die sofortige Lieferung vorsehen. Hierbei werden 
Kaufverträge herangezogen, deren Abschluß dem 
maßgebenden Zeitpunkt möglichst nahe liegt. 

(2) Sind nur Preise aus Kaufverträgen auf spätere 
Abladung bekannt, so wird von dem Preis aus 
einem Kaufvertrag ausgegangen, dessen Ablade¬ 
termin dem maßgebenden Zeitpunkt möglichst nahe 
liegt. 
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§ 7 

Maßgebender Ort für den Normalpreis, 

Ort der Verzollung 

(ij Es wird der übliche Wettbewerbspreis zu¬ 
grunde gelegt, der am Ort der Einfuhr für die einge- 
ml'lle Ware erzielt werden kann. 

(2) Als Orl der Umfuhr gilt 

1. im Seeverkehr der Hafen, in dem die Ware 
erstmals nach § 9 Abs. 1 des Gesetzes be¬ 
handelt wird oder unter Berücksichtigung 
ihres Transportweges behandelt werden 
würde, wenn sie nicht nach § 6 Abs. 5 des 
Gesetzes von der Gestellung befreit wäre, 

2. im Luftverkehr der Ort des ersten ange¬ 
flogenen Zollflugpiatzes oder der Ort an 
dein das Flugzeug sonst zulässigerweise 
landet und entladen wird, 

3. im Postverkehr der Ort der ersten Gestel¬ 
lung oder der Anschreibung der Waren, 

4. im Eisenbahn-, Binnenschiffahrts- und Land¬ 
straßenverkehr und bei sonstigen Verkeh¬ 
ren der erste Ort nach überschreiten der 
Zollgrenze. 

(3) Ort der Verzollung (§ 32 Abs. 1 des Gesetzes) 
ist der Ort der Abfertigung des Zollguts zum freien 
Verkehr, der Anschreibung, der ersten Abfertigung 
des Zollguts zur Zollgullagerung, der Abfertigung 
des Zollguts zur Veredelung, der Abfertigung des 
veredelten Zollguts zum freien Verkehr oder der 
Abfertigung des Zollguts zur Zollgutverwendung. 

§ 8 

Vertriebskosten 

(1) Unter den in § 29 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes 
aulgeführten Kosten sind die Vertriebskosten zu 
verstehen, die 

1. dem Verkäufer entstehen, um die zu be¬ 
wertende Ware an den maßgebenden Käu¬ 
fer zu verkaufen und bis zum Ort der Ein¬ 
fuhr zu liefern, oder 

2. einem unabhängigen Verkäufer entstehen 
würden, uin die zu bewertende Ware an 
einen im Zollgebiet oder in einem Frei¬ 
hafen ansässigen Käufer zu verkaufen und 
bis zum Ort der Einfuhr zu liefern. 

§ 12 Abs. 1 und die §§ 13 und 18 bleiben unberührt. 

(2) Werden Vertriebskosten, die vom Normal¬ 
preis umfaßt werden, vom Käufer getragen, so ist zu 
unterstellen, daß sie der Verkäufer zu tragen hat. 
Sie sind in der Höhe in den Normalpreis einzube¬ 
ziehen, in der sie dem Käufer tatsächlich entstehen; 
§ 12 Abs. 2 und die §§ 13 und 18 bleiben unberührt. 
§ 32 Abs. 2 des Gesetzes gilt sinngemäß. 


§ 9 

Einzelne Vertriebskosten 

Vcrlriebskoslen im Sinne des § 8 sind neben den 
Umschließungskoslen im Sinne des § 32 Abs. 3 Satz 1 
des Gesetzes insbesondere 


1. Beförderungskosten (§§ 10 bis 13), 

2. Provisionen (§ 14), 

3. Kosten (einschließlich der konsularischen Ge¬ 
bühren) für die Ausstellung von Urkunden im 
Ausland, die für die Einfuhr der Ware erfor¬ 
derlich sind, 

4 . Abgaben, die im Ausland zu entrichten sind, 
außer denen, die für die Ware bei der Ausfuhr 
nicht erhoben oder erstattet werden, 

5. Kosten des Verpackens. 

§ 10 

Einzelne Beförderungskosten 

(1) Beförderungskosten im Sinne des § 9 sind 
insbesondere 

1. Lade- und Umladekosten, 

2. Lagerkosten, die während der Beförderung 
entstehen, 

3. Frachten, 

4 . Provision und Aufwendungsersatz des Spe¬ 
diteurs, 

5. Kosten der Transportversicherung, 

6. Miete für Beförderungsmittel und Behälter, 

7. Beeisungskosten, Fütterungskosten für Tiere 
(z. B. Futter- und Pflegekosten) und Kosten 
für die Benutzung von Schutzplanen. 

(2) Zu den Beförderungskosten, die die Lieferung 
der Ware bis zum Ort der Einfuhr belasten (§ 29 
Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes), gehören auch Miete, Ver¬ 
sicherungskosten und Frachten für die Beförderung 
der leeren Beförderungsmittel und Behälter im Aus¬ 
land. 

§ 11 

Ort für die Abgrenzung 
der Beförderungskosten 

Der Normalpreis umfaßt die Beförderungskosten 

1. im Seeverkehr bis zum Anlande- oder Umlade¬ 
platz in dem Seehafen, der als Einfuhrort gilt 
(§ 7 Abs. 2 Nr. 1), 

2. im Eisenbahn-, Binnenschiffahrts- oder Land¬ 
straßenverkehr bis zum Ort der Einfuhr (§ 7 
Abs. 2 Nr. 4) oder, wenn die Grenze Tarif- 
sdmittpunkt ist, bis zur Grenze, 

3. im Luftverkehr bis zum überfliegen der Grenze, 

4 . bei Einfuhren über Abfertigungsplätze außer¬ 
halb des Zollgebiets bis zum Ort des Abferti¬ 
gungsplatzes, wenn dieser Tarifschnittpunkt 
ist, 

5. im Postverkehr bis zum Ort der Einfuhr (§ 7 
Abs. 2 Nr. 3), 

6. bei sonstigen Verkehren bis zum Ort der Ein¬ 
fuhr (§ 7 Abs. 2 Nr. 4). 

§ 12 

Beförderungskosten bei Benutzung 
eigener Beförderungsmittel 
und bei unentgeltlicher Beförderung 

(1) Wird die Ware vom Verkäufer mit eigenen 
Beförderungsmitteln über den Einfuhrort hinaus be- 
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fördert, so i..! für die inländische Bcförderungs- 
Mreekc ein he,reg ,iis üdöiderungskosten anzu- 
M'fzcm, der bei durchgehender Fraditbcrechnung 
durch einen TrnnsporIimlc'rnehiner darauf entfallen 
würde. 

(2) Wird dir? Ware unentgeltlich oder mit einem 
vorn Käufer gestellten Beförderungsmittel befördert, 
so sind die Beförderungskosten an/.usetzen, die ein 
Trruve'ioriuntei nehinei liir die Beförderung clor 
Ware? bis zum lönluhrorl berechnen würde. 

§ 13 

Ausnahmen bei Beförderung 
auf dem Luftwege 

Bei Beförderung auf dem Luftwege werden in fol¬ 
genden Fallen an Stelle der Kosten der Beförderung 
aul dem Luftwege! die Kosten in den Normalpreis 
einbezogen, die bei der Beförderung auf dem Land- 
oder Wasserwege entstanden wären: 

t. bei Geschenksendungen, 

2. bei Mustern und Proben, die kostenlos gelie- 
Ier l werden, wenn sie der Anbahnung von 
I landelsgescha!len dienen oder zu Unter- 
suchungszwecken geliefert werden und wenn 
ihre Menge den handelsüblichen Rahmen nicht, 
überschreitet, 

3. bei Werbemitteln, die kostenlos geliefert wer¬ 
den, 

4. bei Sendungen mit einem Warenwert von 100 
Deutsche Mark oder weniger, wenn die Kosten 
der Beförderung auf dem Luftwege den Waren¬ 
wert übersteigern, 

5. bei sonstigen Sendungen, wenn der Käufer die 
Kosten der Beförderung auf dem Luftwege be¬ 
zahlt und nadigcwiesen wird, daß die Mehr¬ 
kosten dieser Beförderung endgültig vom Ver¬ 
käufer getragen werden. 

§ 14 

Provisionen 

(1) Unter Provisionen fallen insbesondere die 
Provisionen für Handelsvertreter, Kommissionäre, 
sonstige Vermittler, die die Waren für Rechnung 
des Verkäufers an einen im Zollgebiet oder in 
einem Freihafen ansässigen Käufer verkaufen, und 
der Maklerlohn. 

(2) Einkaufsprovisionen werden vom Normal¬ 
preis nur umfaßt, wenn der Preis der Ware nicht 
die Vertriebskosten enthält, die einem Verkäufer 
entstehen würden, der die Ware selbst oder durch 
einen Verkaufsvermittler an einen im Zollgebiet 
oder in einem Freihafen ansässigen Käufer verkauft 
und liefert. 

§ 15 

Kosten der Feststellung 
der Beschaffenheit oder Menge 

Ist nach dem Kaufvertrag oder entsprechend der 
Handelsübung die Höhe des Kaufpreises von der 
Feststellung der Beschaffenheit oder der Menge der 
Ware abhängig, so umfaßt der Normalpreis die da¬ 


durch entstehenden Kosten ohne Rücksicht daraul, 
ob die Feststellung im Inland oder im Ausland ge¬ 
troffen wird. 

§ 16 

Umschließungen 

(1) § 32 Abs. 3 des Gesetzes ist auch anzuwenden, 
wenn die Umschließungen in einem besonderen 
Zollverkehr von der Ware getrennt werden. 

(2) Werden die Waren während der Lagerung in 
einem Zollgutlager (§ 43 des Gesetzes) oder in 
einem Zollaufschublager (§ 46 des Gesetzes) umge¬ 
packt oder umgefüllt, so umfaßt der Normalpreis 
auch noch die Kosten der Umschließungen, in die 
die Ware umgepackt oder umgefüllt worden ist, 
wenn eine andere Bemessungsgrundlage für eine 
spätere Zollbehandlung maßgebend wird (§ 43 
Abs. 2, § 46 Abs. 4 des Gesetzes). Dies gilt nicht, 
wenn die Umschließungen aus dem freien Verkehr 
des Zollgebiets stammen und von einem im Zoll¬ 
gebiet oder in einem Freihafen ansässigen Käufer 
zur Verfügung gestellt worden sind. 

§ 17 

Eingangsabgaben, oifentlieh-rechllicbe Gebühren, 
AusgleicfcsbetrSge 

(1) Der Normalpreis umfaßt nicht die Eingangs¬ 
abgaben. Dies gilt auch für die Gebühren, die auf 
Grund öffentlich-rechtlicher Bestimmungen aus An¬ 
laß der Einfuhr von Waren erhoben werden. 

(2) Der Normalpreis umfaßt nicht die Ausgleichs¬ 
beträge, die im Inland auf Grund öffentlich-recht¬ 
licher Bestimmungen zur Anpassung des Einfuhr¬ 
preises der Waren an den Binnenmarktpreis von 
Waren heimischer Erzeugung erhoben werden. 

§ 18 

Aufteilung gemeinsamer Kosten 

(1) Gemeinsame Kosten verschieden zu tarifie¬ 
render Waren einer Sendung werden nach der 
Menge oder nach dem Wert der einzelnen Waren 
aufgeteilt, je nachdem, wie sie berechnet worden 
sind. 

(2) Kosten einer gemeinsamen Umschließung, in 
der verschieden zu tarifierende Waren eingehen, 
werden nach der Menge der einzelnen Waren auf- 
geteilt. 

(3) Gemeinsame Kosten werden nicht aufgeteilt, 
wenn 

1. die Waren der Sendung dem gleichen Zoll¬ 
satz unterliegen und der Zollbeteiligte die 
Kosten in der Zollanmeldung nicht, auf die 
einzelnen Waren aufteilt 

oder 

2. der Zollbeteiligte beantragt, daß die Kosten 
in den Normalpreis der Ware mit dem 
größten Wertanteil einbezogen werden. 

§ 19 

Fortlaufende Zahlungen 

Wird eine Ware nur auf Grund von Verträgen 
eingeführt, die als Entgelt fortlaufende Zahlungen 
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vorsehen, so kann die auf den Barwert zurüdtge- 
‘ .ihrl« Summe der voraussichtlichen Zahlungen wäh¬ 
rend der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer die 
Grundlage der Bewertung bilden. Dieser Summe ist 
ein fester Betrag hinzuzurethnen, falls ein solcher 
neben den b,i i leidenden Zahlungen zu entrichten 

§ 20 

Nutzung von Rechten 

(!) Der Normalpreis einer Ware, die nach einer 
.patentierten Erfindung oder nach einem eingetrage¬ 
ne!) a hiam'isnitish r liergestelll worden ist, um- 
iaiU i h r u dem anteiligen Wert des ausgenutzten 
Hcrslelinngs- und Vertriebsrechts auch den Wert 
des R (bis, die Ware gewerbsmäßig zu gebrauchen. 

(2] Der Normalpreis einer Ware, die unter Aus¬ 
nutzung urheberrechtlicher Befugnisse hergestellt 
wo d u ist, umfaßt den auf die Ware entfallenden 
Wert der ausgenutzten Befugnisse. 

(3j Der Normalpreis der in den Absätzen 1 und 2 
bezeichnefen Waren umfaßt nicht den Wert des 
Herstellungs- oder Vervielfältigungsrechts, das im 
Inland ausgeübt werden soll. Dies gilt auch für 
Waren, die bei der inländischen Herstellung oder 
Vervielfältigung als Vorlage oder übertragungs- 
iniftel dienen sollen (z. B. Modelle, Zeichnungen, 
Patentschriften, Klischees, Matrizen). 

§ 21 

Ausländisches Warenzeichen 

(1) Der Normalpreis einer Ware, die ein auslän¬ 
disches Warenzeichen trägt oder eingeführt wird, 
um unter einem ausländischem Warenzeichen ver¬ 
kauft zu werden, umfaßt den auf die Ware entfal¬ 
lenden Werl, des Rechts zur Benutzung des Waren¬ 
zeichens. 

(2) Für die Feststellung des Normalpreises gilt 
als ausländisches Warenzeichen auch ein im Inland 
eingetragenes Warenzeichen, das den Zweck hat, 
darzutun, daß die Ware 

1. ausländischen Ursprungs ist, d. h. von einer 
natürlichen oder juristischen Person im 
Ausland angebaut, erzeugt, hergestellt, 
ausgesucht, zum Verkauf hergerichtet oder 
anderweitig bearbeitet worden ist, 

2. von einer natürlichen oder juristischen Per¬ 
son stammt, die durch Handels-, Finanz¬ 
oder sonstige Beziehungen vertraglicher 
oder außervertraglicher Art mit einer der 
unter Nummer 1 genannten Personen ver¬ 
bunden ist, 

3. von einer natürlichen oder juristischen 
Person stammt, an die eine der unter 
Nummer 1 oder Nummer 2 genannten 
Personen das Recht zur Benutzung des 
Warenzeichens unter Vorbehalt ihres In¬ 
haberrechts an diesem Warenzeichen ab¬ 
getreten hat. 

§ 22 

Wert des Warenzeichens bei weiterer Bearbeitung 
der eingeführten Waren 

Wird die zu bewertende Ware im Inland über eine 
veikaufsfertige Herrichtung hinaus bearbeitet und 


die unter ihrer Verwendung hergestellte Ware mit 
einem nur im Ausland eingetragenen Warenzeichen 
oder einem ausländischen Warenzeichen im Sinne 
des § 21 Abs. 2 versehen, so umfaßt der Normal¬ 
preis der zu bewertenden Ware nicht den Wert des 
Rechts zur Benutzung des ausländischen Waren¬ 
zeichens, wenn 

1. die zu bewertende Ware unter den Bedingun¬ 
gen des freien Wettbewerbs an jeden Käufer 
verkauft wird oder 

2. die im Inland entstandene Ware auch dann mit 
dem ausländischen Warenzeichen versehen 
werden dar!, wenn sie nicht unter Verwendung 
der zu bewertenden Ware hergestcllt wird. 

§ 23 

Inländisches Warenzeichen 

(1) Der Normalpreis einer Ware, die ein inländi¬ 
sches Warenzeichen trägt, umfaßt den auf die Ware 
entfallenden Wert des Rechts zur Benutzung dieses 
Warenzeichens. 

(2) Der auf die Ware entfallende Wert des Rechts 
zur Benutzung des inländischen Warenzeichens wird 
nicht vom Normalpreis der Ware umfaßt, wenn das 
Warenzeichen an einer im Ausland hergestellten 
Ware auf Veranlassung des im Zollgebiet oder in 
einem Freihafen ansässigen Inhabers des Waren¬ 
zeichens oder mit seiner Zustimmung angebracht ist. 

§ 24 

Gewinn aus Kapitalbeteiligung 

Als Ertrag im Sinne des § 30 Abs. 1 Nr. 2 des 
Gesetzes gilt nicht der Gewinn, der dem Verkäufer 
der zu bewertenden Ware oder einer mit ihm ver¬ 
bundenen natürlichen oder juristischen Person auf 
Grund der kapitalmäßigen Beteiligung an dem 
Unternehmen des Käufers der Ware zugute kommt. 

§ 25 

Maßgebende Währung 

Sind Preise und Kosten in mehreren Währungen 
ausgedrückt, so ist die Währung maßgebend, in der 
der Rechnungsbetrag geschuldet wird. Der Rech¬ 
nungsbetrag kann in der Regel als in der Währung 
geschuldet angesehen werden, in der der Rech¬ 
nungsendbetrag ausgedrückt ist. 

II. Abschnitt 
Rechnungspreis 

§ 26 

Rechnungspreis als Bewei fungsgrundlage 

Als Zollwert gilt der vom Zollwertanmelder ge¬ 
zahlte Rechnungspreis aus einem Kaufvertrag, wenn 

1. er dem im maßgebenden Zeitpunkt erzielbaren 
üblichen Wettbewerbspreis (§ 1) entspricht 
- oder mit Rücksicht auf außergewöhnliche Preis¬ 
nachlässe, auf eine Preisermäßigung, die nur 
einem Alleinvertreter gewährt wird, und jede 
andere Ermäßigung des üblichen Wettbewerbs¬ 
preises so berichtigt worden ist, daß er diesem 
Preis entspricht, 
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2. er den Anforderungen des Normalpreises in 
bezug auf den Ort (§ 7) entspricht oder ent¬ 
sprechend berichtigt worden ist, 

3. nach den §§ 8 bis 17 etwa erforderliche Kosten¬ 
berichtigengen vorgenommen worden sind. 


§ 27 

Rechnungspreis aus einem in handelsüblichem 
Zeitraum obgewickelten Kaulvertrag 

(1) Der Rechnungspreis aus einem Kaufvertrag, 
der vor dem maßgebenden Zeitpunkt abgeschlossen 
und in einem handelsüblichen Zeitraum abgewickelt 
ist, wird der Bewertung zugrunde gelegt, wenn er 
— gegebenenfalls nach Berichtigung gemäß § 26 
Nr. 1 — dem üblichen Wettbewerbspreis entspricht, 
der für die Ware im Zeitpunkt des Kaufabschlusses 
oder der Preisvereinbarung bei gleichen Lieferungs¬ 
bedingungen erzielt werden konnte. § 26 Nrn. 2 und 
3 gelten entsprechend. 

(2) Der Kaufvertrag gilt stets als in einem han¬ 
delsüblichen Zeitraum abgewidcelt, 

1. wenn der Kaufabschluß oder die Preisver- 
einbarung nicht länger als sechs Monate 
vor dem maßgebenden Zeitpunkt liegt oder, 

2. falls der Zeitraum zwischen Kaufabschluß 
oder Preisvereinbarung und dem maß¬ 
gebenden Zeitpunkt sechs Monate über¬ 
steigt, wenn 

a) das Geschäft zügig durchgeführt worden 
ist oder 

b) Waren, die auf besondere Bestellung 
hc rgesfellt werden, in der vereinbarten 
Lieferungsfrist geliefert worden sind 
oder 

c) Waren, die nach Musterkollektionen ver¬ 
kauft und auf Grund der eingegangenen 
Bestellungen hergestcllt werden, in 
einer handelsüblichen Frist geliefert 
werden oder 

d) der Zeitraum bei Waren, die handels¬ 
üblich auf spätere Abladung gehandelt 
werden, zwölf Monate nicht übersteigt. 


§ 28 

Preisband 

Sind für die Ware im maßgebenden Zeitpunkt 
oder im Zeitpunkt des Kaufabschlusses oder der 
Preisvereinburung mehrere Wettbewerbspreise üb¬ 
licherweise erzielbar, so wird jeder Rechnungspreis 
als Grundlage der Bewertung anerkannt, der sich 
im Rahmen der üblichen Wettbewerbspreise (Preis¬ 
band) hält. Liegt jedoch ein Preisnachlaß oder eine 
Preisermäßigung im Sinne dos § 26 Nr. 1 vor, so 
wird der Rechnungspreis entsprechend berichtigt. 
Fällt ein Rechnungspreis, der nicht im Preisband 
liegt, nach Berichtigung gemäß § 26 Nr, 1 in das 
Preisband, so wird der berichtigte Preis der Bewer¬ 
tung zugrunde gelegt. 


§ 29 

Bewertung bei Anmeldung durch einen Vermittler 

Ist der Vermittler eines Kaufgeschäfts Zollwert¬ 
anmelder, so wird bei der Bewertung von dem 
Rechnungspreis der in § 5 bezeichneten Käufer aus¬ 
gegangen, die die Ware im oder nahe dem maß¬ 
gebenden Zeitpunkt über ihn kaufen oder zu kaufen 
pflegen, wenn dieser Preis als üblicher Wettbewerbs¬ 
preis gelten kann. Von diesem Preis werden ins¬ 
besondere, falls sie in ihm enthalten sind, abgezogen 

1. Eingangsabgaben, Gebühren und Ausgleichs¬ 
beträge (§ 17), 

2. die Umsatzsteuer, die für die Lieferung der 
Ware entrichtet wird, 

3 . inländische Beförderungskosten, unbeschadet 
der Vorschrift des § 34, 

4 . Kosten des Umpackens, Sortierens und einer 
anderweitigen verkaufsfertigen Herrichtung, 
soweit sie nach dem maßgebenden Zeitpunkt, 
entstehen. 

§ 30 

Preisnachlässe, Preisermäßigungen 

Bei der Feststellung des Zollwerts au; der Grund¬ 
lage des Rechnungspreises werden Preisnachlässe 
und Preisermäßigungen, die zu den Vorschriften 
über den Normalpreis (§§ 29, 30 des Gesetzes) nicht 
im Widerspruch stehen, insoweit anerkannt, als sie 

1. unbeschadet der Vorschrift in § 32 der Art und 
Höhe nach handelsüblich sind, 

2. im maßgebenden Zeitpunkt dem Grunde und 
der Höhe nach feststehen und 

3. für die zu bewertende Ware gewährt werden. 

§ 31 

Einzelne Preisnachlässe und Preisermäßigungen 

(1) Zu den Vorschriften über den Normalpreis 
stehen insbesondere nicht im Widerspruch 

1. das Barzahlungsskonto und das Kassa¬ 
skonto, 

2. Mengenrabatte, 

3 . Rabatte, die Käufern wegen ihrer Handels¬ 
stufe (§§ 4 und 5) gewährt werden (Funk¬ 
tionsrabatte), 

4. Rabatte zur Anpassung eines Preises an die 
Marktlage. 

(2) Zu den Vorschriften über den Normalpreis 
stehen insbesondere im Widersprach 

1. Preisermäßigungen, die nur Alleinvertre¬ 
tern gewährt werden (§ 31 Abs. 2 des Ge¬ 
setzes), 

2. Preisnachlässe für die Verpflichtung des 
Käufers, nicht bei anderen Verkäufern zu 
beziehen (Treuerabatt), 
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3. Prcisnaddüwü lt*i Bankgarantie, Bürgschaft 
oder Vorauszahlung, 

4. der Musteri aball, 

5. dt'r Einlührungsrabalt, 

6. der Umsal/bonus. 


§ il2 

Skonto 

Das Barzahlung«- und das Kassaskonto werden 
anerkannt, wenn der Rechnungspreis ein Zielpreis 
ist und soweit das Skonto der Höhe nach handels¬ 
üblich oder angemessen ist. 

§ 33 

Mengenrabatte bei Teillieferungen 

(1) Wird ein Kaufvertrag in Teillieferungen er¬ 
füllt, so wird ein handelsüblicher Mengenrabatt, der 
für die nach § 2 maßgebende Menge der Waren 
vereinbart worden ist, anerkannt, wenn der Rabatt 
schon bei der Abfertigung oder Anschreibung der 
ersten Teillieferung feststeht. 

(2) Der auf die einzelne Teillieferung entfallende 
Mengenrabatt kann auf Antrag des Zollbeteiligten 
bei der Zollwertfeststcllung jeder Teillieferung an¬ 
erkannt werden, wenn sich der Zollbeteiligte der 
Mengenkontrolle unterwirft, die im einzelnen Falle 
von der Zollstelle bestimmt wild, die die erste Teil¬ 
lieferung abfertigt. 

(3) Kann der Mengenrabatt nicht bei jeder Teil¬ 
lieferung anerkannt werden, so ist er bei der letz¬ 
ten Teillieferung für die gesamte Menge anzuerken¬ 
nen. Der Zollbeteiligte hat nachzuweisen, daß die 
gesamte Menge, für die der Rabatt gewährt worden 
ist, in den freien Verkehr übergegangen oder nach 
§ 55 Abs. 1 des Gesetzes zur Zoll gut Verwendung ab¬ 
gefertigt worden ist und daß der Mengenrabatt bei 
der Zollwerl feslslellung der vorhergegangenen 
Teillieferungen noch nicht aüeik« null worden ist. 


§ 34 

Beförderungskosten bei gleichem Preis 

Entspricht der Rechnungspreis der Ware im Be¬ 
stimmungsort dem Preis, der für die Ware am Ort 
der Einfuhr erzielbar ist, so entfällt eine Berichti¬ 
gung hinsichtlich der Befördcrungskosten. Dies gilt 
nicht, wenn durch Unterlagen über die durchschnitt¬ 
lich im Inland entstandenen Beförderungskosten 
glaubhaft gemacht wird, daß ein für jeden Käufer 
geltender Preis bei Lieferung am Ort der Einfuhr 
niedriger wäre als der Rechnungspreis. 


§ 35 

Einfuhr zerlegter Waren 

(1) Wird eine Ware (z. B. eine Maschine) als 
solche gekauft, jedoch in Teile zerlegt eingeführt, 


und werden die Teile der Ware für sich verzollt, so 
wird der — gegebenenfalls berichtigte — Rech¬ 
nungspreis der Ware auf die einzelnen Teile auf¬ 
geteilt. 

(2) Der aufzuteilende Preis umfaßt auch den zum 
Zoll wert der Ware gehörenden Wert der in den 
§§20 bis 23 bezeichneten Rechte. 

(3) Die Teileinfuhren werden auf der Rechnung 
abgeschrieben. Der Zollwertanmelder hat der Zoll¬ 
stelle, die die erste Abschreibung vornirnmt, die 
Einfuhr aller Teile der Ware nadizuweisen. Die 
Zollstelle setzt ihm hierfür eine angemessene Frist. 

§ 36 

Warenzusammenstellung 

Wird eine Warenzusammenstellung (z. B. eine 
Zimmereinrichtung), die aus verschieden zu tarifie¬ 
renden Waren besteht, entsprechend der Handels¬ 
übung zu einem Gesamtpreis verkauft, so wird der 
— gegebenenfalls berichtigte — Rechnungspreis der 
Warenzusammenstellung auf die verschieden zu 
tarifierenden Waren aufgeteilt. 

§ 37 

Gewichtsveränderungen, Gewichtsfranchisen 

(1) Weicht das zollamtlich ermittelte Gewicht 
einer Ware infolge von Gewiditsveränderungen, die 
auf natürliche Einflüsse während des Transports 
zurückzuführen sind (z. B. Feuchtigkeit oder Trocken¬ 
heit), vom Verladegewicht ab, so schließt der Ge¬ 
wichtsunterschied die Anerkennung des Gesamt¬ 
rechnungspreises nidit aus, wenn der Preis auf der 
Grundlage des Verladegewichts berechnet worden 
ist. Dies gilt sinngemäß auch für Waren, die nach 
anderen Maßstäben gehandelt werden. 

(2) Der Gesamtrechnungspreis ist bei Vorliegen 
der sonstigen Voraussetzungen auch dann der Be¬ 
wertung zugrunde zu legen, wenn 

1. die Mengenunterschiede zwischen der be¬ 
rechneten und der zollamtlich ermittelten 
Menge sich im Rahmen einer vereinbarten 
Gewichtsfranchise halten und die Gewichts¬ 
franchise den handelsüblichen Rahmen 
nicht überschreitet, oder 
% die Mengenunterschiede den Rahmen einer 
handelsüblichen Gewichtsfranchise oder der 
üblichen Abweichungen bei der Mengen¬ 
ermittlung nicht überschreiten. 

Der Gesamtrechnungspreis ist insoweit zu berich¬ 
tigen, als sich die Mengenunterschiede nicht im 
Rahmen dieser Grenzen (Nummern 1 und 2) halten. 

§ 38 

Kosten der Lagerung im Freihafen 

Wird eine Ware für Rechnung des Zollwertanmel¬ 
ders in einem Freihafen (§ 86 Abs. 1 des Gesetzes) 
gelagert und der von ihm zu zahlende Preis der 
Bewertung zugrunde gelegt, so braucht dieser wegen 
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der Kosten der Lagerung — ausgenommen die 
Kosten der Lagerbeliaudlung — nicht, berichtigt zu 
werden. 

§ 39 

Ungewißheit über Rechnungspreis oder Kosten 

(1) Kanu der Zollwerlamnoidor Ln der schriftlichen 
Zollanmeldung eien Rechnungspreis oder vom Zoll- 
wert umfaßte Kosten nicht angeben, weil 

1. der Kaufpreis einer Ware 

a) von Feststellungen über ihre Beschaffen¬ 
heit oder 

b) von besonderen Mongenerrnitllungen 
(z. II. von der Feststellung des Trocken¬ 
gewichts von Wolle) 

abhängt, deren Ergebnis ihm noch nidit 
bekannt geworden ist., 

2. die Ware noch nicht verkauft und der Zoll- 
werUmmelder Vermittler oder Metist ist, 

3. die Kosten noch nicht bekannt sind und der 
Zollwertanmcldcr mit ihrer sofortigen 
Schätzung nicht einverstanden ist, 

so hat er in der Zollanmeldung die voraussichtlichen, 
als solche besonders zu kennzeichnenden Preise und 
Kosten anzugeben. Die Zollslelle setzt ihm eine an¬ 
gemessene Frist für die Anmeldung der endgültigen 
Preise und Kosten, sofern nicht nach Absatz 2 ver¬ 
fahren werden kann. Die Frist darf sechs Monate 
nicht übersteigen. Geht die Ergänzung der Zoll¬ 
anmeldung nicht innerhalb der festgesetzten Frist 
bei der Zollstelle ein, dann wird der Zollwert gemäß 
§ 217 Abs. 2 Satz 1 der Reichsabgabenorduung ge¬ 
schätzt. 

(2) Kann die ZoltstpHe in den Fällen des Ab¬ 
satzes 1 den Normalpreis auch ohne Ergänzung der 
Zollanmeldung festste)len, so ist die Zollanmeldung 
nicht zu ergänzen. 

§ 40 

Rechnung 

(1) Rechnungen, die den Anforderungen des Ab¬ 
satzes 2 nicht entsprechen, können als Grundlage 
einer Bewertung nach dein Rechnungspreis (§§26ff.) 
abgelehnt werden. 

(2) Die Rechnung muß vom Verkäufer ausgestellt 
«ein. Sie soll, folgende Angaben enthalten: 

1. den Namen (die Firma) und die Anschrift 

des Verkäufers und des Käufers, 

2. den Ort und den Tag ihrer Ausstellung, 

3. Zahl, Art, Zeichen und Nummern der Pack¬ 
stück o, 

4. eine genaue Beschreibung der Ware (ihre 
handelsübliche Bezeichnung nach Art, Be¬ 
schäl loriheil, Güteklasse usw. unter beson¬ 
derer Angabe werlerhöhender oder wert- 
miadernder Figonschatlen), 

5. die Warenmenge in der handelsüblichen 
Einheit, 


6. den für die Ware vereinbarten Preis, 

7. die Lieferungs- und Zahlungsbedingungen, 

8. die Unterschrift des Verkäufers. 


III. Abschnitt 

Bewertung in besonderen Fällen 

§ 41 

Bewertung von Waren, 
die nicht cingefilhrt worden sind 

Für nichl eingeführte Waren (§ 32 Abs. 6 des Ge¬ 
setzes) ist der erzielbare übliche Wettbewerbspreis 
(§ 1) am Ort der Verzollung festzustellen. 

§ 42 

Entgelt bei Zollermäßigimg aus besonderen Gründen 

Zum Entgelt für das Herstellen der Ware im Zoll¬ 
ausland (§ 26 Abs. 3 des Gesetzes) gehören die 
Kosten für Zutaten, das Verpacken und für die Um¬ 
schließungen, soweit diese Kosten nach § 32 Abs. 3 
des Gesetzes vom Zollwert umfaßt werden. 

§ 43 

Bewertung von Nebenerzeugnissen und Abfällen 
im aktiven Veredelungsverkehr 

(1) Sind Nebenerzeugnisse und Abfälle nach ihrer 
Beschaffenheit zu bewerten (§ 48 Abs. 5 des Geset¬ 
zes), so wird der Bewertung der übliche Wettbe¬ 
werbspreis zugrunde gelegt, den Waren gleicher 
Beschaffenheit bei der Einfuhr erzielen würden. Ist 
ein Preis für eingeführle Waren nicht bekannt, so 
gilt als Zollwert der übliche Wettbewerbspreis 
gleichartiger inländischer Waren. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn im Falle des 
§ 51 des Gesetzes (Vorgriff) Nebenerzeugnisse oder 
Abfälle nach ihrer Beschaffenheit zu bewerten sind. 
Für die Feststellung des Zollwerts ist der Zeitpunkt 
maßgebend, in dem der Antrag auf Abfertigung des 
Nachholguts zum freien Verkehr gestellt wird. 

§ 44 

Bewertung im passiven Veredelungs verkehr 

(1) Bei der Feststellung des Preises der unver¬ 
edelten Waren (§ 52 Abs. 4 des Gesetzes) ist deren 
Gewinnungs-, Hersteliungs- oder Bearbeitungsland 
(§ 3) zu berücksichtigen. 

(2) Unter der ersten Handelsstufe im Sinne des 
§ 52 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes ist die Handelsstufe 
der Käufer zu verstehen, an die der Inhaber des 
Veredelungsverkehrs die unveredelten Waren bei 
einem Kaufgeschäft unter den Bedingungen des 
freien Wettbewerbs zu verkaufen pflegt. Hat er die 
unveredelten Waren von Dritten bezogen oder ver¬ 
kauft er sie nidit unter den Bedingungen des freien 
Wettbewerbs, so ist die Handelsstufe der Käufer 
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maligebend, an die diese Waren üblicherweise unter 
den Bedingungen des 1 reien Wettbewerbs verkauft 
werden. 

(3) Als Veredelungsenlgell im Sinne des § 52 
Abs. 5 des Gesetzes gelten der Vcrodehingslobn, die 
Koster, für Zutaten und, soweit nicht eine Zollermä¬ 
ßig ang aus besonderen Gründen (§ 26 des Gesetzes) 
zugesagt ist, die Kosten für Vorbereitungsarbeiten 
und Vorlagen, die Kosten der Umschließungen, so¬ 
weit diese Kosten nach § 32 Abs. 3 des Gesetzes 
vom Zollwert, der Waren umiüßl werden, und die 
Kosien des Verpackens. 

(4) Sind die Zollsätze für die unveredelten Waren 
und für die veredelten Waren gleich, so ist der Zoll 
von der Wertsteigerung zu berechnen, die durch die 
Veredelung eingelrelen ist. Als Wertsteigerung 
kann das Veredelungsentgelt (Absatz 3) angenom¬ 
men werden. 

§ 45 

Bewertung bei Ausbesserung wegen Sachmangels 

Bei Waren, die einem Wertzoll unterliegen und 
die nach ihrer Verzollung wegen eines Sachmangels 


in einem passiven Veredelungsverkehr kostenlos 
ausgebessert worden sind, ist die Wertminderung 
der ursprünglich gelieferten Waren der Wertsteige- 
rung durch die kostenlose Ausbesserung gleichzu¬ 
setzen. 

IV. Abschnitt 

Schlußvorschriften 
§ 46 

Geltung in Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 47 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1962 in Kraft. 


Bonn, den 29. November 1961 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Starke 
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Verkündungen im Bundesanzciger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnung nachrichtlich 
hingewiesen: 


Verkündet im Tag des 

Bezeichnung der Verordnung Bundesanzeiger Inkraft- 

Nr. vom tretens 


Strom- und schiffahrlpolizeiliche Anordnung der Wasser- und 
Sdiiffalirtsdirektion Hamburg über den Umschlag von leicht 
entzündlichen Flüssigkeiten auf der Reede querab der Insel 

Vom 6. November lüfil 


228 28.11.61 1.12.61 
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